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Vorwort. 



In der folgenflen Abhandlung einer Klassification der 
verschiedenen Beziehungen, welche heutzutage zwischen der 
Regierung und der Presse im deutsclien Beiche bestehen, 
basiert der Schreiber seine Arbeit vorzugsweise auf das ge- 
schriebene Gesetz. Unglücklicherweise heisst das Gesetz 
kennen nicht immer auch zugleich wissen wie es ausgelegt 
wird. Doch sind die, von dem Reichsgericht in Streitfragen 
ausgesprochenen Entscheidungen allgenu'in in (iebrauch ge- 
kommen. Das vorgesteckte Ziel soll nicht eine Abhandlung 
über Straf- und Pressiccht, sondern elier eine solche über 
den Journalismus sein, welche vielleicht späterhin dazu dienen 
mag, die Grundlage zu Vergleichungen mit anderen Ländern 
zu bilden. 

Die Methode der Anwendung der Gesetze in Bezug auf 
die Zeitung unter dem Beichspressgesetz von 1874, die zu so 
vielen IHsknssionen Veranlassung gegeben hat, ist für den 

Joiu iuilisten von höchster Wichtigkeit, In erster Reihe wird 
er allerdings hiervon ni(dit berührt, und da es eine Aufgabe 
für den Juristen bi«^tet, inuss es einem solchen überlassen 
bleiben, diesen Punkt zu erörtern. 8ache des Journalisten 
ist es vor allem, sich in Bezug anf das Gresetz zu orientieren, 
um einer Verletzung desselben vorzubeugen, keinesw^ aber, 
um es erst verletzen zu können und nachher es zu verhindern 
wissen, dass es gegen ihn in Anwendung kommt Will ein 
Journalist ans gewissen, verwickelten, unklaren Bestimmungen 
desselben V'ortheil ziehen, so wird er .lurispriidenz studieren 
müssen. Unserer Ansicht nach ist dies nicht Journalismus. 
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Der Journalist kann als solcher leider nur das Existierende 
hinnehmen. Er kann nnr als Individuum seinen Einflnss gegen 
Andere als Individuen gebranchen, welche letztere oft mächtiger 

als er selbst sind, um die Beziehungen, in denen die Presse 
zu dem Staat steht, zu modifideivii. TiKlein wir die ver- 
schiedenen Pressgesetze auf die>e Weise mit einander in 
Berührung bringen, liott'en wir zu zeigen, wenn der Bt^weis 
noch nöthig, welch mäelitiger Faktor im Journalismus der 
Staat sein kann, und vielleicht auch einige falsche Begritfe 
aus dem Weg zu räumen. 

Wenn der Versuch des Schreibers, seine diesbezüglichen 
Absichten auszufahren von Erfolg begleitet ist, wird er sich 
gern zufrieden geben und es als hini'eichenden Lohn ansehen, 
sollte sein Werk auf ii^gend eine Weise dazu beitrag«Mi, richtige 
Begrifte betreffs der grossen Kreise industriellen und intel- 
lektuellen Unternehmens zu verbreiten, dem anzugehören er 
sich zur Ehre rechnet. Später hofft er dann die Gelegenheit 
zn haben, über die deutschen Pressgesetze zu reden im Gegen- 
satz zu denen der Verem. Staaten von Amerika, England, 
Frankreich und Oesterreich. Wir werden sehen, wie ver- 
schiedenartig in verschiedenen Ländern der Staat in dieser 
Hinsicht sich verhält. 
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Einleitung*. 



Die Wissenschaft des Journalismus. 

Die Tier srossen Faktoren, die znr Bildung der Zeitung 

zusauimenwirkeu. 

Der Zeitnngs- Jouruallsmus beruht anf vier Faktoren, das 
heisst, er ist vier verschiedenen Haupteinflüssen unterworfen. 
Diese werden stets mehr oder wenig^er thätige, gute oder 
schlechte Einflüsse sein. Der eine kann sich möglicherweise 

auf die Kosten anderer entwickeln, oder zwei oder drei der- 
selben können vorherrschen. Heute jedoch, seitdem die Presse 
die wichtige Stelhing in allen menschlichen Angelegenheiten 
erreicht hat, die sie in allen grossen Ländern der Erde ein- 
ninunt, finden wir, dass alle vier Richtungen dasni beitragen, 
den Oharalcter unserer Zeitungen auf diese oder jene Weise 
zu gestalten und zu bilden. Diese Einflüsse können ein- 
sclnrankend wirken, d. Ii. sie können die nclitige Entwicklung 
der Zeitung nach gewissen Bahnen hin hemmen. Anderer- 
seits können sie so weise Anwendunsr hndeii. dass sie dem 
Journalismus von prüsster Hilfe und wahrem Nutzen sind. 
Diese Kintlüsse auizusuchen, die Regeln aufzustellen, denen 
sie unterworfen und die Mittel zu untersuchen, durch die sie 
veranlasst werden können, der richtigen Entwicklung dieser 
grossen Triebfeder in allen Angelegenheiten des Lebens zu 
dienen, darin besteht, wie wir dieselbe auffassen, die Wissen- 
schaft des Journalismus. 

Der erste Einfluss geht von dem Staat aus; der zweite 
von den iiesitzein der Zeitungen, auf deren Gefahr und 

Kosleu letztere erscheinen uud deren Uäiide schliesslich den 

1 
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Gewinn einstreichen ; der dritte hängt von den Fähigkeiten 
und dem Masse geistiger Produktivität der lledakteure und 
verschiedeneu sonstigen Mitarbeitern der Zeitung ab; und der 
vierte richtet sich nach der Nachfrage und dem Verständniss 
des Leserkreises, unter welchem die Zeitung cirkuliert und 
verkauft werden soll. 

I. Der Staat 

Wir erwälinen den Einfluss, den die Regierung ausftbt, 
zuerst, weil in der chronologischen Ordnung er der ei*ste ist, 
dei eine besondere Bedeutung in der Entwickln hl; der Presse 
erkingte, und der während eines Zeitraumes von so vielen 
Jahren auf dem Continent von Europa daliin wirkte, den 
Journalismus zu beschränken und verkleinern und ihm 
Scliwierigkeiten aufzubürden. Er machte sich zu einer Zeit 
geltend, da die Bucbdruckerkunst noch nicht erfunden war, 
also lange, ehe eine Zeitung, in dem rechten Sinne des Wortes, 
entstanden sein konnte. Die Oensnr von Handschi-iften 
existierte, ehe Lnther's Arbeiten durch das Edikt von Worms 
verbrannt wui ilen und die \'ei breitung von Naclnichten durch 
Briefe, soweit sie niclit die Form einer Privatkorrespondenz 
trugen, war früher sclion verscliiedenen Bestimmungen unter- 
worfen. Die Regierung ging mit grosser Strenge gegen die 
Flugschriften und gedruckten Blätter vor, welche die Vor- 
läufer der Zeitung waren, und als die letztere schliesslich ins 
Leben trat, wurde sie sofort den allgemeinen Regeln für 
andere Fresserzeugnisse untei'gestellt. Das Recht, diesen 
Einfluss auszuüben, ist seitdem stet^ behauptet und aufrecht 
erhalten worden, und obgleich wichtige Aenderungen in der 
Methode von Zeit zu Zeit eingetreten sind, gibt es doch noch 
viele Länder, in denen es die (Jberhand im Journalismus bei- 
behält. Es war ein Einfluss, der eine beschränkende Thätig- 
keit ausübte, ehe die EigenthCimer erschienen, denn letztere, 
als besonderer Einfluss, dessen Grenzen in unserem Zeitungs- 
wesen sich fühlbar gemacht haben, sind erst in vei'hältniss- 
mftssig neuerer Zeit hervorgetreten, seitdem das Arbeitsfeld 
der Presse sich so ausgedehnt bat, dass die Vervielfachung 
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der J^'imktioneu eine Arbeitstlieilung^ eilieischte. Es war eine 
Macht, ehe unser dritter EiuÜuss, die Fähigkeiten und Pro- 
duktivität der E^idakteure, eiue besondere Wichtigkeit erlangt 
liatte, denn nur ein kleines feld der Thätigkeit lag ümen 
ofl^, und keine ihrer Pflichten würde wohl ihre individnellen 
Geistesgrenzen überschritten haben. Es braucht kamn er- 
wähnt zu werden, dass anch der viei-te Eiofluss, die Nach- 
frage nnd die Bedflrfoisse der L^er, erst viel später sich 
fühlbar uiauhte. Dar leLzlcrc ist eiii Faktor, welcher haupt- 
sächlich in den letzten Jahren erst an Boden gewonnen hat, 
und keine grosse Wiikung ausüben konnte, wo noch einige 
i^eitungen existirten und eine Konkurrenz diese wenig be- 
lührte. Der Einiluss von iSeiten des Staates kann für die 
Entwicklung des Journalismus das einstlichste Hindemiss sein. 
Durch die Ausübung der Censui', durch wiederholte Beschlag- 
nahme einaselner Ausgaben und andere Massregeln kann er 
eine gänzliche Vernichtung der Presse möglich machen. Er 
kann aber auch, im Gegensatz hierzu libeiaier und wirklich 
wohlthätig sich erweisen. Diese Thätigkeit der Regierung 
nimmt, in Einklang mit den jedesmaligen nationalen Zuständen, 
iu versclüedeueu Ländern eiue verschiedene Gestalt an, die 
zu erörtern wii* jedoch hier nicht beabsichtigen können. Es 
wird in diesem AVerke nur meine Au^abe sein, zu konsta* 
tieren, in wie weit die R^erung mit dei- Zeituogspresse in 
Deutschland in Bertthi-ung kommt und ich werde dem Schluss 
der Abhandlung einige allgemeine Bemerkungen über die 
Kichtuug, die diese Berührung vielleicht in allen Ländern 
richtiger Weise einschlagen sollte, beüügeu. 

IL, Die Zeitungseigenthümer. 

Zu einer separaten, mächtig wirkenden Kraft sind die 
2ieitungsbesitzer geworden in dei* Bestimmung des Charakters 
und der Natur der Zeitung. Dieser Einilass ist in einigen 
Ländern viel beträchtlicher als in andei^en, und es dürfte 

keineswegs ohne Xutzen sein, die Macktentwicklung jener 
Leute zu verfolgen. Hier muss es uns indessen genügen, nur 
deu Umi'isä diesei' Eutwiciduug anzudeuten. iSie war eben 
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eines der natürlichen Resultate des Wachsthums der Beschäf- 
tigung-, Neuigkeiten zu sammehi, zu besprechen, zu kriti.sit'ren 
und verötlentUchen, welche die leitenden l^nikte in der Hervor- 
bringung von Zeitungen sind. Die ersten Zeitungen brachten 
nur die Verkündi2:ung der wichtigsten Ereignisse, die inner- 
halb der letzten Zeit in den Distrikten sich zugetragen )iatten, 
welche von dem Nealgkeitssammler dnrch die ihm zu Gebote 
stehenden Mittel nm&sst werden konnten. Solche Ereignisse 
waren, im Allgemeinen, Siege in Kriegszeiten und zuweilen 
Niederlagen, wenn die Regierung die Veröifentlichung der- 
artiger Nachrichten gestattete, und die Bewegung einer teind- 
lichen Armee. Aul'nahme fanden auch Berichte von grossen 
Unglücksfällen mit Verlusten von Menschenleben, Epidemien 
und dergleichen Ereignissen, die ein Interesse für die Leser 
bieten konnten und einen guten Absatz erwarten Hessen. 
Diese Zeitungen wurden zuerst von Buchhändlern veröfent^ 
licht Dieses Blement des Besitzes existierte zu jener frühen 
0eit und Zeitungen wurden natürlicher Weise durch den 
Wunsch ins Leben gerufen, aus dem nach Neuigkeiten sich 
sehnenden Listin kt der Menschen Nutzen zu ziehen. Es 
wurden solche Nachrichten verölientlicht, die eine N;ichirage 
hervorrufen und Absatz finden würden. Der Buchhändler 
druckte seinen Bogen nur, wenn er etwas hatte, dass seiner 
Meinung nach sich verkaufen liess. Keine Neuigkeitensammler 
in entfernten Plätzen, durch ihn beschäftigt und von ihm be- 
zahlt, standen ihm zur Verfügung. Seine Kenntuiss von Er^ 
eignissen verdankte er vielleicht den Mittheiinngen Reisender, 
Privatbriefen von Freunden oder Bekannten an ihn, oder an 
irgend jemand an demselben Ort. Der Buchhändler war alles 
in einer Person, der Verfasser, Bedakteur, Herausgeber und 
Besitzer. Dass die Zeitung sich etwas mehr entwickelte und 
in regelmässigen Zwischenräumen erschien, rührte wieder von 
dem Gedanken her, dass sich dies bezahlen würde und fast 
jeder grosse Fortschritt dieser Art in der V ei^angenheit kann 
auf diese Hoffnung auf grösseren Gewinn zuruckgeleitet werden. 

Der Zeituiigbbesitzer jedoch als ein separater Einfluss, der oft 
den andern, das Zeituugswesen beherrschenden EinÜüssen 



Digitizca by G 



^ej^enüber steht, bat sich erst in den letzteren Jahren wirk- 
lich fühlbar gemacht. Diese grössere Macht gewann er ak 
ein Resultat der Arbeitstheilnng, welche die grössere Nach- 
frage nach Nenigkdten nnd die Ansdehnniig dieses Feldes 

industrieller Thätigkeit nothwendig machte. Obgleich der 
Eigentliümer zuerst seine eigenen Nacliiicliten sammeln, sie 
redigieren und lierausgeben konnte nnd vielleicht auch bis zu 
einem gewissen (Irade besprechen, obgleich er bezahlte Notizen 
oder Annoncen selbst suchen konnte, die seki' bald mit dem 
Begriff von einer Zeitung in Verbindung gebracht wurden, 
obgleich er drucken, veröffentlichen nnd dann später auch 
seine fertiggestellte Waare verbreiten konnte, so vermochte 
er dies doch nicht auf die Bauer. Es gibt alleitüngs heut- 
zutage Zeitungen, bei denen eine Arbeitstheilnng noch nicht 
weit vorgescliritten ist, dennocli ist letztere eine unbedingt 
nothwendige Entwicklung, sobald das Untei iu bnien einen ge- 
wissen Umfang anninnnt. Die erste Verlheilung wird sich 
voraussichtlich in dem Sammehi von Neuigkeiten ergeben. 
Wenn es auch als natnrgemäss erscheinen dürfte, dass 
die Zeitungen mit der Publikation der Neuigkeiten der ver- 
schiedenen Orte begannen, in welchen sie herausgegeben 
wurden, so war dies doch nicht der Fall. Es wäre viel leichter 
gewesen, die Lokalnachrichten zusammenzubringen. Es bestehen 
gegenwärtig Zeitungen, die eine beträchtliche Cirkulation 
haben und zweifellos ein nützliches Gebiet ausfüllen, und 
welche sehr wenige auswärtige oder vielleicht sogar nur lo- 
kale Kachrichten veröftentlichen, meist aus dem (irunde, dass 
sie durch Monopole an der Erlangung von Mittheilungen aus 
entfernteren Gegenden verhindert sind oder durch die Kosten, 
die mit der AufirechterhaJtung entfernter Verbindungen ver- 
knfipit sind, davon abgehalten werden. SoMe Zeitungen 
existierten indessen früher nicht und kamen erst mit der Ent- 
wicklung unserer neueren Gesellschaft, insl)esondere ndt dem 
"Wachsthum unserer grossen Städte. Zu jener Zeit, da die 
Schreibkunst noch auf so primitiver Stufe stand, konnte es 
wenig lokale Nachrichten verkäuflicher Art geben. Kinem 
jeden war es ja ebenso leicht möglich, Auskunft über die Er- 



eignisse in der Nachbarscliaft zu erlanjjfon, als dem Mann, der 
die Zeitung: herausi^ab. Einzelne Vorfälle konnten von Mund 
zu Mund cirkuliert werden und zu einer Zeit, wo dem Durch- 
schnittsmenschen das Lesen schwer fiel, war dies eine an- 
genehmere und gewissere Art es zn thnn. Fttr Nachrichten 
ans entfernteren Gegenden stellte sich das Verlangen ein, da 
diese nicht mündlich durch jeden Nachbar verbreitet werden 
konnten. Diess zn befriedigen, mnsste der Zeitnngsbesitzer 
Mittel und We^e zu linden wissen und daher entstand diese 
Vertheilungf von Funktionen. Er unterhielt Agente in ent- 
fernten Orten, wie Seehäfen und Hauptstädte der grösseren 
Staaten, welche duich die Post regelmässig Berichte über die 
letzten Voikommnisse an die Redaktion zu schicken hatten. 

So stellte sich nun das Personal der Zeitung ans zwei Arbeits- 
kräften zusammen; die eine befand sich im Ort, wo die Her- 
ausgabe erfolgte und bestand ans dem Eigenthftmer selbst, 
der die Art seiner Beschäftigung immer noch so leicht fand, 
dass er zu gleicher Zeit einen Buchhandel betreiben oder die 
Pflichten eines Postmeisters versehen konnte, und die andere, 
in entlegeneren Orten, war aus Kon esi)ondenten von ver- 
schiedenen bedeutenderen Plätzen zusammengesetzt. Als dies 
Verlangen nach Neuigkeiten zunahm, fand sich der Heraus- 
geber genöthigt, seine Nebenbeschäftignngen als Buchhändler 
u. dergl. anfinigeben und sich ausschliesslich der Veröffent- 
lichung der Nachrichten zu widmen, die seine Koirespondenten 
ihm znkommen Hessen, Annoncen zu suchen und den Bruck 
sowie die Circulation seiner Zeitung zu überwachen. Wie 
sich die Zeitung von einer wöchentlichen Ausgabe allmählich 
zu einer tiiglich ersclieinenden erhob, wurde die Ausübung 
aller dieser Pflichten zu schwer und endlich unmöglich. Der 
nächste Schritt meistenfalls yielleicht war der, die Druck- 
arbeiten in andere Hände zu übergeben, während der redak- 
tionelle Theil, sowie die Veröffentlichung noch unter einer 
Leitung blieben. Auch dies konnte nur zeitweilig sein und 
dem Eigenthfimer blieben nun zwei Wege offen, entweder die 
Pliuhten der Redaktion oder die der Herausgabe und Ad- 
miuistratiou auf sich zu nehmen, je nachdem seine J^ei^un^ 
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ihn zu dieser oder jener Seite zog. Gebräuchlicher war es 
meist vielleicht, für den Eigentliümer einen Herausgeber an- 
zustellen oder mit irgend Jemand in Theilliaberschaft zu treten 
der Annoncen eintreiben, die Zeitungen drculieren und absetzen 
konnte und sidi um die Geldangeli^enheiten des Unternehmens 
bekfimmerte. Von diesem Punkt aus, sind die zwei Haupt- 
zweige der Zeitung, der redaktionelle und der, der Veröffent- 
liclaiiig ihre eigenen Bahnen der Entwicklung weiter geschritten, 
ein jeder wieder seine eigene Aibeit weiter und weiter ver- 
theilend, bis jeder jetzt in grossen Yerkehrscentren selbst aus 
vielen Abtheilungen besteht, die eine grosse Anzahl Personen 
beschäftigen, von welchen einer jeden ein bei^onderer W irkungs- 
kreis anvertraut ist. Wir brauchen mit dem Druck und der 
Veröffentlichung der Zeitung uns nicht weiter zu beschftftigen, 
da dies eine reine Geschäftssache ist, die in ihrer Han(lhabe 
einzig und allein durch Greld- und GewinnHfcksichten bestimmt 
werden wird. In dem redaktionellen Theile jedoch, wo wir 
den Besitzer mit der alleinigen Leitung zuriickliessen, ist die 
Specializirung rasch voran geschritten. Mithelfer waren bald 
nöthig. Als das Verlangen nach lokalen Nachrichten sich 
bemerkbar machte, musste Jemand ausgescldckt werden, sie 
zu suchen und dies war der Anfang der ersten grossen 
Trennung im redaktionellen Zweige, die wir in den heutigen 
grossen Zeitungen sehen; die eine Abtheilung mit ihren be- 
sonderen Funktionen, welche die lokalen Nachrichten sammelt 
und veröffentlicht, also solche Nachrichten, die aus der Stadt 
selbst oder ihrer nächsten Umgebung stammen, — und die 
andere Abtheilnng, die für auswärtige Berichte sorgt, für 
Leitartikel, verscliiedene Besprechungen und Bezensionen, 
und Pflichten älinlicher Art erfüllt. Wenn der Eigenthümer 
immer noch an der Spitze des redaktionellen Theiles seines 
Blattes steht und der TJeberwacher seiner Mitarbeiter ist, 
wird er allmählich aus dieser Stellung veHrängt werden. Er 
wird mdglicherweise der Arbeit und den Pflichten eines al- 
leinigen Redakteurs nicht gewachsen sein. Er entdeckt viel- 
leicht, dass er in geistiger Hinsicht nicht genügend ausgerüstet 
füi* diese Pflichten ist und seine Intere^seu werden sich dem 
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geschäftlichen Theile, der lleiaiisj^abe und dem Absatz seiner 
Zeitung zuwenden, woraus er docli in erster Linie pekuniären 
Nutzen zieht. £r wird scbliesslicli einfacli zu einem Zeitungs- 
besitzer werden, der m passender Zeit sich einstellt, nm sein 
Eigenthnm zu besichtigen, dessen Interesse am Unternehmen 
jedoch, was die redaktionelle Seite betrifft, darauf gerichtet 
sein wird, nur solches Material zur Veröffentlichung zu be- 
Schäften, welches seinem Bhitte den g-rössten Absatz verscliatt't, 
und dessen Interesse am geschäftlichen Theile ihn besonders 
veranlassen wird, Unterschlagungen von Seiten seiner An- 
gestellten zu verhindern, gute Preise für Inserate zu erzielen, 
SO wenig als mögUcli für die Dienste deier zu bezahlen, die 
für ihn arbeiten, so wenig intelligente Mitarbeiter als möglich 
zu beschäftigen, indem er ihre Plätze, so gut er kann, mit 
billigeren Kräften ausfüllt, — km-zum ans seinem angelegten 
Kapital den grdsstroöglichsten Profit zu ziehen. Je grösser 
und wohlhabender eine Zeitung wird, desto mehr luiiimt oft 
der Einfluss der Besitzer diesen geschäftlichen Cliarakter an. 
Je reicher der Eigcntliümer ist, um so grössere flacht ist 
ihm seinen Kedukteuren gegenüber verliehen, die ihn reprä- 
sentieren müssen und die er bezahlt. Allerdings kann der 
Bedakteur sich weigern, den Ansichten seines Chefs Ausdruck 
zu geben, aber er wird wahrscheinlich zu der Ueberzeugung 
gelangen, dass bei den jetzigen Zuständen in der Zeitungs- 
Presse unter den Besitzern in dieser Hinsicht eine grosse 
Ähnlichkeit herrscht, sodass er bei einem AVechsel nichts ge- 
winnen würde. 

Dieser Eintkiss der Besitzer als ein Faktor in Zt itiings- 
angelegenheiten ist in Amerika vielleicht am griissten, wo 
wegen der, seit lange bestehenden, fast absoluten Press- 
ii'eiheit und dem grossen Yerhingen nach Neuigkeiten, das 
unter dem Lesepublikum herrscht, die Besitzer im Stande ge- 
wesen sind, diese grosse unabhängige Gewalt, die ich oben 
erwähnte, auf eine hohe Stufe zu bringen. Insbesondere be- 
zieht sich dies auf New- York, und nur etwas weniger auf 
Chicago, Philadelphia, San Francisco und die grossen Press- 
Centreu der YejeimgLeu fcJtaateii. grosse JSa.cJilrage 
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nach ZeituDgsiintei nehüiungen (liiicli Kapitalisten md reiche 
Politiker ist eingetreten, welche keine litterarischen oder jour- 
nalistischen Instinkte besitzen , und die dies Unternehmen mit 
denselben Angen, wie jede andere Kapitalanlage, anschanen. 
Gate Zeitungen in den Verein. Staaten sind so einträglich, dass 
sie nur mit einem hnmensen Kostenaufwand erworben werden 
können, und da sie eine so ürrosse Anzahl Personen beschäftigen 
und so enorme laulende Ausgaben beanspruchen, können nur 
die sehr Jieichen ein solclies TTnternehmen an sich bringen« 
Viele besitzen prächtige, zehn, zwöll" oder noch nielir Stock- 
werk hohe Gebäude, in welchen das Blatt geschrieben, ge- 
druckt und zur Ausgabe bereitet wird, und sehr wenig einzelne 
Männer gibt es im ganzen Lande, weiche die grösste dieser 
Zeitungen käuflich erwerben könnten, wenn wir alle Press- 
rechte, Nachriehtsmonopole, sowie das dazu gehörige Anwesen 
und unbewt gliche Besitzthuni mit einrechnen. Eine Tages- 
zeitung in der Stadt New- York und keineswegs gerade die 
am meisten Profit abwerfende, welche vor kui'zem in andere 
Hände überging, erzielte einen Preis von ungr'lähr 1 Million 
Dollars. Damit war jedoch nur der Name, die Abonnenten, 
Einrichtung und Uebergabe einbegriffen. Das unbewegliche 
Besitzthnm war nicht mitgerechnet 

Als Beweise für den Einfluss der I.igeuthttmer brauchen 
wir jedoch nicht gerade solche Beispiele anzuführen. Der 
Einduss ist unzweifelhaft in der VerwaUuiii^ einer jeden Zeitung, 
wie gross oder klein sie auch sein möge. Es ist nicht von 
Belang ob das Eigenthunisrecht einer Person, oder einer Ge- 
sellschaft, oder einem Konsortium angehört. Auch macht es 
keinen Unterschied, ob die Arbeitstheilung weit genug fort- 
geschritten ist, um den Besitzer zu isolieren. Letzter kann 
Sehl eigener Hauptredakteur sein. Doch wu:d er dann in 
gewöhnlichen Fällen nicht blos Redakteur sein können. Im 
besten Fall wird er zwei Funktionen haben, zwei gesonderte 
Bahnen des Interesses, die eiiu; als guter und tüchtiger Re- 
dakteur, die andere als der Eigenthümer, der sein Blatt so 
zu leiten wünscht, dass es sich am besten für ihn bezahlt. Dies 
soll nicht sagen, dass die zwei J'onktionen in manchen J^'ällen 
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nicht harmonieren können. Es beweist nichts ^ej?en den (46- 
braucli und die NoMnvendigfkeit des Kapitals, noch liegt es 
in unserer Absicht zu zeigen, dass der Zeitlingsbesitzer einen 
grösseren Nutzen ans dem angelegten Kapital zieht, als sein 
Risiko verdient. Es soll nnr darauf hingewiesen werden, 
welche Rolle die Gesch&ftsfrage im Journaiismns spielt und 
ein Ginfloss erwälint werden, der immer in Betracht gezogen 
werden muss, wenn irgend welche Veränderungen bei den 
modernen PressverliilUnissen vorgeschlagen -werden. Ks ist ein 
Eintiuss, der, wie wir gesehen haben, in deinseH)en ( Jrade /Zu- 
nimmt wie die Zeitung dies thwi, und zweifeUos wird er immer 
mehr oder weniger existieren, es müsste denn sein, dass die 
Zeitungen Staatseigenthum würden und nicht mehr auf Privat- 
kosten erschienen. Dass die Zeitungen in den Besitz des 
Staates übergehen sollten, ist eine extreme socialistische An- 
sicht, welche mit dem allgemeinen Begriff von Pressfreiheit 
nicht Qbereinstimmt, und eine derartige Aendernng wird sich 
so bald nicht bewerkstelligen lassen. 

III. Das Lesep ublikuni. 

Die nächste wichtige Fiage, die bei einer nähereu Be- 
trachtung dieses Gegenstandes zu berücksichtigen ist, berührt 
den Geschmack, die Richtung und die Nachfrage von Seiten 
der Leser, welche einen direkten Einflnss auf die Zeitangs- 
besitzer ausüben, einen indirekten «auf die Redakteure und 
eine Macht von höchster Wichtigkeit bilden in Bezug auf 
die Zeitung im Allgemeinen und zwar in jedem Zweige ihrer 
Existenz. Es ist nianclien Leuten, welche nichts von einer 
Zeitung verstehen, zur Gewohnheit geworden, sie wpß-en ihres 
Inhalts, ihres allgemeinen JStyles u. s. w. zu kritisieren. Man 
tadelt sie über die Veröffentlichung des einen und die Nicht- 
veröffentlichung des andern. Die Meinung scheint vorzn- 
herrschen, dass sie eme öffentliche Institution ist, deinen 
Hanptpflichten darin bestehen, den Einzelnen zu ihrem Recht 
zu verhelfen und den Schwachen und Bedrückten beizustehen. 
Sie wird als eine Art wohltliätiger Einrichtung angesehen, 
auf die ein Jeder in der bürgerlichen Gesellschaft einen ge- 
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wissen Anspruch hat. Andere betrachten sie als eine Kirche, 
durch die verschiedene theokratisrhe Prinzipien gelehrt werden 
können. Noch andere halten sie nnr för ein Mittel irgend 
einer politischen Partei voranznhelfen nnd dieser letztere Vor- 
wurf trifft nnr zn oft, wegen der Eigenthnmsyerh&ltnisse des 
Blattes zn. IHe echte und wahre Sphäre der Zeitung jedoch 
wird meist von Wenigen nur erkannt. ]Sur Wenige scheinen 
einzusehen, dass eine Entschuldigung für ihre Existenz darin 
liegt, dass sie dem Publikum durch das Verkaufen von Nach- 
richten dienen will. Eino jede Ausgabe soll dazu bestimmt 
sein, den Lesem Mittheilung von solchen Ereignissen zu 
machen, die sich seit dem Druck der letzten Ausgabe zu- 
getragen haben und der Redaktion zugekommen sind. Deshalb 
also existiert die Zeitung und das, was sie sonst noch thut 
oder bewirkt, muss immer erst in zweiter Linie kommen. 
Wie die Interessen der Leser sich ausdehnen, so breitet sich 
auch das Gebiet der Zeitungen aus. Als die Menschen an- 
fingen lesen zu lernen, wurden die Zeitungen zahlreicher und 
grösser. Nachdem ein Verständniss füi' Kunst, Litteratur, Po- 
litik, Musik, Theater, soziale Fragen und den Handel sich ein- 
gestellt hatte und diese Dinge nicht auf einen kleinen Kreis der 
rdchen nnd oberen Klassen beschränkt blieben, machte sich 
ein, hiermit Schritt haltendes Vorgehen der Presse bemerkbar. 
Nachrichten und Mittheilungen nahmen jetzt eine andere 
Stellung ein. Vor zweihundert Jahren wurde es in Deutschland 
nicht fiir nöthig eraclitet, die Erscheinung einer neuen Oper 
in Paris oder die Preise des Londoner Geldmarktes in der 
Zeitung anzuzeigen. Die kürzesten Berichte der Haupt- 
ereignisse, die sich vor Kurzem zugetragen, wie grosse 
politische nnd Kriegsereignisse, Epidemien, Erdbeben, Ver- 
brechen, ünglflcksfäUe u. s. w. genfigten für das Interesse 
der Leser. Erst in neuerer Zeit hat sich das Gebiet der 
Presse erweitert. Um die Vorkommnisse lesenswerth zn 
machen, wiid ein geistreicher Styl in der l^eschreibung ver- 
langt. Sie müssen von den Kedakteuren in Leitartikeln be- 
sprochen werden, und Paragraphe aus ihrer Feder müssen 
mittheilen, was vor diesem erwälmten Kreigniss sich zugetragen 
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und was in Beziehung dazu sich wohl noch zutragen wird. 
Ueberhaupt muss die Zeitung alles das bieten, was das Publikum 
über diesen (i egenstand im Augenblick zu lesen wünscht. 

Als der Telegraph erschien, wollte man niclit mehr auf die 
Post warten. Wenigkeiten mnssten schneller kommen. Tele- 
graphendrfthte wnrden in der Kedaktion angebracht und diese 
selbst mit den entferntesten Winkeln der Erde in Verbindung 
gesetzt, um den Lesern von jedem wichtigen, auswärtigen 
Ereigniss Kunde zu geben. Der ötFentliclie (jeschmack wächst 
in der Tliat von der Nahrung die ihm geboten wird. Nach- 
dem er mit entfernten Ländern und fremden Völkern bekannt 
geworden war, wollte er mehr von ihnen eifahren und so hat 
der Telegraphendienst von Jahr zu Jahr zugenommen, nm 
den Öffentlichen Heisshnnger nach Information zn befriedigen. 
Anf Viele hatte das, was sie gelesen, die Wirkung sie zu 
veranlassen, selbst hin zu reisen und diese brachten bei ih]*er 
Rückkehr selbstverständlich wieder erweiterte Interessen mit, 
denen zu genügen die Zeitung versuchen musste. Anf diese 
Weise können wir das Verlangen der Leser in andere, neue 
Gebiete verlölgen. Sie gehen von Zeit zu Zeit ins Theater und 
in die Oper und wünsclien zu wissen, welche Neuheiten dort 
geboten werden. Sie lesen Bücher und verlangen Ansknnft 
über die Hauptbegebenheiten in der litterarischen Welt. Sie 
wollen von dem Erscheinen neuer Werke unterrichtet werden, 
sowohl wie von dem Charakter, den der Recensent ihnen bei- 
legt. Sie kaufen und verkaufen und treiben Handel mit ihren 
Naclibarn und mit entfernteren Plätzen und Läinh i n und 
wünschen Marktbel ichte und Anhaltspunkte für das zukünftige 
Steigen und Fallen der Preise. Durch das ganze Arbeitsfeld 
der redaktionellen Thätigkeit einer Zeitung lässt sich dieser 
Eittfluss des Lese-Publikums verfolgen. £s verlangt eine grosse 
Zeitung. Seine Interessen sind so verschiedenartig geworden, 
dass, was dem Einen gefallt, dem Andern gleichgOltig oder 
gar zuwider sein kann. Daher umfasst die Presse jetzt viele 
Gebiete und behandelt eine Anzahl so verschiedenartiger 
Gegenstände, damit jedem wichtigeren Elemente im Tjeserkreis 
Interessantes geboten werden kann. So kam es, dass die 
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Zeitung' zu solcbej- Grösse angewachsen ist. Bog^en nach 
Bogen niusste liinzngtifii^t werden um dem wachsenden Vei- 
langen des Pu)t]iknms ßeclmung zu tragen, bis es jetzt iu 
Amerika und auch in England Zeitungren ^'M, welche in einer 
einzigen Ausgabe» ihrer Gestalt und Venscbiedenartigkeit nach 
fast encyklopädisch uns vorkommen. Zum Theil rtthrt diese 
Zunahme in der Grösse naturlich von dem vermehrten 
Annoncieren her, doch ist dies nur eine spätera oder höchstens 
begleitende Erscheinung und kann nicht als erstes Motiv be- 
zeichnet werden. Die Annoncen kommen nur einem viel ge- 
lesenen Blatte zu, welches von dt in Publikum wegen der Art 
und Weise dessen, was es bietet, geschätzt wird. Wenn alle 
andern Verhältnisse gl* ich sind, wird die, seines Inhalts wegen 
am meisten gelesene und daher am weitesten verbreitete Zeitung 
den grössten Baum fär Inserenten zu beschaffen haben. 

Man sagt, dass diese Zustände durch die Konkurrenz bedingt 
werden. Die eine Zeitung veröffentlicht eine gewisse Ai*t von 
Mittheilungen und die andere muss es nachmachen, vergrössert 
ihr Eormat und zwingt dadurch wieder andere es zu thun. 
Dies ist indessen ein sehr obpifiächliches Unheil. Es unter- 
liegt keinem Zweifel, dass der Besitzer und die Redakteure 
zusammenwii'kenden fiinfluss auf diese Erscheinung in dem 
Zeitungswesen haben. Was wir aber hier behaupten wollen, 
ist, dass das Publikum selbst die nrsprangliche Bewegungs- 
kraft bildet. Andere Kräfte können momentan diese £nt* 
Wickelung beeinflussen, veimögen es aber nicht auf die Dauer. 
Die Concurrenz liesteht nicht nur unter den Producenten, 
sondern auch unter den Konsumenten. Es ist eigentlich eine 
Koiikiu trnz ihrer Gefühle, Wünsche und ihres Geschmackes 
in Bezug auf Nachrichten. Eine Zeitung wird nicht mit 
grossem Kostenaufwand Neuigkeiten gewisser Art veröffent- 
lichen, wenn sie nicht verkäuflich sind. Allerdings kann sie 
zuweilen versuchen eme Nachfrage hervorzurufeiL Sobald sie 
jedoch zu der Ueberzeugung gelangt, dass ihre Leser dies 
nicht wünschen, hört sie von selbst Meimit auf. Die !Frage 
könnte aulgc wollen werden, wie sollen die Leiter einer Zeitung 
mit den Wünschen des Publikums bekannt werden? Dies ist 
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meist höchst einfaeh in der That. Der Fahrikant einer grossen 

Ztiitung steht mit den Konsumenten in ßerülu iing, gerade wie 
der Fabrikant anderer Waaren. Der geschäftliche Theil des 
Blattes gelangt täglich in den Besitz von Inturmation, die 
direkt von den Lesern herrührt. Wenn die Zeitung ihren 
Leserkreis nicht befriedigt, wird sich bald eine Abnahme des 
Absatzes einstelleD. Eine andere Zeitung eröffnet eine neue 
Abtheilnng fftr Mittlieilungen, und das Publikum sucht nun 
ihre Spalten durch nach dem was es wünscht Die eine Zeitung 
erhält ihre Nachrichten vielleicht noch durch die Post, die 
andere durch den Telegraplien. Sind nun die sonstigen Ver- 
liältnisse gleich, so wird der Leser sicli zu der Zeitung wenden, 
welche ihm die Nachrichten am rast lies ten bietet. Der täg- 
liche Absatz einer Zeitung ist ein Barometer, der den popu- 
lären Geschmack für sie anzeigt. Der Versuch, so viele Ge- 
schmacksrichtungen zu befriedigen, hat schon sonderbare Be- 
sultate geliefert Man hat bereits angefangen eine Trennung 
eintreten zu lassen, sodass wir uns fttr gewisse Nachrichten 
zu der einen Zeitung, für andere wieder zu einer andern halten. 
Sollte das Publikum diese Richtung ermuthigen, die gar nicht in 
seinem Interesse zu liegen scheint, so können wir eines 
Tages tägliche Zeitungen dergestalt haben, dass eine jede nur 
Mittheilungen über irgend einen speciellen Gegenstand t ringt 
Natürlich giebt es bereits Handels-, industrielle und kirch- 
liche Zeitungen dieser Art, abei* es ist nicht wahrscheinlich, 
dass das Publikum je eine solche Scheidung verlangen würde, 
bei welcher Jeder, der über alles unterrichtet sein will, Mor^ 
gens und Abends fünf bis sechs verschiedene Zeitungen, statt 
einer einzigen, zu lesen, genöthigt sein würde. Es bleibt 
immer noch ein grosses Gebiet für allgemeine Nachrichten 
offen, für weiches alle Klassen stets mehr oder weniger Inter- 
esse hegen weiden. Dass eine Richtung für eine Sonderung 
bis zu einem gewissen Grade besteht und weiter bestehen 
wird, kann nicht bestritten werden. Wir haben jetzt z. B* 
Zeitungen, die nur unter der Klasse von Lesern cirkulieren, 
die einen Geschmack für die Einzelheiten bei einem Mord 
oder sonstigem Verbrechen und ausseigewdhnlichen Uuglücks- 
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fallen haben. Andere wieder, die oÜ'eiibar für gebildeteren 
und kuliivierteren tiesclnnack berechnet sind, räumen solchen 
Vorkoinmnissen nur einen kleineren Theil ihrer Rubriken ein 

• 

Noch andere erwähnen gerade diese Dinge nur, um den Leser 
über solche Tliatsaclien zu infoimiei'en, welche von ausser- 
gewdhnlicher Wichtigkeit dabei sind oder $i»ftterhin bedea- 
tnngsvoU sich erweisen kennten. Zeitungen letzterer Art sind 
angenscheinlicb für Personen, deren Geschmacksrichtung wieder 
verschieden ist, und die Nachrichten, die sie veröffentlichen, 
wpi'deu Dinge behandeln, die darauf hinzielen, ].eute von 
besserer Erziehung und entwickelteren Geisteskräften, wie 
die beiden vorhergehenden Klassen, zu interessieren. 

Die Trennung in politischer Hinsicht ist auch heutzutage 
weit vorgeschritten, deuu die Zeiten der nnpai-theiischen Presse 
sind so ziemlich vorUber. Das eine Blatt i*epr&sentiert i-e- 
publikanische, das andere monarchische, ein drittes demokra- 
tische Prinzipien nnd diese Sondening lässt sich weiter ver- 
folgen, bis nahezu jede Partei und politische Ansicht ihre 
Pressvertreter hat. Diese politische Theiluns: rührt meist von 
dem Wunsch her, die Zeitung bei Lesern dieser besonderen • 
politischen Richtung abzusetzen, und wenn sonst die Umstände 
gleich liegen, ist es meist der Fall, dass der Leser die Zei- 
tung kauft, mit deren Politik er persünlicli übereinstimmt. 
Was die grossen Zeitungen betrifft, so sind die Rücksichten 
nicht so bedeutend, und wenn ein Blatt festen Fuss unter 
seinem Leserkreis gefasst hat, gelangt es aUmählich, wenn 
der Einfluss des Besitzers damit übereinstimmt, zu einer Un- 
abhängigkeit in Gedanken und Ausdruck, die in gewisser 
Hinsicht den Ausiditen der Mitglieder der liedaktion oder 
des Eigenthümers angepasst ist, und die zu der Behauptung 
Anlass gegeben hat, dass die Zeitung die ött'entliche Meinung 
erst bildet. In gewöhnlichen ^Fällen heutzutage ist dies, wie 
ich zu zeigen gesucht habe, unwahr. Im Gegentheil macht 
die öffentliche Meinung, innerhalb gewisser Grenzen nnd 
natürlich je nach der Sachlage, durch die drei anderen Ein- 
flüsse definiert, die heutige Zeitung. Sie ist von grosser Be- 
deutung für die Bildung ihres Charakters in der Vergangen- 
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heit sowohl als in der Zukunft. Eine genaue Erforschung 

dieser Seite der joiirnalistisclien Wissenschaft kann uns die 
wichtigsten Kesultate liefern. Die Gründe, welche die Leser 
in der Auswahl ihres Lesestofi's leiten, die Richtung, wenn 
es eine solche gibt, nach einem sensationellerem Geschmack, 
und eine Untersuchung aller der verschiedenen Beziehungen, 
die zwischen einem Blatt und seinen Lesern bestehen, würde 
uns am Ende eine lange Reihe von Thatsachen von unschätz- 
barem Werthe in Pressangelegenheiten liefern. Dies ist Je- 
doch nothwendiger Weise nur ein Blick auf ein G-ebiet, wel- 
ches späterhin genauer durchforscht werden nuiss. 

Zwischen diesem Einlluss des Lesopublikums und dem 
vorhergehenden des Besitzers besteht natüi lich eine nahe Be- 
ziehung. Denn zum grossen Theile lindet das Verlangen der 
Leser durch die Eigenthümer und darnach durch die Ke- 
daktion Ausdruck. So weit der öffentliche Geschmack dui'ch 
die Chrkulatiön und den Absatz erkannt werden kann, wird 
der Besitzer der Zeitung das Mittel sein, dem Einfluss des 
Lesepublikums Eingang zu verschaffen. Wenn er durch die 
Zu- oder Abnahme der Einkünfte seines Unternehmens be- 
rührt wird und bemerkt, dass diese oder jene Handlungsweise 
dem Verlangen des Publikums entspricht oder nicht entspricht, 
wird er seine Redaktion hiervon in Kenntniss setzen. AVir 
beabsichtigen hier nicht zu zeigen, dass die Menschen ent- 
weder gute oder schlechte Kenner von Neuigkeiten und Zei- 
tungen sind, noch wollen wir irgend welche Behauptungen 
au&tellen über die Freiheit, die ihnen m dieser Hinsicht er- 
knbt werden sollte. Wh* wollen nur auf die Thatsache hin- 
weisen, dass das Lesepublikum selbst, sowohl wie der Staat, 
die Besitzer und Kedakteure, eine Maeht aiisüi>en, welche die 
Natur der Zeitung be-iiiaint. Nachdem wir diesen Umstand 
festgestellt haben, können wir später der Aufgabe näher 
treten, zu erklären, in welcher Beziehung dieser Einfluss zu 
den anderen Faktoren in unserm Zeitungswesen stehen sollte 
und die Grenzen zu bezeichnen, innerhalb welcher es jedem 
Faktor gestattet sein sollte, sich frei zu bewegen, damit die 
besten Besnltate för uns erzielt werden könnten. 
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IV. Die Eedakteure und Mitarbeiter. 

Wie in mancher Hinsicht die Universalerben, kommeu 
•wir jetzt zu den Redakteuren selbst, den Reportern, Kor- 
respondenten und andei'u Berichterstattern, welclie in dem 
intellektuellen Zweig:e der Zeitungsherstellung beschäftigt sind. 
Ihnen stehen, zur Gestaltung des Charakters der Zeitnn^, 
die Mittel zu Gebote, die ihnen die drei anderen Faktoren 
übrig gelassen haben. Nachdem der Staat seinen Einflnss aus- 
geübt und Einschränkungen hat eintreten lassen, der Besitzer 
den seinigen nnd die Leser den ihrigen fühlbar gemacht 
haben, bleibt es den Redakteuren überlassen, das ihnen noch 
offene Gebiet nach Belieben auszufüllen. Hier ünden wir den 
vierten Faktor, mit dem wir es zu thun liaben, um einen 
wahren Begriff von den bildenden Elementen in diesem Gegen- 
stand zu erlangen. Wenn meine Beweisgründe klar aus- 
gefühit werden können, werden wir leicht den Schluss ziehen- 
dass dieses Arbeitsfeld grüsser oder kleiner ist in verschie^ 
denen Ländern nnd unter verschiedenen Umständen im selben 
Land, je nach der Entwicklungsstufe, auf welcher die drei 
anderen Faktoren stehen. Die Regierung kann gesetzliche 
Einschränkungen verordnen und verschiedene Verbote erlassen. 
Sie kann der Zeitung wichtige Bahnen im iStaaisgebiete, z. B. 
verschliessen und durch schwere Strafandrohung die Ver- 
breitung von Nachrichten und üiitik über di^enigeu, die die 
Gesetze geben oder ToUziehen, verhindern. Die Besitzer 
können allerlei Schranken ziehen betreffis einei* Veröffent- 
lichung über diesen oder jenen Gegenstand, aus Geldrttck- 
^chten, oder weil sie den Absatz beeinträchtigen würde, oder 
die Einnahme für Inserate schmälern. Die Leser können 
schnellere Mittheilung von Nachrichten verlangen, was dann 
oft zu unwahren Darstellungen und unreifen 8eiilü^>sen führen 
kann. Sie können auch an armseligen Berichten Gefallen 
linden und an einem Style, der so ziemlich den Traditionen 
der Sprache und Philologie Hohn spricht. iJurch ihi'e Lebens- 
gewohnheiteu können sie verlangen, dass die Zeitungen nachts 
geschrieben und gedruckt werden statt bei Tage» wo doch 

2 
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bessere Gelegenheiten zur Erlangnng und Bestätigung von 
Nachrichten yorliegen, nnd wenn die Mitarbeiter selbstver- 
ständlich besser im Stande sind, gute und zuverlässige Arbeit 
m liefern. Der Leserkreis kann sich nach sensationellen 

Nachrichten iiielir als nacli der Wahrheit sehin'n und viel- 
leicht die Arbeiten des erbärniliclisten Sclnnii ieis denen eines 
gebildeten und veinünftigen Mniint^s vorziehen. Er kann ein 
billigeres Blatt wählen, das nothwendiger Weise geistige 
Arbeiter von gei inijferen Talenten nnd Fähigkeiten nur be- 
schäftigen kann. Wo sich solche Symptome unter den Lesern 
zeigen, entstehen fUr den redaktionellen Faktor im Zeit-ungs- 
vesen selbstvei'ständlich wichtige Beschränkungen. Wie sehr 
auch die Redakteure durch äussere Bedingnngen eingeschränkt 
werden mö^en, so ist doch ihr Eintiuss auf keinen Fall ein 
unbedeutender. Er besitzt immer noch ein weites Gebiet, 
auf dem sich viel thun lässt. Wenn die Regiei ung die Kri- 
tisierung gewisser Zweige der StaatsangelegenlKnten verbietet 
und geschriebene Ausdiücke, die sie als Hoch- oder Landes- 
verrath, Anreizung, Beleidigung, grober Unfag etc, bezeichnet, 
untersagt; wenn die Besitzer auf ittren verschiedenen finan- 
ziellen Einschränkungen bestehen und die Leser selbst ihre 
hindernden Anspräche auf die Zeitungen machen, werden sich 
diese alle im gewöhnlichen Falle ziemlich im Allgemeinen 
offenbaren. Die andern Faktoren werden vorzngs weise auf 
liesultate gerichli t st^in. Sache des Jiedakteurs bleibt es, die 
Methode zu ergründen und die Zeitung nach ihrer intellec- 
tuellen Seite hin, auf einer Bahn zu entwickeln, die sie frei 
und ungehindert fortschreiten kann und zwai* in allen Rich- 
tungen, bis ssu dem Punkt, wo das Feld der Thätigkeic der 
anderen Faktoren beginnt. Die Begierung kann z. B. sagen, 
dass ein Bhitt die Anklageschrift in einem Kriminalprocess 
nicht veröffentlichen darf, bis dies in öffentlicher Verhandlung 
kund gegeben worden ist. Wenn diese Zeit kunimt, beginnt 
die Thätigkeit der Kedakteure. Sie müssen indessen auf eine 
gewisse Weise veifahren. Bei der Veröftentlichung dürlen 
sie keine andern Pressgesetze oder Massregelu überschreiten, 
aber so lange sie keine Uebertretungen sich zu Schulden 
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kommen lassen nnd dem Willen des Eigentliümers oder des 
Leserkreises niclit zuwiderhandeln, lieget das Feld offen vor 
ihnen. Es steht ihnen selbst zu, die Worte zu wählen, in 
denen dieser Gegenstand dem Publikum mitgetheilt werden 
solL Sie können bestimmen, ob das Ganze oder nur ein Theil 
S^eboten werden soll, und wenn nur ein Theil davon, welcher 
Theil dies sein soll. Nehmen wir wiedenim den Fall eines 
politischen Leitartikels. Der Besitzer verlanget ans Bficksicht 
auf die Wünsche des Publikums oder aus eigenen Gründen, 
dass er eine demokratische Tendenz hat. Xiin giebt es aber 
vielerlei Arten, einen deniMkiatischen Artikel zu schreiben, 
und wenn der Kedakteur nur nicht mit den andern l^'akturen, 
dem Lesepublikum und der Kegieruug in Conilikt geräth, 
steht es ihm frei, solche Argumente und Ausdrucksweise zu 
gebrauchen, wie es ihm beliebt. Ein weiteres Beispiel: Die 
Leser können Terlangen, dass ihre Zeitung einen Bericht über 
ein Pferderennen enthält. Den Redakteuren ist es flberhissen, 
auf welche Weise dieser Bericht geschrieben werden soll, so 
lange die Besitzer nicht einschreiten, um eine Reklame für 
irgend einen speciellen Pferdezücliter oder ein Pferdefutter 
zu verhindern und so lange die Kegierung nicht die Veröffent- 
lichung gewisser Thatsachen betreffs der Rennen untersagt 

Begreiflicher Weise gibt es viele Ereignisse, welche 
ohne Gefahr mit den andern Fäktoren zusammenzustossen, 
behandelt werden können, doch kann dies keineswegs be- 
weisen, dass die vier Interessen nicht immer zugegen sind. 
Die Einflüsse können verborgen sein, und niemand ausser 
einem erfalirenen Journalisten weiss, wie leicht ein unge- 
schickter ISchreiber sie zum Licht bringen kann. Hier kommen 
wir nun zu dem Punkt, wo wir individualisieren können und 
wo wir, wäre dies der Platz und die Zeit für eine solche 
Diskussion, die persönlichen Eigenschaften der Redakteure 
und Mitarbeiter unserer Zeitungen und ihre Pflichten erörtern 
könnten. Soweit die Freiheit ihres Handelns geht, verdanken 
ihnen die Zeitungen von heutzutage ihre Stelle, ebenso virie 
sie schuld an dem tragen, was die Tagespresse nicht ist. Die 

2* 
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t^iuvftrtige Arbeitsthätigkeit» selbst bei den grössten Blät- 
tern, ist derart, dass wir die Wirksamkeit nicht erlangen 

können, die uns zukommt. Die Arbeitstheilun^ ist, aus 
Gründen, die zumeist von der Eigenthilinei-scliaft herrühren, 
nicht weit genug* vorgeseluitten, um die be.^ten Resultate zu 
liefern. Die Pflichten eines einzelnen Mitarbeiters sind zu 
Schwei* und zu verschiedenartig. Ein Mann, selbst mit den 
ausgedehntesten Geistesgaben, kann nicht gut im Stande sein, 
Politik, Theater und die Litteratnr des Tages zu besprechen. 
Dies wird jedoch in der That von den Bedaktenren selbst 
emiger der grossten heutigen Zeitungen in einigen Ländern 
verlangt. Von der einen Arbeit müssen sie zur andern sich 
wenden, weil nicht genug Angestellte da sind, die Arbeit 
richtig zu vertheilen. Es wäre gewiss nicht zu viel verknifft, 
zu wünschen, dass genug Arbeiter beschäftigt wären, die 
Littei'atur und Bücherrecension auf sich zu nehmen, ohne 
hiei^zu nocli die Tlieater- und Kunstkritiker zu Hilfe zu rufen. 
Es wäre, kein unvernünftiges Verlangen, dass den Aedak- 
teuren nicht zugemuthet werden sollte, die letzten Telegramme 
zu an angieren und biograpliische Notizen zu schreiben. Die 
Sonderung dürfte, um Nutzen zu bringen, noch viel weiter 
ausgedehnt werden. Sehr wünschenswerth wäre es, wenn ein 
oder mehr Mitarbeiter mit der inländischen Politik, andere 
wieder mit der fiemden beauftragt würden. Noch besser 
wÄre es, wenn der eine besonders da.s Gebiet der französi- 
schen Politik, ein anderer das der englischen, ein dritter das 
der italienischen u. s. w. studieren und behandeln kdnnte. 

Die Verwirrung der Angaben herrscht auch unter den 
Korrespondenten und Berichterstattern. Einem einzigen Kor- 
respondenten ist ein zu grosser Distrikt zugewiesen, und da- 
her ist das (gebotene so viel schlechter und unzuverlässiger, 
als es sein sollte. Ivs ist schwer, diese 8pecialisierung in 
einei' Zeitungsredaktlou zu machen, ohne eine grosse Anzahl 
Angestellter, und dies einen grösseren Kostenaufwand bean- 
spruchen wüi'de, als dem Besitzer lieb wäre. Wenn ein Mit- 
arbeiter besonders mit der englischen Politik beauftragt wäre, 
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könnte es Tage, znweilen mehrere Tage geben, an denen er 
nichts zu than hätte. Daher kommt es, dass viele gar nicht 
in Verbindung stehende Angelegenheiten, einer einzigen Person 
fiberwiesen werden , die dann nnbefriedigende und inkorreicte 

Arbeit liefert. So kommt es znweilen vor, dass ein Mit- 
arbeiter für ein specielles Fach ausserhalb des Zeitungsbnreans 
arbeitet und nielii-eren Blättern seine Artikel liefert. Dieses 
System ergiebt oft die besten Resultate. Besonders, was die 
auswärtige Korrespondenz betritft, macht sich ein Vorschreiten 
in dieser Eichtung zu einer Verbesserung der Verhältnisse 
bemerkbar. Ein einziger Korrespondent wird durch mehrere 
Zeitungen beschäftigt, wie z. B. durch die verschiedenen 
Korrespondenz-Bureaus, und die Spezialisierung hat auf diese 
Weise Fortschi'itte machen können, die sie sonst nie hätte 
erreichen können. Der Mitarbeiter einer Zeitung von früher, 
wie dies auch jetzt noch bei kleineren Zeitungen der Fall 
ist, musste seine Tliätigkeit auf jedes mögliche Feld er- 
sti^ecken, und war folglich mit höchst verscliiedenartigen 
Zweigen vertraut. Dies war seine Hauptausrttstung. Seitdem 
die Absonderung bis zu einem gewissen Grade gediehen ist 
und weiter gedeiht, ftlngt er an, ein geschickterer Arbeiter 
zu werden, den Regeln natürlich gemäss, welche die Arbeits- 
theilung in den haiuiweiksnuissi^en bewerben betreften. Er kann 
sein Thema tiefer bei üliren, als zuvur, und kann die Litteratur, 
die sein Fach betreftend. existiert, zu Käthe ziehen. I3ei fort- 
schreitender Spezialisierung können wir erwarten, dass der 
Zeitungsarbeiter eine höhere Stellung einnehmen und ein einfluss- 
reicherer Faktor zum Nutzen unsem Zeitungswesens werden 
wird. Die geistigen Gapacitäten unseres heutigen Zeitungs- 
arbeiters sind zweifellos dazu angethan, den Fortschritt in 
der Entwicklung der Presse zu hemmen. Dieser Umstand 
ist bekhigenswerth sowohl für die besseren xirbeitei', deren 
Platz neben einer so hervorragenden Inkompetenz liegt, als 
auch für eine grosse Klasse von Lesern, die wegen mangeln- 
der Konkurrenz oder aus anderen Gründen ihren Eiufloss auf 
die Eigenthümer nicht geltend machen können. 
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In der weiteren Verfolgung dieses Gegenstandes hoffe ich 
zu späterer Zeil für die Einführung von Schulen für Jour- 
nalisten mich aussprechen zu können, in welchen die Grund- 
sätze des Journalismus auf wirksame und befriedigende Weise 
gelehrt werden, indem ich die feste Ueberzeugung hege, dass 
ein solches Vorgehen in jedem Lande dem Aufbau eines be- 
deuteud Terbesserten Presswesens von grosser Hilfe sein wflrde. 
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Der Einfluss des Staates auf die Zeitang im 

Dentschen Reich. 



Allgemeines. 

Die Presj^e kann auf verschiedene Weise mit dem Staat 
in Bei'ührun^ kommen, wie sich im Allgemeinen, wie iolgt, 
klassifizieren lässt: 

I. Durch allgemeine und absolute Censnr, wenn die Be* 
giernng das 'Recht beansprucht, den Inhalt der Zei- 

iung kennen zu lernen, elie dieselbe noch zum Druck 
gegangen oder weniofstens ehe dieselbe zur Verbrei- 
tung gelangt und alles das von der X'eröffentlichung 
auszuschliessen, dass ihr anstössig ersclieint. Dies 
wird seit lange schon das Prohibitiv- oder Pre* 
ventivsystem genannt. 

II. Durch Strafbestimmungen , die wir in den regelrech- 
ten Strafgesetzen und besonderen Pressgesetzen 
finden, welche konstatieren, was nicht veröft'entlicht 
werden darf, und Strafe für Uebertretungen vor- 
schreiben, welche jedoch nicht gegen eine Zeitung in 
Kraft treten können, bis dieselbe veröffentlicht und 
die Verbreitung derselben begonnen. Dies ist lange 
als das Bepressiy-System bekannt 

III. Durch Gewerbebestimmungen , die bei der Ijeitung der 

Presse, bei den Verlags- und den Verbreitungszweigen 
einer Zeitung beobachtet werden müssen, ohne deren 
Kooperation der redaktionelle Theil nicht verfahren 
kann« 
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IV. Durch die Gesetze betreffs des Postverkehw, ohne 

dessen Hilfe die Zeitungen nur mit Schwierigkeit ver- 
breitet werden küiniten, und durch Bestimmungen 
über den Telegraphendienst, durch de.sisen V^ermittlung 
die Zeitung mit üuen Korrespoudeuteu ia Verbindung: 
bleibt. 

V. Durch die Gesetze in Bezog auf Nachdruck. 

I. Theil. 

staatliche Massregeln zur Ueberwachung des In* 

halte der Zeitung. 

1. Kapitel. 
Die Ceusur. 

Die Censur ist eine allgemeine Methode zur staatlichen 
Ueberwachung der Fresse, welche in Friedenszeiten so un- 
gerechtfertigt ist und allen modernen Begriffen über die Be- 
ziehungen, die zwischen Volk und Regierung bestehen sollten, 
so zuwidei" läuft, dass sie heutzutage keine Vertreter findet. 
Von allen grossen modernen Staaten ist es nur Russland, 
das sie ausübt, und es liegt hier ausser unserem Bereich, die 
Erklärung zu versuchen, wie und warum sie dort noch 
existiereu kann. Sie kdnnte ohne Zweifel in Ejriegszeiten 
auch in Deutschland eingeführt werden. Die Oensur im Press- 
recht wird eine Frohibitiv- oder Preyentiv- 
massregel genannt. Dies rührt olfenbar daher, dass die 
Censur-Politik üebeisclireitungen, die gegen den Staat ge- 
richtet sind, zu verbieten oder zu verlniidern sucht, ehe diese 
Ueberschreitung schon stattgefunden, also dadurch, dass ein 
Manuscript oder Probebogen, der zur Vei'olfentlichung be- 
stimmt ist, erst der Behörde zur Prüfung unterbreitet wird. 
Es gibt noch andere Besümmnugen, die ihrer Tendenz nach 
der Cffldsur ähnehi und welche als prohibitiv oder preventiv 
betrachtet werden können, wie z. B. Anordnungen, welche 
verlangen, dass die Druckereien besondere Koj^es^onen von 
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der Regitiiung haben müssen, ehe sie geschäftlich operieren, 
dass Redakteure und Verleger Kaution für gutes Betragen 
jcrl^en, etc. Obgleich diese Regulationen insofern preventiv, 
ate sie darauf berechnet sind, die Ueberschreitiingen zu hin- 
dem, ehe sie b^^angen worden, sind sie dennoch so gftnslioh 
verschiedener Natur von der' Censur, dass sie hier keine Be- 
trachtung beanspruchen kdnnen. 

•Ohne die Zeitperiode in Rechnung zu bringen, in welcher 
die Censur von kirchlichen Beamten ^) ausgeübt wurde, datiert 
die Einführung dieses Princips in dem Territorium, welches 
heutzutage das Deutsche Reich ausmacht, aus den zwanziger 
Jahren des 16. Jahrhunderts. Man k&m die Behauptung 
an&teUen, dass sie mit dem Edikt yon Worms ihren AnioDg 
nahm, als Lttth«'*s Schiiften verboten und vemrtheilt wnhten, 
verbrannt zn werden. Ein Beichsabsdfaied^) von 1524 hatte 
das Becht der Begieiting, die Pressgewerbe zu regulieren, 
verkündigt. Fünf Jahre später, 1529, entwickelte ein an- 
derer Abschied die Idee in eine thätige Inspektion aller 
zur Veröffentlichung bestimmler Schriften durch regelrecht 
angestellte Regierungsbeamte. Diesen letzteren war fast uu- 
umschränkte Macht gegeben, zu erlauben, was gedruckt wer- 
den dürfte und was nicht. Wenn irgend ein Presserzengniss 
veröffentlicht oder verbreitet wurde, ohne zuvor die Billigung 
dieser Durchseher erlaugt zu haben, setzten sich die bei dieser 
Gesetzwidrigkeit Betheiligten schwerer Strafe aus. Dieser 
Abschied des alten deutschen Reiches l ichtete sich insbesondere 
gegen die Schniähschritteii. die durch die Reformation und 
andere geistige Bewegungen jener Zeit nus Leben gerufen 
wurden. Er ordnete an, und zwar ganz im Allgemeinen, dass 
nichts neues gedruckt, öffentlich oder im geheimen zum Ver- 



1) Fttr diese Periode sieh: Die Antange der BQcheiceosur in 
D0ut8Chland von Dr. Fr. Sachae» Leipsig 1870. 

3) Collmann: Deutachea Preesrecht, Berlin 1844. Der Abscliied 
dos Reichstags zu N&mberg ordnete an, dass: „Eino jedo Obrigkeit 
bei ihren Dnidiereyen und sonst allenthalben nothdUrfftig Einsehens 
haben eollen, damit Schmachschrllft und Gemnhlde hinfUrter gänta- 
Uch abgetban wiid, und nicht weiter ausgebreitet." 
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kauf angeboten werden dürfte, ehe dasselbe „von jeder Ober- 
keit darzu verordnete verständige Person besiclitioft" Das 
erste Gesetz wurde später durch mehrere, einzelne, strenge 
Bestimmangen verstärkt, welche besonders eine bessere und 
sichere Vollstreckung desselben beabsichtigten. Derart war 
auch ein Gesetz^), das den Namen nnd die Adresse des 
Druckers, sowie den Druckort auf jeder gedruckten Schrift 
verlangte, ein späteres Gesetz''), das ausserdoiii noch den 
Namen des ,. Autoren oder Dicliier'' verlangle, und weitere 
Massregeln, welche die Strafe für Ueberschreitungen ver- 
schärfte. 

In Frankfurt am Main, wo der Druck- und Verlags- 
handel zn der Zeit seine eigentliche Heimat hatte, wurde im 
Jahre 1569 unter dem Kaiser ein Bücher-Oommissariat für 
die TJeberwachung und Durchsetzung der auf die Presse be- 
züglichen Gesetze des Reiches gegründet. Die Censur begann 
als ein wichtiges und iiotliwendiges Feld staatlicher Thätig- 
keit angesehen zu weiden. Verschiedene über das Staats- 
recht*) schreibende Autoren rechtfertigen sie als eine Politik, 
ohne welclie die S{( lierheit des Staates nicht erhalten werden 
könnte. Ludwig Hoffmann, der im Jahre 1819^) schrieb, 
verlangte eine gemässigte Censur. Er sagte, dass das System 
in den Händen peinlicher Censoren in der That einer vor- 
trefflichen Gesetzgebung gleich kommen könnte, die durch 
bestechliche und ungerechte Richter gehandhabt würde, aber 
„Wer möchte die Wulillhat des Feuers deshalb in Zweifel 
ziehen, weil es in den Händen des Kindes Verderben wird?" 
Von diesen Autoren wurde angenommen, dass es die Piiicht 

^) Abschied des Reichstages zu öpeier v. 29. April 1529. Coll- 
maon, id. 

*) Abschied von 1580. 
^ Abschied von 1548. 

*) Sonnenfels, Handbuch der inneren Verwaltung, Band I, 1798 
S. 294, auch von Berg, Handwörterbuch des teutschen Polizeirechtes, 

Theil II, 1799, S. 835 f. Citiert von Rehm in seinem Artikel Ober 
die Presse in Conrad's Handwörterbuch der Staatswiaaonschaften. 
^) Censur und Pressfireiheiti Hoffmann, Berlin 1S19, Vorbericht 

». IV. 
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des Staates sei, fiii- die Belehrung des Volkes zu sorgen, und 
wenn dies dor Fall, müsste es auch seine Pflicht sein, die 
Schriften und Yeröflfentlichung dessen, das es lesen würde, zn 
fiberwachen: üm diese Theorie In der rechten Bichtang Grand 
gewinnen zu lassen, war es nöthig, dass die Oensnr tou Per- 
sonen mit groi^sen Kenntnissen nnd besonderer wissenschaft- 
licher Bildung ausgeübt würde, denn wenn sie ein Urtheil 
über die Arbeit Andeier abzugeben hätten, müssten sie auch 
eine liöhere geistige Stufe eiiniehnien. Anders war es in 
früherer Zeit, wo die Censoren nur zu entscheiden hatten, 
ob eine gewisse Schrift gegen die katholische Religion ver- 
stiess, oder Schmähungen des Kaisers oder der Fürsten ent- 
hielt Dieser Theorie nach beschützte sich der Staat nicht 
nur selbst gegen öffentliche Angriffe, sondern warf sich auch 
zum XJnt€rweiser des Volkes nnd Hüter des Lesepnbliknms 
gegen die schlimmen Einflüsse unrichtiger Darstellung und 
mangelhafter Wissenschaft auf. Daher gelangten die einzelnen 
deutschen Staaten dazu, darauf zu bestehen, dass als Onsoren 
nur Sachverständige, d. h. in literarischen Angelegenheiten 
er&hrene, nnd in verschiedenen Zweigen wissenschaftlicher 
Kenntniss ausgebildete Männer angestellt würden. Eine Gegen- 
strömung stellte sich jedoch in den letzteren Jahren des aclit^ 
zehnten Jahrhunderts ein, welche den Grandsatz verfocht, 
dass ein jeder Mensch das Rect besitze, zu denken, was er 
wolle, und wenn dies also zugestanden, ei' ein gleiches ilecht 
hätte, seine Gedanken Andern mitzntlieilen. An manchen 
Orten hörte sogar die Censur zeitweilig- aufM. Aber die 
Furcht, welche die verschiedejien konUneutalen JiegieruTigon 
bei dem Ausbruch der französischen Revolution anwandeltei 
verhinderte jeden permanenten Fortschritt in dieser Bichtnng' 
Was für eine Befreiung von regelrecht organisierter 
Censur m den verschiedenen Staaten nach der Abschüttelnng 
des napoleonischen Joches auch erlangt wurde, von langer 

>) Die Druckereien von Wien z, B. waren, als Zeichen der libe- 
ralen Zeitrichtnng, von 1787—90 von Seiten der öaterr. Regierung 
von der Censur befreit. Siehe Von Liest, Lehrbuch des üaterr. Preaa- 
reehtea, Leipzig 1818, 8. §. 
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Dauer war sie nicht. Die deatscl>en Bundesakten von 1815 
Ursprachen in Art. 18^), dass die Bandesversammlung: sidh 
m ihrer ersten Sitzung mit der Frage der Pressfreiheit he- 
sdiäfbigen wttrde. Dies Versprechen wurde indessen nicht 
erfüllt. Erei^isse tnig-en sich zu, welclie wieder das Miss- 
tranefTi der Kegieriingen erweckten, niid im Jahre 1819 stellte 
abermals der Deutsche Bund in den Karlsbader Bescliliissen 
Press-Erzengnisse unter den Censurzwang. Das Präsidium 
der sog. Präsidial-Gesandtschaft erklärte sich in einem, auf 
kaiserlichen Befehl an die Bundesversanimlnng gerichteten 
Protokoll, fttr eine strenge Ueberwachnng der Fresse. Die 
Notkwendigkeit eines solchen Verfkhrens wurde von dein 
Prisidinm erklärt. Die Presse, Isesonders die Tagespresse, 
liitte die Freiheit, die ihr in den letzten Jahren erlaubt Wehr- 
den, missbraucht, sie stifte das Volk zu Bewegungen an, 
welche G-efahr für die Reg:ierung in sich trügen. „Die Noth- 
wendigkeit einer Oberaufsicht der Presse," sagte der Präsi- 
dial- Vertrag-, „kann nicht länger in Zweifel gezogen werden/ 
Der Vortrag schloss mit den Worten: „So ist die Pi-äsidial- 
Gesandtschalt beauftragt, den Entwarf eines provisorisch«^ 
fieschlusses znr Yerhütnng des Missbrauches der Druckpresse 
in Bezug auf Zeitungen, Zeit- und Flugschriften der Bundes- 
versannnlnng zor ungesäumten Piüfting und Berathnng vor- 
zulegen"^). Die Beschlüsse, welche der Bund kurz nachher 
verkündigte, ordneten an, dass alle Schriften unter einem Um- 
fang von zwanzig Seiten, ob in Gestalt von täglichen Blättern 
oder Heften, in keinem deutschen Bundesstaat zum Druck 
befördert werden sollten „ohne Vorwissen und voi^ngige 
Genehmigung der Landesbehörde^ Dies war, wenn auch 
unter anderem Namen, nichts als der alte Oensurzwang. Der 



1) CoUmau S. 43. Dieser Artikel lautet: „Die Bundesvereamm 
lung wird sieh b«i ihrer ersten Ztuammenkuiirt mit Ablamung gleich' 
förmiger Verfügungen über die Pressfireiheit und die SicherBteHang 
der Rechte der Scfarfftsteller und Verleger gegen den Nachdruck 
heachifcftigen.*' 

3) Collman 8. 355 t 

>) Colhnann 8. 268. 
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Beschlnss enthielt weitere Pressbeschrfttilrnngren , welche hier 

nicht von Interesse sind. Laut § 4 überliess er diit N'er^uit- 
wortliclikeit <Ier Dur{!hfüliriiii<2: des Gevsetzes jedem einzelnen 
Buiitksstaat. In § 5 hiess es; „So übernehmen sämmtliche 
jNIitglieder (h> dputsclien Bundes die feiediche Verpflichtung 
gegen einander, bei der Aufsicht über die in ihren Ländern 
ei-scheinenden Zeitungen, Zeit- and Flngschriften mit wach- 
samen Ernste za verfahren und diese Aufsicht dergestalt 
handhaben zu lassen, dass dadurch gegensdtigen Klag^ und 
unangenehmen Erörterungen auf jede Weise möglichst vor- 
gebeugt werde." Im ^ lü wurde der Beschhiss gewisser- 
niassen insofern entschuldigt, als er nur fünf Jalire in Kraft 
bleiben t-oUle. Vor Ablauf dieser Zeit sollte der Bundestag 
untersuchen, auf welclie Weise Pressfreiheit in Deutscliland, 
als Erfüllung des, laut Artikel 18 der Bundesakte gemachten 
Verspi^ens, sich einführen liesse. Den einzelnen Staaten 
war es anheimgegeben, zu beschliessen, welche Dmckerzeug^ 
nisse die Oensoren verbieten könnten und welche nicht, . welche 
Art Leute zur Ausübung dieser wichtigen Funktion angestellt 
werden, und wie sie gewählt werden sollten. Obgleich in 
einigen Staaten die Gewalt in einer gewissen, juristischen. 
Weise mit Gerichtshöfen, an die bei bescliädigtem Interesse 
appelliert werden konnte, ausgeübt wurde, so war natürlich 
die Administration doch stets mehr oder weniger der Will- 
kür der Censurautoritäten unterworfen« Unter den vielen 
Gründen, welche gegen eine solche Politik von Seiten des 
Staates angeführt wenlen können, sind keine, wie es sohemt, 
triftiger, als diese nothwendig sich ergebende Willkfirlichkeit, . 
mit dem drohenden Despotismus der Censurautoritäten. 

Als im Jalire 1824 der bestimmte Zeitraum von fünf 
Jalneii, während welclier das provisorisch*', Censurgesetz in 
Kraft bleiben sollte, sich seinem Ende näherte, unternalmien 
die vereinigten Regierungen Schritte zu einer Erneuerung 
desselben. Bei der Sitzung vom 16. August 1824 wurde be- 
schlossen^): „Das mit dem 20. September hiufenden Jahre»- 



Colimau 3. 6^. 
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erlöschende, provisorisclie Pressgesetz bleibt so lange in Kraft, 

bis man sich über ein definitives Pressg-esetz vereinbart haben 
wird.*' Die Kegiernnj>en waren mit dieser Politik so selir 
znfrieden, dass sie dieselbe, obgleich sie sie provisorisch nann- 
ten, aufrecht erhielten bis die Erhebung des Volkes im Jahre 
1848 liberaleren Begriffen Eingang verschaffte und die staat- 
lichen Fressregulationen gänzlicli bei Seite schob. 

Der Bund hatte die Handhabung dieser Politik sehr 
schwierig gefunden, wie dies der Fall mit allen seinen Be- 
schlfissen war. Obschon die meisten Staaten sehr strenge 
Gesetze zur Ausübung der Censur hatten, waren doch einige 
etwas massiger und an manchen Orten ersihienen Zeitungen, 
welche der Kegierung sehr niisstallig waren. Dies versuchte 
der Bund zu ändern. Wenn derartige Pälle zur Kenntniss der 
Bundesversammlung gelangten, unterdrückte sie diese Pi-esser- 
zeugnisse wozu sie laut Besch luss von 1819 die Befugnisse hatte. 
Dem Bedaktenr einer so aufgehobenen Zeitung wurde verboten, 
in der Bedaktion einer ähnlichen Schrift innerhalb fünf Jahren, 
in irgend einem Bundesstaat thätig zu sein. Solche Unter- 
drückungen von Zeitungen in den 30er und 40er Jahren 
wurden wiederholt duich besondere Beschlüsse der Bundes- 
versammlung ausgesprochen, aber auch hierin war der Bund 
so schwach wie zuvor. Er musste die einzelnen liegierungen 
auffordern, dafür Sorge zu tragen, dass die Beschlüsse aus- 
geführt wurden und hiermit war seine Macht erschöpft. Unter 
dem Einliuss der Bewegung von 1848 sah sich die Versamm- 
lung vom 8. Märjs 1848 zu folgendem Beschluss gezwungen: 
, Jedem deutschen Bundesstaate wird fmgestelllt, die Censur 
aufzuheben und Pressfreiheit einzuführen, jedoch unter Garan- 
tien, welche die anderen Bundesstaaten und den ganzen Bund 
gegen den Missbrauch der Bressfreiheit mug Ht list sicher stellen." 
Die deutschen Grundrechte vom 21. December 1618 gingen 
viel weiter nnd verlangten völlige Befreiung dei* Presse von 
allen staatlichen Kegulieruogen. Von 1848 an wurde die 
Presse hanptsftchlich durch landesgesetzliche Vorschriften ge- 
r^elt. In den Jahren 184ft'50 genoss die Presse mehr 
oder weniger absolute Pr^eit Die grösaerm Einzel- 
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!?taaten — Baiern 1850, Preussen 1851, Oesterreich 1P52 — 
fühlten stienge Ma.ssre«>eln ein und der Bund selbst stellte 
sidi durch Bescliluss vom 0. Juli 1854 „Zur Vei-liinderung 
des ÄlissbrcUiches der PresslVeilieit" auf denselben Standpunkt. 
Dieser Bundesbescliluss wurde indessen ia Baiern, Preussen, 
Oesterreich und einigen andern Staaten gar nicht veröffent- 
licht, wo die Landesregierungen ihre eigenen sepai^aten Ge- 
setze beibehielten. Niiigends konnte sich die Regierung er- 
lauben, den Censnrzwang wieder einzuführen, obgleich sehr 
beschi^nkende gewerbliche und sonstige Pressordnungen auf- 
gestellt wurden, welche kaum besser als die Censur selbst 
waren. Die Censur wurde im Jahre IG'Ji in England ab- 
geschallt. In Frankreich ist sie zu mehreren Malen auf- 
gehoben und wieder eingeführt worden, doch existiert sie dort 
unter diesem Namen seit der zweiten AViedereinsetzung der 
Bourbonen in den 20 er Jahren nicht mehr. Sie existierte 
überhaupt nie in den Vereinigten Staaten von Nord- Amerika 
und die Pressfreiheit wird in der Bundesverfassung Zusatz- 
Artikel I. garantiert. 

Die Censur könnte durch die Proklamation des Kriegs- 
oder Belagerungszustandes in Deutschland eingeführt werden. 
Artikel 68 der Beiclisverfassung sa^t: ,l)er Kaiser kann, 
wenn die öüentliche Sicherheit in dem Bundesgebiet bedroht 
ist, einen jeden Theii desselben in Kriegszustand erklären." 
Dies lässt sich auf das ganze Reich anwenden, mit der Aus- 
nahme von Baiern, welches in Bezug auf diesen Gegenstand 
noch durch seine eigenen Gesetze regiert wird, laut Vertrages 
von 1870, dm*ch welchen es sich so den norddeutschen 
Staaten auschloss. Sollte sich die Xothwendigkeit hierzu er- 
geben, so könnte ein neues Keichsgesetz verfügt werden, 
welches auch Baiern einbegreifen wüicle^j. Der Artikel G8 
beabsichtigte ein solches neues Gesetz und führte aus, dass, 
bis es in Kraft getreten, die Voraussetzungen und Wii'kuugen 
einer solchen Erklärung des Kriegszustandes durch die Vor- 



1) Seydel, Artikel Uber den Bülagerungszustand in v. Stengera 
Wörterbuch. 
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Schriften des prensaischeii Gesttxes vom 4. Jnni 1851 regfaliert 
werden sollten. Ans bisJierigem Mangfei an einem derartig^en, 

hierauf bezüglichen AUg-emeingesetze, steht anasterhalb Baieru 
das alte prenssischo Gesetz noch in Kraft. 

Ks datiert noch aus einer Zeit, wo viel strengere Ideen 
über die Zeitungsrechte herrschten, ab heute. In dieser Sache 
ist es dem Kaiser anheimgegeben, zu benrtheilen ob die 
nöffentliehe Sicherheit bedroht isf*. Das prenssische Gesetz 
von 1851^) rftumt nur zwei Fälle ein, in denen diese mUi- 
tftrische Dictatur erklärt werden kann. Im Kriegsfall, wenn 
von einem äusseren Feind ein Einfall droht, oder ein solcher 
schon theilweise das Keichsgel»iet besetzt hält, und im Falle 
eines Aufruhrs bei dringender (icfahr für die öffentliche 
Sicherheit. Es bleibt aber zum grossen Theile dem Urtlieil 
des Kaisei's überlassen zu entscheiden wann diese Zustände 
heiTschen und wie weit der zu verhängende Kriegszustand 
sich zu erstrecken hat^). Dieser Kriegszustand entzieht dem 
davon betroffenen Bezirk, verschiedene, vorher genossene Frei- 
heiten, welche der Kaiser in seiner Proklamation aufzählt. 
Unter den Beschränkungen kOnnen auch die Aufhebang der 
Artikel 27 und 28 der preuss. Verfassung eingeschlossen 
sein. Der Artikel 27 ordnet an: „Die Censur darf nicht 
eingeführt werden". Wenn also dieser Artikel aufgehoben 
wird, wie es der Fall sein kann, bahnt dies sogleich den Weg 
zur Wiedereinführung der Gensur, und dies gerade hat die 
VerhäBgung des Belag-emngszustandes im Deutschen Kelche 
im Auge. Diese Suspension der Pressrechte wird sich über 
denselben Distrikt erstrecken und so hinge dauern als dei* 
Belagerungszustand selbst. Sie kann sich nicht weiter er- 
strecken oder länger dauern. Mit der Aufhebung des Be- 
lagerungszustandes wild die Presse sofort wieder in ihre 
gewöhnlichen Kechte enitreten. 

Dass das iieichspressgesetz von 1874 die aussergewöhn- 
Uchen Beziehungen erkannte, welche im Falle eines Kriegs- 

1) Gesetzsammlung 1851 S. 451. 

^) Ver|;l. Meyer, Verwaltungsrecht, Bd. I S. 191 1, und Laband, 
Btaatirecht, Band U B. 587 f. 
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zustamles zwischen dorn Staate luul der Presse existieren 
würden, yyv^t sich deutlich in Arlik(^l ;J0 jenes Gesetzes. Dort 
heisst es: „Die für Zeiten der Kriegsg:efahr, des Krieges, des 
erklärten Krie/^s- ( Belagerungs-) Zustandes. oder innerer Un- 
rulien (Aufruhrs) in Bezng^ auf die Presse bestehenden, be- 
sonderen gesetzlichen Bestimmungen, bleiben auch diesem 
Gesetze gegeuftber bis auf Weiteres in Kraft". Dies bedeutet 
nicht nur, dass das Pressgesetz keine Rechte und Garantien 
gegen einen vom Kaiser erklärten Belagerungszustand besitzt, 
sondt.'rn aucli, dass es weiden muss, wenn solclie ZustiiiKhi 
durch die einzehicn Laii<lc>n';,nerungen proklamiert werden.' 
Es erhellt dies daraus, dass der Artikel von „bestehenden, 
besonderen, gesetzlichen Bestimmungen'' spricht*). 

IL Kapitel. 

Specielle JUassregeln die deu Inhalt der Zeitung beschränken. 

I. Beleidigung von privilegierten Personen. 

Die Veröffentliclmiig von Nachrichten oder sonstigen 
Berichten, ob walir oder falsch, ub thatsäclilich oder nicht 
thatsächlich, wenn dieselben Beleidigungen gegen gewisse 
privilegierte Personen enthalten. 

Diese Kategorie kann vom journalistischen Standpunkt 
aus zuerst angeführt werden, weil sie in dem etwas schwie- 
rigen und ehistischen Gebiet der persönlichen Beleidigung am 
leichtesten erfasst werden kann. Dem Redakteur wird hier 
die Mühe erspart, sich von der Wahrheit seiner Information 
zu überzeugen. Er nmss wissen, tlass, sei sie wahr oder 
falsch, es gesetzwidrig für ihn wäre, seine Nachricliten zu 
verwerthen und verbreiten. Diesem Gebiet muss daher die 
Zeitung gänzüch fern bleiben. Es bleibt nur noch übrig fest- 
zustellen, was als Beleidigung angesehen werden kann, und 
bis zu welchen Grenzen eine Zeitung gehen daif. Dies wird 
im allgemeiueu nicht schwer zu entscheiden sein, und ob that- 
sächlich oder nicht thatsächlich, können ohne Gefahr jede 



berner, i'recädrecht, b. 324, v. Iiiaat, Heichspreserecht, b. 41. 
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Kritik, welcher Art sie auch sei, ob ge^en ihre öffentlieheit 

oder privaten Handlnnüt n o^ericlitet. alle Erzälilung-en, Anek- 
doten und Bericlitf, AVt'lrho daiaiif liiiizielen, sie lierabzusetzen 
oder verdächtig (.Tsdieineu zu lassen, all'.' (Jerüchte, welche 
auf irgend eine Weise die Würde dieser pi ivilegierten Per- 
sonen berühren können, von den Spalt( n eiiiei* jeden Zeitung 
ausgeschlossen bleiben. Wenn der Eedakteur nichts gutes, 
gfinstiges oder lobenswerthes über sie za berichten hat, wird 
er gut daran thun, gar nichts zu sagen. In dieser Klasse 
lassen sich einige Untereintheilungen, wie folgt, machen: 

1. Die Beleidigunof des Kaisers, des eif>enen Landesherrn 
oder des sog. Aufenthaltslaudeshen-ii, d. i. der Landesherr 
eines Bundesstaates, in dem man nicht lieimatberechtigt, 
sondern nnr seinen Aufentlialt hat^). Dies ist der hiichste 
Grad der Majestätsbeleidigung. Die Beleidigung des Kaisera 
wird als gleich strafbar angesehen, in welchem Theile des 
Reiches sie auch verübt werden mag. In jedem Theile des 
Reichsgebietes bleibt der Kaiser der Kaiser «ml darf als 
solcher nicht straflos beleidigt werden. Der Laiidcslnir ist 
das Staat soberhaupt eines einzelnen l>(indesstaates. Klsass- 
Lothringen hat keinen Ijandeslierrn. Der König von Preusseu 
wird in dieser Hinsicht nicht als solcher betrachtet^). Auch 
in den freien Städten Hamburg, Bremen niid Lübeck giebt 
es keine Landesherren. In jedem andern Tlieil des Reichs- 
gebietes kann euie solche Beleidigung begangen werden. In 
Prenssen ist selbstverständlich der Landesherr der König von 
Preussen, der daher in beiden Capacitäten, als Kaiser sowohl, 
wie als König von Preussen beleidigt werden kann: in Bayern 
ist es der König vonBajeru, in Baden der Giossherzog von 
Baden u. s. w. 

Aus was eine Beleidigung dieser Art besteht, können wir 
leider nur aus den Gerichtverhandlungen entnehmen. Weder 
in dem Strafgesetzbuch noch anderswo, finden wir eine be« 



1) StrafgeseUbiK'h ^ uä. 

2) Eric. V. 17. April 1884 Ii. 0 S. 281 und E. lo. S. 312. 
Erk. V. 2ü. April 1888 ß. lü S. 330 und E. 17 b. 364. 
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Stimmte l)efiiiition dieses Delikts. Wenn der Gesetzgebei* 

diese Sache iiiclit entsclieidcn kann, so imiss es dem „unbe- 
schränkten Ermessen" d. Ii. der „Willkür des Kicliters" über- 
lassen bleibend. Ein Ding scheint sicher zu sein, dass die- 
selben Kegeln nicht bei Beurtheilung der Majestätsbeleidiguug 
(Ue Anwendung finden, wie bei Beleidig-unj? von Privatpersonen, 
denn ein Ausdruck kann, was den Kaiser oder den Landes- 
herrn betrifft, beleidigend sein, der in Bezug auf Andere nicht 
so betrachtet wUi-de'). Auch macht es keinen Unterschied ob 
das Delikt sich auf die öffentlichen oder privaten Handlungen 
der geschmähten Person bezieht 

Es ist auch sicheilich niclit nöthij? die Wahrheit oder 
Unwahrheit der in Erage steliendcu Aeus>erunfj-en oder Be- 
richte in Betrachtung- zu ziehen. Das lieichsgericht entschied 
in Bezug auf Majestätsbeleidigung betreff. § 95 des Straf- 
gesetzbuches: Das Staatsoberhaupt wird zweifellos geschützt, 
nicht nur auf allen Kegiemngshandlnngen welche unter Theil- 
nahme der verfassungsmässig zur Mitwirkung berufenen und 
für jene Handhingen verantwortlichen Personen erfolgt sind, 
sondern auch in Bezug auf alle, von ihm allein ausgegangenen 
Akte und auf die Handlungen seines Privatlebens, gegenüber 
allen Angritieii, deren .Richtung oder thatsiichlicher Erfolg die 
Verächtlichmachung oder Herabwürdigung des Staatsober- 
hauptes in der öffentlichen Meinung ist. J eder derartige An- 
griff ist, unäbhängiq: von der Wahrheit oder Unwahrheit der 
m Grunde liegenden Thatsachen, noth wendig ein wider- 
rechtlicher'). 

Dass der modificierende Einflnss des Wahrheitsbeweises, 

der im J l. Abschnitt des ^Stiafgesetzbuches erwähnt wird, bei 
Majestätsbeleidigung keine Anwendung tindet, wird durch die 
Praxis der Gerichte vielfach anerkannt. Die2»e Ansicht über 

^) Rubo, Kommentar zum Straf^eaotzbuch S. 707. 

*••) Meiros, „Verbrechen ge^^eu den Staat'' in Holtzeadorfe Straf- 
recht Band iV S 299. 

Erk. vom 1. Des. 1875, Oppenhoff, Bechtsp. Bd. 16. S. 808. 
Meyer, Strafrecht S. 808. 

«) Brk. V. 88. Juni 1880 B. 2. 8. 218. 

8* 
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solche Itelikte ist eine sehr ausgebreitete. TMe in § 95 mA 

den folg;eiiden PhaiagrapliPn des Straffresctzhuclies erwähnte 
Beleidig^ung |ist ^in Vei bieclien g:egeii den Staat , wie Hocli- 
verratli und Landesvei rath und die all^^^enieincn Rpnfeln be- 
treffs Beleidigung, welche wir im 14. Abschnitt des Buclies 
finden, werden im Allgemeinen als liier nicht anwendbar be- 
trachtet^). 

In Ähnlicher Weise wird angenommmen, dass § 198, 
welcher die Vertheidigungsgründe zulässt, die Darstellung „der - 
Thatsachen sei znr Wahrnehmung bei-echtigter Interessen" 

keine Anwendung- finden kann, da es keine höhere Interessen, 
als die des Kaisers und liandeslitM-rn Treben kann; bei Majestäts- 
beleidigung ist d(M* Strat'antrair nicht citordci-t-). Die ei^-en- 
thümliche bei dieser Art von Heh'idi<;ung eingenommene SteUung, 
beruht auf der Tlieorie der Heihgkeit. ünverletzliclikeit und 
Unyerantwortlichkeit des Monarchen. Der Wahrheitsbeweiss 
stünde im Gegensatz zu dem Grundsatz dieser Unverletzlich- 
keit. Kein Gerichtshof kann für kompetent gehalten werden, 
die Handlungen des Königs zu pi*fifen. Er ist keiner Ober- 
hoheit unterworfen. Im Staate giebt es keine höhere Macht 
als er selbst, und seine, oben erwähnte l'nverletzlichkeit 
bleibt dieselbe, einerlei ob sie sich auf seine Handlungen in 
KegieiningsaugelegenUeiten oder als Privatmann bezieht^). In 



•) Vergl. Erk. v. 4. Okt. 1881 R. 8 S. 580 und E. 5 8. 4:3. 
Vergl. Gertschen, G. A. 32 S. 53, .Moyer. Strafrecht 601 
und S. 8Ü9, Olshausen, Bd. l S. 407. 

Dagegen besondere Rubo zu§ 95 Ziminerm.imi (i. A. 31. S. 193. 

2) Erk. V. 4. Oct. ISHl K. a S. :^80 und E. .") S. 4(i Erk. V. 
17. Dez. 1880 Ii. 10 S. 724. Gertschcn G. A. 32 S. 53. Olsliausen 

zu § 95. Erk. v. 21. Mai IS8'> E. 8 S. 338. 

Erk. V. 1':^. Juni 18so E. 2 S. 213 Georg Mcyor, Deutsches 
Staatsrecht 1891 S. 207 Lal.and. Staatsrecht 1891 Bd. I. S. 133 f. 
Schulze, Lelirbuch des dcut.schoii Staatsrechtes issl Bd. I. S. 187. 
Das letztere saf^t in Bezug auf die UnvcranlsvorllichkciL des 
Monarchen: „Meii-sciilit-h voraiitwnrtlich ist natürlicli Jedermann der 
eino rnicht zu eiftiili ii iuit. In dio.soin Sinne ist auch der Horrschef 
verantwortlioh vor seinem eigenen Gtnvitiseu, vor der Geschichte, 
vor Gott." 
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Eepublikeu können Gründe, bezugs aasseiigewöhnlicber Be- 
schützang des Staatsoberbanptes existieren, doch könnnen es 
nicht dieselben sein, welche für einen Monarchen gegeben 
werden. 

Die Frage ist anfeeworfen worden, ob die Mittheflnng 

thatsäclilicher Voigäiige hiiisielitlidi eines regierenden Landes- 
lierrn, welclu' vor seinem Kef^ierungsantritt und ausserhalb 
seiner landesheiiliclicn Stellung»- sich ereigneten, als Basis 
für Majestätsbeleidigung- dienen kann. Das Heicbsgericht hat 
in einem Falle, wo die erzä hlten Thatsacheii vii rzig Jahre zurück 
datierten und etwa dreissig Jahre vor dem Begierungsantritt 
des betreffenden Landesherm, wie folgt erklärt: „Geschieht 
die Anfahrung solcher Dinge in einem Sinne, dass daraus 
Schlüsse auf die Gregenwart gezogen , und dass daraus ein ehr- 
verletzendes l^rtheil über die gegen wältige Person des Landes- 
lienn lu'rg(^l('it<'t werden kann, so wird der unmittelbare be- 
leidigende Charakter solcher Aeusserungen nicht zu bean- 
standen sein. Die Majestätsbeleidigung unterliegt in dieser 
Beziehung keiner andern Beurtheilung wie die Beleidigung 
einer Privatperson" .... So weit diese Anführungen .... 
Als reinhistorische Zwecke, die thatsächlich sehr wohl verein- 
bar sind mit derjenigen Achtung und Ehrerbietung, welche dem 
Souverän, als solchem geschuldet wird und unter dem Schutze 
des § 95 St. G. l^s. steht, können sie nicht strafbar sein^). 
Es lässt sicli hiei" sehen, dass. obgleich der Gerichtshof er- 
klärt, dass eine sulch*^ Darstellung bcmrtlioilt weiib'n solltej 
als beträfe die Beleidigung eine Piivatperson, er doch einen 
Unterschied anerkennt zwischen der (^rundlage, welche den 
Begriff von privater und Majestet^sbeleidigung bestimmt, wenn 
er sagt, dass die Anfahrungen vereinbar sein mflssen mit der- 
jenigen Achtung und Ehrerbietung, welche dem Souverän als 
solchem geschuldet wird.** 

Es ist festgt^st^szt, dass gegen einen todten Monarchen 
keine l)elei(lioung l)ef>anfr«^n werden kann. Das Gesetz hat 
zu seinem Gegenstand eine lebende Person. Die Beschimpfung 



Brk. vom 21. Mai 1S88 £L 8 S. 388, 
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des Andenkens eines Verstorbenen kann nur durch die all- 
gemeinen Bestimmungen des § 189 des Strafgesetzbuches be- 
straft werden, und wie es scheint, könnten diese Bestimmungen 
hinsichtlich eines todten Staatsoberhauptes nicht sti'enger als 

betreffs einer todten Privat i)er.son sein.^) Wenn jedoch die 
Aensserunir dazu an^etlian ihit, die Person nnd <las Haus des 
jetzt rej,aerenden Landeslierrn in Misskredit zu brinpfen, 
so ist es keinem Zweifel unterworfen, dass dies auch als 
Majestetsbeleidig-uno" im Sinne des ß 95 angesehen würde. 

Die Strafe für Beleidigung des Kaisers, des eigenen oder 
des Anfenhaltlandesherm ist Gefängniss nicht unter zwei 
Monaten, oder Festungshaft nicht unter zwei Monaten bis zu 
fünf Jahren. Neben der Gefängnissstitife kann auf Verlust 
der bekleideten öffentlichen Aemter*, sowie der aus Ottentliclien 
Wahlen hervorgeg-angenen Jteclite erkannt werden.-) Druck- 
schriften, welclie diese Art von Eeleidio-ungen begelien, können 
durch die Polizei beschlagnahmt werden ohne richterliche Au- 
ordnung^). Die Verfolgung einer solchen Beleidigung ist von 
Amtswegen. 

IL Die Beleidigung eines Angehörigen seines eigenen 
landesherrlichen Hauses, oder des Regenten seines eigenen 
Staates; oder eines Angehörigen des landesherrhchen Hauses 
oder Kegenten seines sog. AntVnthaltsstaates."*) 

Für diese Art Beleidigung ist eine weniger strenge 
Strafe auserselien, als in der letzter\\ ühnten Klasse, auf ge- 
wisse Weise dem niederen Range der Person angepasst. In 
anderer Hinsicht wird sie wie die Beleidigung des Kaisers 
oder eines Landesherm behandelt und der Wahrheitsbeweis 
ist ausgeschlossen. Dies wird von derselben Theorie der Un- 
verletzlicbkeit der Majestät hergeleitet und soll nicht so sehr 
subjektiv und in dem einzelnen Falle entschuldigt werden, als 
wenn in allen seinen objektiven Beziehungen betrachtet. £.s 

1) Moyer, Strafrecht B. 808, Uerner, Strafrecbt S. 865 Olshauaen, 
Bd. S. 406. 

§ 96 des StrafgeBetsbuches, 
§ 28 Reichspressgesetz. 
^ § 97 des Strafgesetsbacbs. 
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wird für iiotliwciidiir ei-achtet, dass die Personen die in un- 
nuttelbarer A'erwandtsclinlt mit dem Monarchen stehen, an 
dieser Unveiletzliclikeit Tlieil nehmen, da die MitUieüung von 
Thatsachen, welche sie in der öffentlichen Mdnnng verdäch- 
tigen könnten, ebenfalls anf den Monarchen zm-ückfallen könnte. 
Bei dem Todesfalle eines Monarchen, der jederzeit eintreten 
kann, rouss das neue Staatsoberhaupt ans dei^selben Familie 
hervorgehen und es ist IopiKm lidi dass dann dem SuaL eine 
unverdorbene (,)uelle zur Verfügung stehe. 

Die Erage ist auch etwas erörtert worden, wer in jedem 
einzelnen falle als Mitglied des landesherrlichen Hauses zu 
betrachten ist. Hierzu sind gerechnet worden „alle nachweis- 
lich vom Stammvater des Hauses durch ebenbürtige Ehe ab- 
stammenden Blutsverwandten beiderlei Geschlechts mit Aus- 
nahme derjrnigen weiblichen Glieder, welche durch Ver- 
lieijatung Mitglieder eines nndein Fürst enluiiists geworden 
sind und die Abköninilinue dvs letzteren. Es treten hierzu 
die ebenbürtigen (ieniahlinnen der männlichen Mitglieder."^) 
Andere Autoritäten sind der Anischt, dass nur die Gesetze 
eines jeden Staates darüber zu entscheiden haben, wer als 
Glied des landesherrlichen Hauses in diesem Staate angesehen 
wird.^) Wenn dn Mitglied eines deutschen, landesherrlichen 
Hauses als Landeshen- oder Begent eines fremden Staates ge* 
wählt wird, hört er auf zu einer deutschen landesherrlichen 
Fannie zu gehören, im Sinne des ^ '.)7 des Strafgesetzbuches. 
Diejenigen, die ihn beleidigen, sind nurstrafbai" nach den Be- 
stimmungen welche die Beleidigung des iiandesherrn oder 
Begenten eines fiemden Staates regulieren.^) In dieser Be- 
ziehung giebt es in Deutschland keine kaiserliche Familie. 
Die Angehörigen des königlich preuss. Hauses, den Kron- 
prinzen des deutschen Reiches eingeschlossen, gemessen die, 
durch dieses Gesetz verliehene Beschützong nur in Preussen, 



») Opponhof zu § 1'6 S. L^t.i, vergl. auch Küdorff, zu § 97 Hr. 2. 
■•i) Olshausen zu U7. Krk vom 28 Sept. E. 22 ^. 141. 
^\ Krk V. 2o. 1891 K 22 Ul in dem Falle des Forsten Ferdiiiiuid 
von bul^urieu. 
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nicht in den fila igen Bundesstaaten oder in Elsass-Lothnngen^). 
Die Mitglieder des liolienzollei'n.sclien Fürstenhauses gelten in 
Frenssen nicht als Glieder dei* landesherrlichen Familie. 

Der Regent, welcher in dieser Hinsicht zu den Ange- 
hörigen des landesherrlichen Hauses gezählt wird, ist wie sich 
leicht begreifen lässt, der Stellvertreter des Königs oder 
sonstigen Staatsol^erliaiiptes. Das Strafmass für eine solclie 
Beleidigung ist Gefängniss von. einem Monat bis drei Jahren 
oder Festungshaft von gleicher Dauer^). 

III. Die Beleidigung eines sonstigen Bnndesförsten oder 
Regenten d. h. des Fflrsten oder Kegenten emes deutschen 
Staates, nicht des eignen oder Anfenthaltsstaates des Be- 
leidigers^.) Diese Beschützung des Bundesfürsten basiert sich 

auf die intimen Beziehungen und gleichen Interessen, welche 
zwischen den deutsclien Kegierungen bestellen müssen. Der 
Gedanke ist der. dass in keinem Staate des Reiches Be- 
leidigungen gegen den Fürsten oder Regenten eines anderen, 
zum Reiche gehörigen Staate begangen werden sollen. LIel)er 
die Beschatzung der Mitglieder von Bundesfurstlichen Familien 
ist hier keine Verfügung getroffen worden. 

Das Strafmass für die Beleidigung eines Bundesfürsten ist 
Gefängniss von einem Monat bis zu drei Jahren oder Festungs- 
liaft von gleicher Dauer. "Die für die Beleidigung eines 
Regeuten eines i^undesstaates festgesetzte Strafe ist Gefäng- 
niss von einer Woche bis zu zwei Jahren oder Festungshaft 
von gleicher Daner. Die Verfolgung in allen Fällen 
dieser Klasse tiitt nur mit Ermächtigung des Beleidigten ein.') 

IV. Die Beleidigung eines Landesherm oder Regenten 
eines befreundeten, aber nicht znm deutschen Reich gehören- 
den Staato''). Dies ist die niidiigste Stufe von Majestäts- 
beleidigung. Sie verlangt Gegenseitigkeil, d. h. in dem, in 

t) Eric. V. t7. Apr. 1884 R. 6 S. 292, B. 10 S. 312. 

Krk. V, 2G. Apr. 1888 R. 10 S. 335, D. 17 S. 881. 
S) Strafgesetzbuch § 97. 
') Strafgesetzbuch § 99 und 101. 
*) Strafgesetzbuch § 99-101. 

Strafgesetzbuch § 103. 
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Frage stehenden ausserdeutscben Staate muss ein ähnlicher 
Schutz gegen Beleidigung von deutschen Landesherm und 
Begenten garantiert sein. Das Gesetz tritt daher nur dann 
in Wirksamkeit, wenn ein gegenseitiges Uebereinkonunen hierin 
zwischen den beiden Ländern herrscht. Es kann natürlich 
zwischen kriegführenden Mäcliten keine Gültigkeit besitzen 
und auch in Friedenszeiten nicht da, wo die gegenseitigen Be- 
ziehungen stets feindsehger Art sind. Der Präsident einer 
Republik kann nicht unter dem Ausdruck JU'gent verstanden 
werden.^) Das Gesetz kann weiterhin erst dann in An- 
wendung kommen, wenn von der fremden Regierung, deren 
Landesherr oder Regent beleidigt worden ist, ein StrafiEintrag 
gestellt worden ist. Der Antrag wird auf gewöhnlichem, 
diplomatischem Wege geschehen. Dieser Schutz erstreckt sich 
auf regierende Souveräne, also nicht auf abgesetzte Monarclien 
und deigl. Der Papst ist auch nicht in dieser priviligierten 
Kategorie inbegrift'en.-J Die Strafe für eine deiartige Be- 
eidigung ist Geiangniss von einer Woche bis zu zwei Jahren 
oder Festungshaft von gleicher Dauer. ^) 

Y. Die Beleidigung eines Gesandten oder Geschäfts- 
trägers, der beim deutschen Reiche, einem bundesfurstlichen 
Hof oder dem Senat einer der freien Reichsstädte beglaubigt 
ist.*) Diese Bescliützung von (Jesandteii und Geschäfti- trägem, 
welche bei dem Keiche und den einzelnen deutschen Staaten 
beglaubigt sind, entsteht aus Volksrecht und den Beziehungen 
welche zwischen verschiedenen Staaten bestehen müssen. Es 
setzt voraus, dass die Regierung, von welcher der Gesandte 
kommt, eine befrenndete ist, oder zum wenigsten eine, mit 
der die Bundesstaaten nicht auf Kriegsfuss stehen. Ln an- 
deren FaUe würden die diplomatischen Beziehungen abge- 
brochen werden und für das Ansuchen wäre kein Grund vor- 
handen. Es dauert so lange als der Gesandte oder Geschäfts- 
träger der ofticielle Vertreter seines Staates ist, d. h. von der 

1) Oppenhoff su § 108 S. 268. 
Meyer, Strafrecht 8. 810. Olshausen su § 103. 

6) Strafgesetzbuch § 108. 
*) Strafgesei^bvch ^ 104, 
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Zeit an da er 1 • i dem Hof akkreditiert ist bis zu dem Zeitpunkt 
seiner Bflckbeiufun;^^ oder Ablösung. Wenn er eine persona 
non grata ist, wird er nicht empfangen werden und es liegen 
dem Staat, bei welchem er beglaubt ist, nach seinem Empfang 
Mittel zur Hand, seine Zurückbenifung durchzusetzen, wenn 
genügende Gründe vorhanden sind, ihn persönlich unhaltbar 
zu machen. In der Zwischenzeit Jedocli ist er der KepreseiUaul 
seines Staates und ihn zu beleidig;en, lieisst seinen ^taat be- 
leidig-en. 

In Bezug auf dieses wohlbekannte völkerrechtliche 
Princip sagt Heffler: „Unverletzbarkeit diplomatischer Ab- 
geordneter für den äusseren Staatenverkehr ist ein, so von 
selbst sich verstehendes Kecht, dass es auch von jeher bei 

allen Völkern sogar in vorscliriftlicher Zeit Anerkennung- ge- 
funden hat. Es ])este]jt darin, dass nicht nur der fi'emde 
Staat an welchen die Missiun erfolgt, in seinen Kegierungs- 
organeu, sondern auch jeder Angehörige desselben sich aller 
verletzenden körperlicher oder unkörperlicher Angriffe ge'gen 
dergleichen Personen enthalten muss und jede Art von Be- 
leidigung derselben zugleich auch für eine Beleidigung des 
absendenden Staates zu halten ist.^) Gegenseitigkeit ist hier 
nicht bedingt, es ist eine Allgemeinregel, die auf alle Ge- 
sandten und Geschäftsti ai^nr Bezug hat, welche bei dem 
iieiclie und den verschiedenen Einzelstaaten beglaubigt sind. 

Zu den Gesandten werden die folgenden gerechnet^): 
a) Die pästlichen Legaten odera de latere. und Nuntien und 
Ambassadeurs oder Botschafter der weltlichen Mächte, b) Alle 
mit dem Titel Internuntius, Gesandten oder Ministers oder 
bevollmächtigten Ministers, beglaubigten Diplomaten. 

Cieschattsträgei' sind diejenigen, die nurl)ei den Ministerien 
der auswärtigen Angelegenheit heglaubigt sind. Die Konsule, 
wenn sie nicht besondei^ mit der Ausübung diplomatischer 



^) HeiFter, Das europäische Völkerrecht 8. Ausg. Berlin 1888 
8. 486. Vergl. auch voa HoltzendorlT/ Handbuch des Völkerrechts^ 

Hamburg 1887 ßd. III S. 648. 
S) Heffler, 8. 443 1 



Digitized by Google 



— 43 — 



Fanktionen von ihren Regierungen beauftragt sind, werden 
nicht hierzu gezählt. Die Strafe fSr die Beleidig ong eines 
solchen Gesandten oder Greschäftsträ^ers, ist Geßlngniss bis 

zu einem Jahre oder Festunp^sliatt von i^deiclier Dauer. Die 
Verfolgung tritt nur auf Autrag des Beleidigteu ein.^J 

YI. Die Beleidigung der Mitglieder de» Bundesrathes. 
Ob die Mitglieder des Bundesrathes mit Becht in diese Gruppe 
gebracht worden sind, wird so lange in Frage gebogen wer- 
den, als solch verschiedene Ansichten im Staatsrecht, betreffs 
der Ncitur dieser sonderbaren Kürpeisdiaft, herrschen. Art. X 
der Reichsverfassiing sagt, „Dem Kaiser lie^^t es ob, den 
Mitgliedern des Bundesrathes den üblielien dipl(>matischen 
Schutz zu gewähren." Es wird allgemein angenommen, dass 
dieser „übliche diplomatische Schutz'* Exterritorialität um- 
fasst. Wenn die Mitglieder des Bundesrathes ans den ver- 
schiedenen deutschen Staaten nach Berlin kommen, sind sie 
e3Cterritoria1. Hiervon sind natürlich die prenssischen Mit- 
glieder ausgeschlossen, da sie sich auf eigenem Gebiet be- 
finden, obgleich, wenn der Bundesrat Ii aus irgerd einem 
Grunde nach Dresden z. B. berufen würde, sie Exterritoria- 
lität gegen die sächsischen Gesetze haben würden. Der 
„übliche diplomatische Schutz* geht jedoch durch die, Regeln 
des Völkerrechtes noch über die Exterritorialität. Er sichert 
die so in Schutz Genommenen gegen körperliche und un- 
kärperliche Angriffe in dem Staat, bei dem sie beglaubigt 
sind. Dies dehnt sich auch auf Angriffe durch ditt Piesse 
aus, und für solche Angriffe ist ein Strafmass in § 103 des 
Strafgesetzbuches vorgeschrieben und in der obigen Eiu- 
theiJung l»e^schrieben. 

Die Mitglieder des Bundesrathes sind nicht Gesandte 
ihrer Begiemngen, sondern eher Geschäftsträger. In Art. 6 
der ReichsverfiGLssung werden sie „Vertreter" und „Bevoll- 
mächtigte^ genannt. Diese Benennungen können als gleich- 
bedeutend betrachtet werden. Die Mitglieder sind die Ver- 



1) StrafiBeaetibvch § 104. 
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treter ihrer Staaten und sie haben gewisse Geschäfte zu voU- 
bnngen, zu deren Aasfttbning sie bevollmächtigt sind 

Wenn sie Geschäftsträger sind und den flbUcben diplo- 
matischen Schutz geniessen sollen, mfissen sie gegen Beleidi- 
gung geschützt werden, wie dies hinsiclitlicli anderer Ge- 
schäftsträger laut § 108 des Str. G. B. der Fall. Im Str. G. E. 
jedoch ist es iiiclit auf diese Art 'aufgefasst. Es wurde in 
Art. 74 der Keichsvertassung vorgesehen, dass die Beleidigung 
des Mitgliedes des Bundesrathes, Reichstages der, Eeichs- 
behörde etc. »durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche 
oder andere Darstellung** in den yerschiedenen Bundesstaaten 
beurtheilt und bestraft würde, je nach den, in jedem emzelnen 
Staate bestehenden Gesetzen, betrefft der Beleidigung der 
Mitglieder seiner eigenen gesetzgebenden Kammern, etc. Als 
das Strafgesetzbuch für das deutsche Reich eingefiilirt wurde, 
enthielt es betreffs der Beleidigung andere Bestimmungen und 
daher ist insofern dieser Artikel der Verfassung ungültig ge- 
worden^). Soll ein Mitglied des Bundesrathes daher nur 
jenen Schutz geniessen, der, 'laut Abschnitt 14 des Str. G. B. 
Privatpersonen gewährt wird?') 

Die Frage, die für den Journalisten von Belang ist, ist 

nicht so sehr die, durch welchen Paraj^iaplien des Reichs- 
strafgesetzbuches eine solche Beleidigung bestraft werden soll, 
sondern in wieweit die Zeitung durch den Wahrheitsbeweis 
geschützt wird. Stimmt es mit dem Begritf des üblichen 
diplomatischen Schutzes überein, dass die Gerichtshöfe Wahr- 



1) Laband, Staatssrecht. Bd. I, S. 223 f. 

Ueorg Meyer, Deutsches Staatareclit 1801, S. 368 f. 

Vcrgl. von Könne, Staatsrecht des deutschen Reichs, Leipzig 

1876, Bd. I, S. 194 ff. 

Laband im Artikel Über Bundesrath in von Stengels Wörter- 
buch aagt: „Dass die nichtpreussischen BundesrathsbevoU- 
m&chtigten so angesehen werden sollen, als w&ren sie beim 
König von Preussen accreditierte, diplomatische Geschillts» 
trftger der übrigen Bnndesstaaten." 

s> von Rönne. Staatsrecht Bd. I 8. 81. 

*) Ver^l. Brk. y. 14. Pe». 1982 B 7. 8. 882. 
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hejtsbeweise bei einer lieleidigeiiden Darstellung hinsiclitlich 
eines Bundesrathmitgliedes zulassen sollten? 

Was aueh in dem Falle die Meinung der Juiisten sein 
möge, wäre es fiir die Zeitung doch sehr geratben, sich nicht 
zu sehr auf die Wahrheit ihrer Aenssenuigen, als einer Becht^ 
fertigimg ftti* die Verüffentlichung dessen, was in anderer 
Hinsicht den Charakter einer Beleidigung tragen wüiiie, zu 
stützen. 

II. Die thatsächliciie Beleidigung von Privat- 
personen, Beamten etc. 

Die Yeröttentlichung von Thatsachen in Bezug auf solche 
Personen, die in den yorhei^gehenden Klassen nicht erwähnt 
sind, nicht nur Privatpersonen, sondern auch Behörden, Be- 
amten, Religionsdiener, Mitglieder der hewaffiieten Macht, 
auch gesetzgebenden Yersammlungen etc., wenn die That- 
sachen unwahr, oder nicht erweislich wahr und einen be- 
leidigenden Charakter tragen. 

Obsclion in den vorhergehenden Klassen von Beleidigungen 
die Bedeutung auf den Gegenstand der Schmähschrift sich 
konzentrierte und die Klassitikation diesem Prinzip gemäss 
geschah, so wird das Interesse jetzt subjectiv vom Standininkt 
der Äusserung selbst. Wenn in den vorhergehenden Zeilen 
die Beleidigung zum grossen Theil von einem, mit der Person 
des Beleidigten verknüpften Standpunkt beurtheilt wurde, 
können wir hier glücklicherweise einen mehr oder weniger 
befriedigenden Begiiff von der Natur der Beleidigung im 
Allgenieinen erlangen. Ihr Cliarakter ist im Gesetz konsta- 
tiei t und hat daher übei die, schon erwähnten Majestäts- und 
sonstigen Beleidigungen diesen Vortheil. Sie besteht aus der 
Behauptung oder Verbreitung von Thatsachen in Bezug auf 
einen Andern, welche denselben verächtlich zu machen oder 
in der öffentlichen Meinung herabzusetzen geeignet sind^). 
Man bemerkt hier, dass die allgemeine Charakteristik dieser 
Gruppe darin besteht, dass sie sich nur mit Thatsachen be 



») straf, ü. B. § m u. 187. 



Digitized by Google 



— 46 — 

fasst, aber eine Thaisache kann in so vielen verscliiedeT^en 
(jiestaltcn crsclicint-n. das- sie nicht inmicr Icidit zn eikennen 
ist. Sie ist licwitlmlit h xon vm^m Urtlieil zn unterscheiden. 
Oppenliott' sag"! : „Thatsaclie ist liier gleichbedeutend mit einer 
dem andern beigemessenen conkreten Handlung, einschliesslich 
der dabei obwaltenden, sie charakterisierenden Willensricli- 
tiing*^). Mit der Dai-stellung der blossen Thatsachen selbsti 
werden solche Aeussei'ungpen einbegnffen sein, welche auf leicht 
erkennbare Weise auf definitiven Thatsachen oder Handlungen 
beruhen, wie z. B. das beinahe klassische Beispiel „Trunken- 
bold", das durch die; (Kriminalisten angeführt wird*). 

Wenn im ( Jegentheil die AeusseruHf:j- ein allgemt^ines, un- 
günstiges und beschimpfendes Urtheil beirelis der Eigenschaften 
oder des inneren Werthes eines Andci ii enthält, ehrenrührige 
Ansichten und Meinungen etc. so ist die Beleidigung nicht eine 
mittels Thatsachen und an das Delikt muss natürlich ein an- 
deres Mass angelegt werden, als die Frage ob wahr oder 
unwahr'). Es kann vorkommen, dass die Behauptung einer 
Handlimg von dem ansgesprochenen ürtheile und den Re- 
flexionen sich nicht trennen lasst"*), oder dass die Tliatsaclien 
in der Gestalt eines l'rtheils gegeben werden, das mit solchen 
AV'orten etwa eingeleitet wird: „nach unserer .Meinung'' etc. 
Biese Umstände ändern den Oiiarakter einer Thatsache nicht^). 
Da sie einen Wahrheitsbeweis nicht zulassen, ist gesagt 
worden, dass einem Andern zugeschriebene unausführbare 
Handlungen nicht als Beleidigung unter diese Gruppe gezählt 
werden können, wie z. B. „Hexerei** der Ausdruck „Mörder- 
bande** auf Kinder angewendet, etc. Diese UnansfÜhrbarkeit 
soll in sich selbst nicht genügen eine Beleidigung durch That- 
sachen zu disqualifizieren"). Unter dem Namen Thatsachen 

1) Oppciihoir /.II § I«-; No. G. VcrgU ttüdorff § iSG No. ß, 

Oppcnhoir zu § lS(i No. 3, 
3) öiulio uiiU'ii 1.15 ir. nicht that. Beieidiguiiij). 
*) Erk. V. 9, Jan. Isho E. 1 S. 62. 
^) OppcniMdl zu § 18ü No. 7. 

OppfüilmM" zu § ISü No. 8 zu ^ 185 No. 3 v, Liazt, Strafrecht 
^ 31Ü cuiitra KüdorÜ' zu § 186 No. 9. 
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werden auch liier ()inissivliaii(lliiiii;en verslHiukii, z. B. unter* 
la»ssene HaiidUinpon von Seiten Beiimter odei* Anderer*), 

Die Tliatsaclien können als, von einer dritten Pei-son er- 
wähnt« wie in einem Zeitungs-Interview angeführt werden. 
Hier genügt der Wahrheitsbeweis insofern, als femstehende 
Personen nicht in die Beleidigung verwickelt sind, im Falle 
die „intei-viewte" Person darauf besteht, falsch ausgelegt 
worden zu sein, wenn der Sinn der Ae.sserung correct wieder- 
pef2:el)en witrdeii ist. Worttreue ist niclit erforderlich -j. Es 
gewährt natürlich der Zeitung keinen Srliiilz. ein beleidigendes 
Gerücht, welches cirkuliert, aufzunehmen und es als von einer 
unbestinnnten dritten Person oder einem andern Blatt lier- 
rahrend hinzastellen. Ein solcher Plan kann den Stolz oder 
die Wurde emer Zeitung ihren Lesern gegenfiber befnedigen, 
aber zur Yertheidigung im Gerichtshof ist er nutzlos. Um 
ein einfaches Beispiel anzuführen, so würde es meist gewiss 
gewagt für eine Zeitung sein, in dem Bericht über einen, 
vor Gericht verliaiidelten A'erhnmidungspiozess, die Aeusse- 
rimgen, die den (Jruud zur KUige gegeben, anzuführen. 

Es gibt keine absolute Beleidigung, das ist, entweder 
eine gewisse Art Tiiatsachen oder eine gewisse Methode in 
der Darstellung derselben, welche unter allen Umständen eine 
Beleidigung ausmachen'). Selbst Worte, die unter manchen 
Bedingungen hOchst beleidigender Natur sein können, können 
in harmlosem Scherz gebraucht werden nnd solche mildernde 
Umstände müssen sowohl der Zeiiuug zu gute kommen als 
denen, die mündliche Aus<lrü(ke angewendet haben. Ob eine 
Aesserung darauf Ix^ echiiet ist, eine Person in der öftentlichen 
Meinung herabzuwürdigen, kann erst entschieden werden, wenn 
man weiss, was «lie öffentliche Meinung ist. Dies kann durch 
die Ansichten der Kreise, zu denen die beleidigte Person ge- 
hört, gewürdigt werden, durch die Beziehungen in denen sie 
zu der Gesellschaft stand, und durch die allgemeinen Volks* 
ansichten, Anschauungen und Gewohnheiten, betreff der An« 

*) Oppenhoflf zu § 186 No. 7. 
-) OppenliotV zu § 18Ü No. lü. 
») Kttdorff zu § 185 No. 3. 
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Wendung solcher Aeussernno^en. Unter gewissen Bedingungen 
kann daher, was sonst eine harmlose Aeusserung, zu einer 
Beleidigung werden nnd umgekehrt^). 

Die Elirenverletzung muss sich auf eine bestimmte Person 
beziehen, ob dieselbe nun ausdrücklich genannt oder in nicht 
zn verkennender Weise angedeutet wird. Eine CoUektiv- 
Mehrheit kann nicht beleidigt werden, ausser Insofern, als 
hierbei einzebe Individuen, welche die Mehrheit umfassen, so 
deutlich bezeichnet werden, dass eine Herabwürdigung in der 
öffentlichen Meinung einer bestimmten Person erfolgen kann. 
Je grösser im Allgemeinen jedoch die ( 'ollektiv-Mehiiieit, um 
so unwahi'scheinlicliei- eine Bestrafung. Die Kreide, in welchen 
sich die, als beleidigt angesehene Person bewegt, müssen 
ziemlich eng begrenzt sein 2). 

Die Praxis der Gerichtshöfe in dieser Sache hat zu lehr- 
reichen Resultaten geführt. Es ist entschieden worden, dass 
in dem Ausdruck: Juden, die Bezeichnung nicht definitiv 
genug ist, um als Beleidigung gegen Mitglieder jener Religion 
angesehen zu werden 'j. Andererseits wurde jedoch eine solche 
Bestimmtheit in eintnn Leitartikel einer Zeitung in Bemer- 
kungen über die konservative Majorität in einem gewissen 
Wahlkreis gefunden. Ebenso kann das Ofriciercorps einer 
Festung kollectiv beleidigt werden, so, dass das Ehrgefühl 
der einzelnen Glieder verwundet wird^). Der Ausdruck „neue 
Propheten" wurde als definitiv genug betrachtet, Fürst Bis- 
marck und einige seiner Anhänger wahrend seiner Kanzler- 
schaft einzubegreifen. Der Gerichtshof ei*klarte, es unterliege 
keinem Zweifel, dass eine Mehrheit von Personen unter einem 
Collektiv begriff beleidigt werden könne, wenn der Beleidiger 
seine Bezeichnung gewählt habe, um sämmtliche Personen 



1) Meyer, Strafrecht S. 6(^1, Oppenhoflf zu § 185, Olshausen za 
§ 185 No. 3, John, Kritik von strafrechtlichen Entscheidungen S. 215 t. 

-) I^ornor, Strafroclit S. 4üü, Oppenhoflf ZU § 185 Ko. 6. Vergl 
auch Olshausen zu § 185 Xo. 4. 

3) Krk. V. 6 Okt IbHl R 8 S. 606. 

<) Krk, V. 3. Juli 18S3 K. 9 S 1. 

6) Erk. V. 7. Jau. 1881 Ii. 2 S. IUI. 
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unter (Hesem Begriff zu treffen Auch in Bemerkungen, 
welche gegen den preuss. üickterstand-) und eine General- 
Synode^) gerichtet waren, ist eine Beleidigung: einzelner An- 
gehöriger und Mitglieder gefunden worden. 

Ein Jedes Individuum kann beleidigt werden, auch solche, 
denen zu der Zeit der Beleidigung die bürgerlichen Ehren- 
rechte entzogen sind, ebenso Kinder und Geistesschwache*). 
Dies wird von Andern bestlitten, weil bei Kindern und 
(teisteskranken kein Bewusstsein von Ehrgefühl existiert und 
letzteres daher nicht verletzt werden kann •'•). Handelsgesell- 
schaften und Korporationen können im Allgemeinen nicht 
beleidigt werden^). Der Begriff einer verwundbaren Ehre 
wird jedoch im Straf. Qt. B. auf juristische Personen, was 
ihren Gesdiäftskredit betrifft, ausgedehnt Eine Beleidigung 
kann auch gegen öffentliche Korporationen, wie eine Kolle^ 
giai-Behdrde, eine gesetzgebende Versammlung des Reichs 
oder eines Bundesstaats oder eine politische ivörperschaft 
begangen werden*^). Unter diesen müssen wir den ReichstMS-, 
den Bundesrath, jede Kammer eines I^andtages, eine Stadt- 
verordnetenversammlung u. s. w. vei stehen. 

Obschon, wie wir nochmals wiederholen können, es eine 
unterscheidende Charakteristik dieser Gruppe ist, dass die 
Beleidigung nur durch Daratellung von Thatsachen begangen 
werden kann, so mnss vor Allem bemerkt werden, dass es 
unwahre oder nicht erweislich wahre Thatsachen sein müssen. 
Dies ist die Basis, auf welcher wir hier versucht haben, die 



1) Erk. V. 3. November 1882 E. 7 S. 170. 
«) Erk. V. 29. Jan. 1880 R. 1 S. 292. 
») Erk. V. 25. Oct. 1880 R. 2 8. 388. 

*) Oppenhoff zu § 185 No. 4. Meyer, Strafi*echt S. 595. flftlschner, 
Strafrecht, Band II S, 178. 

^) John, Artikel Uber Beleidigung^ in Holtzendorffs Recfatslexikon, 
vergl. Liest Strafrecht 8. 810 f. 

«) Erk. V. 81. Jan. 1880 R. 1 S. 882 u. E S. 178, HftUchner 
Straf rficht Bd. II S. 169. 

') Untersuch. S. 84 f. §§ 1872 188 Strafges. B. verftl. Oppenhoff 
zu § 186 No. 7. 

Strafgesetzbuch ^ m E 197. 
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B«^leidi<2fniipfsaii^e!e<,'-('iilipit, soweit sie detinitiveu Hoden hat, 
zu klassirizieien, was, wie es selieint, für den praktiseheu 
Juui iialisteu von walii eni Nutzen sein dürfte. Die i'i age der 
Wahrheit oder Unwalirlieit. soweit die Beleid igun;:^ überhaupt 
auf erwähnten Tbatsachen beruht, ist ein Ding, auf welchem, 
von dem Zeitnngsstandpunkt aus, alle Beleidigungsgesetze 
beruhen sollten. Es ist dies eine Sache, welche, obgleich 
nothwendiger Weise oft schwierig für eine Zeitung, die Nach- 
richten aus f^rosser Entfernung erhalt und sie in ^rrösstmög- 
lichst<'r Eihi vin-nlft-ntliclien niuss, «loch als l*rüfstein zu einem 
Hewusstsein der N'eranl wortlichkeit in jedem Zweige des 
Zeitungsdienstes führen wird, das durch kein anderes Mittel 
erlaugt werden kann. Von der Beleidigung durch That- 
Sachen, deren Wahrheit ein Ausschliessungsgrund der Strafe 
in sich trSgt, giebt es zwei Hauptklassen : 

1. Die sog. üble Nachrede und 

2. Vei"leumilung oder verleuinderisclK^ Ikleidigung. 
Hierzu mag noch hinzugefügt werden: 3. Beschimpfung 

des Andenkens eines Verstorbenen. 

1. Die sogenannte üble Nachrede. — Die VerötFent- 
lichung beleidigender 'JMuitsachen, die nicht erweishch w^ahr sind. 

Die Verächtlichmachung und Herabwürdigung in der 
öffentlichen Meinung einer Person, durch die Behauptung von 
Thatsachen in Bezug auf dieselbe, wenn diese Thatsachen 
nicht erweislich wahr sind, ist laut § 183 des Straf. G-. B. ein 

strafbares Delikt. Diese Art Bek;idi;^ung wird ,,üble Nach- 
rede" genannt. Das (lesetz schliesst eine Strafe hier aus, 
wenn die behaupteten oder verbreiteten Thatsaclien ei weislich 
wahr sind. Wahrheit und erweisliclie Wahrheit sind iu der 
Zeitungspraxis zwei gänzlich verschiedeue Dinge. Der Re- 
dakteur kann seine lufoitnation von höclist zuverlässiger 
Quelle erhalten und mit Recht ganz von der Wahrheit der 
Thatsachen überzeugt sein. Dies wird jedoch bei einer Klage 
gegen ihn nicht gentigen, wenn ihm nicht die Mittel zur 
Seite stehen, seine Tiiai>a( hen zu beweisen. Eine solche kann 
daher wohl wahr, aber nicht ei weidlich wahr sein, und ehe 
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eine derart^e Ang-ele/^eiilieit verötfeiitlklit \v!i'^^ ist es fi'iv den 
vorsichtigen Kedakteur nöthig, sich über diese Frage der Er- 
weislicbkeit za vergewissen). Bei Thatsachen, welche sich 
auf Behörden und Beamte beziehen, ist es immer in der 
Praxis besondere schwierig, den nöthigen Beweis för eine 
vollkommene Vertheidi^rung- vor dem Gerichte beizubringen. 

Diese Erweislii lik» it bei uht auf dem folgenden Prinzip: 
Ein Jeder hat das Hecht, die Walnheit zu sagen Di«'sf'>; 
llechl jedocli wii-d beschränkt, wenn es zu einer Erwähnung 
an vortheil liafter Tiiatsachen in Bezug auf einen andern kommt, 
bis za dem Pankte, wo man beweisen kann, dass man die 
Wahrheit sagt^). Ist die Thatsache, die behauptet oder ver- 
breitet ist, eine strafbare Handlang, so ist der Beweis der 
Wahrhdt als erbracht anzusehen, wenn der Beleidigte wegen 
dieser Handhmg rechtskräftig verurtlieilt worden ist. Da- 
gegen ist der Beweis der Warheit ausgeschk)ssen , wenn der 
Beleidigte wegen dieser Handlung vor der Behaui>tung oder 
Verbreitung rechtskräftig freigesprochen wordtiu ist^j. 

Wenn der Beweis der Wahi'beit « i sc hripft ist, steht dem 
Redakteur durch das Gesetz noch die Hanptvertheidigung 
offen, dass die Thatsachen veröffentlicht wurden ,zar Aus- 
führung oder Vertheidigung von Rechten oder zur Wahr- 
nelimung berechtigter Interessen***). Auf diesen Entschei- 
(luii-sgrund kann sich die Zeitun;; nur wenig in gewöhnlichen 
Fällen verlassen. Wenn das Recht, die Wahrheit zn sagen, 
existiert — mit gewissen Bescln'änkungen — giebi. es kein 
solches lieclit, wie das einer allgemeinen Rede- und Press- 
freibeit, welches der J{edakteur im Sinne des Gesetzes aus- 
fahren oder vertheidigen kann^). Ein allgemeines Recht der 
Xagespresse, vermeintliche Uebelstände ÖlTentlich zn rügen 
und jedes Yorkommniss, auch wenn es Andere in ihrer Ehre 



I) Es gibt Jedoch verschiedene Ausnahmen zu dieser Hogol. 
*j John, Artikel über Beleidigung in HoltzendorlTs Kechts- 
lezikon. 

«) Strafgeeetasbuch § 190. 
*) 8ira%esetzbuch § 198. 
Oppenhoff zu § 198 No. 11. 

4* 
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Verletzt, iti die Oeffentlichkeit zu bring«ii, existiert nicht*). 

In der blossen Verheidigimg einer Ansiclit oder Meinung 
liefet noch niclit die Vort]ieidig:nng eines Reclites'-). Es wird 
denmacli bestritten, dass es ein allgemeines Jieclit gibt, auf 
welches sich die Zeitung in einer Ausfülirnng oder Verthei- 
digung berufen kann. Wenn dies der Fall, ist noch festzustel- 
len, ob die Zeitung irgend welche berechtigte Interessen wahr- 
zunehmen hat. Dies wird im Allgemeinen ebenfalls bestritten, 
wie es auch offen von dem Beichsgericht im Jahre 1892 kon- 
statiert wurde. Es ist die Bewahrnng keines beiwlitigten 
Interesses „das ötientliche Interesse \v;iliizü!UilmuMi und dabei 
straflos die Elire Anderer durch [i('liaut)tuii<>- nicht erweislich 
wahrer Thalsachen anzu<>Teift'ir' Es wird weiter gesagt, 
dass die Wahrnehmung ciiifs berechtigten Interesses vor einer 
berechtigten Instanz staltlinden nuiss. Als eine solche sind 
die Leser einer Zeitung nicht zu betrachten^). 

Andererseits giebt es jedoch ein, einer Zeitung zukom- 
mendes berechtigtes Interesse. Dasselbe ist zweierlei Art, 
ein eigenes oder pers(Jnliches Interesse und ein fremdes, aber 
die I*resse hat kein weitergehendes Recht, solclie Interessen 
wahrzunehmen, als es jedei' andern Pei-son zusteht^). Als 
ein eifjenes Interesse ist es im .hihre in einem Falle, 

wie dem folgenden erklärt worden: Ein Oberförster hatte 
seinen Untergebenon verboten, eine gewisse Zeitung zu kaufen. 
Dies schädigte die Interessen des Herausgebers, der in einem 
Artikel den Förster rügte. Letzterer strengte, eine Klage 
wegen Beleidigung an, allein das Beichsgericht erkannte, dass 
der Redakteur nur in der Wahrnehmung seiner berechtigten 
Interessen gehandelt habe'"). Ein fremdes berechtigtes Interesse 



>) Erk. V. 16. Dez. 1881 K 3. S. 808 u. E 5 S. 239. Auch liö S. 499, 
R6 S. 941. E 15 S 15, R 8 S, 681, E 2a S. 385. E 23 S. 422. 

2; R 3 S. 808 u. E 5 S. 239. Vergl. Rudortf zu § 193 No. II. 

3) Erk. V. 11. Nov. 1892 E 23 S. 285 G. A. 20 S. 4G0 R. 5 S. 499. 

4) G. A. 23 S 20O. Opponhotr zu § 198 Ko. 16. Oishausen zu 
§ 198 No- 12. E 13 S. 88. E 5 S. 379. 

6) R. 5 S. 541 E 15 S 15. 
«) Erk. V. 2. Jan. 1898 E 24 S. 223. Veigl. R 4 ö. 183 u. E 18 S.88. 
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im »SiTiiie dieses Gesetzes, soll, wie angenommen wird, für 
Andere sowohl als für die Presse auf zwei möglichen Gründen 
beruhen, entweder auf einer besonderen gesellschaftliclien Pflicht 
als Büi^ und Glied der Allgemeinheit oder auf einer Pflicht 
in Wahrnehmung der allgemeinen, sittlichen Interessent)^ z. B. 
ans menschlichen oder christlichen Motiven. Dass es iigend 
welche sittlichen Interessen fribt, für welche die Zeitnng han- 
deln kann, wird in letzteicr Zeit allgemein bestritten. Es 
kann kein Eintreten einer Zeitung füi* nothleidende Personen 
aus sittlichen Motiven z. B. geben. 

Es hat geheissen, dass die Interessen, welche gemeint 
sind, diejenigen sind, „deren Wahrnehmung rechtlich erlaubt 
ist; berechtigte Intei*essen im Simme des § 193 Str. B. 
^d hiemach Interessen, welche das Recht anerkennt; dahin 

gehören nicht allein persönliche der Privat rechtssphäre. sondern 
auch politisclie durch die Stellung in der Gemeindt^ und im 
Staate bedingte und von der Gcmeindegesetzgebnng und Ver- 
fassung gewährleistete Interessen" Dieses fremde, berech- 
tigte Interesse im Allgemeinen kann für den Kedakteur nur 
gelten, wenn es Binge betriöt, „die ihn selbst, wegen seines 
besonderen Verhältnisses zu ihnßn nahe angehen**^). 

Wenn also auch die Gerichte unter gewissen Bedingungen 
ein „berecht i<rtes Interesse" für die Zeituiigspresse anerkannt 
haben, i.st ducli das Gesetz imr in seltenen Fällen so aus- 
gelegt worden, dass es zu seinem Vortlieil dienen konnte. 
Die Zugehörigkeit zu einer politischen Parthei stellt den iie- 
dakteur nicht ohne weiteres unter den Schutz des Gesetzes^). 
Die Zugehörigkeit des Bedakteurs zu einer bestimmten Kirche 
schafft allein kein Befngniss zur Abwehr yermeintlicher An- 



») R 5 S. 541. Oppenhoff zu § 198 No. 15. 

2) Erk. V. IG. Jan. 1894 E 25 S. 67. 

3) Erk. V. 2.3. Mai 18Ö2 E. 23 S. 144. Vergl. auch E. lö S. 15, 
Rüdorff zu § 193 No. 4. 

*) Erk. V. 16. Jan. 1894 E. 2b S. 67. 

6) Oppenhoff zu § 193 ^o, 16; G. A. 36 S. 165. 
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giiffe auf diese Kircbe'). Die Temlenz einer Zeitung: geAvährt 
ihr also keinen Schute und konstituiert nicht ein berecliti^tes 

Interesse-). Der Hedakteur ('incs Facliltlattes ist durch 
§ 193 nicht gescliützt. wenn er einen Andern beleidigt in den 
Interessen desjeni<?en Standes, für wclelien er schreibt und ' 
welchem die Melirzahl seiner Leser angehört^). 

Wenn die üble Nachrede durch die Verbreitung von 
Schriften, wie bei einer Zeitung, gescbiehti kann sie mit Geld- 
strafe bis zu 1500 Mark oder mit Gefängniss bis zu zwei 

Jahren lielegt werden''). Anf Yerlanjifen des Beleidip^ten, 
wenn dip Beleidigrunff ».naclitheilig^e Folgen für die Verinöß-ens- 
verhältnisse, den Erwerb oder das Fortkunimeii" des J^fdeidig- 
ten mit sich bringt, kann eine Busse bis zum Betrage von 
6000 Mark neben der Strafe erkannt werden^). Dies ist mehr 
als Entschädigung, denn als Strafe anzusehen. Eine erkannte 
Busse schliesst einen weiteren Bntschädigungsanspmch aus*). 
Im Allgemeinen tritt eine gerichtliche Belangung nur auf den 
Antrag des unmittelbar Beleidigten ein. Wenn eine Beleidi- 
guntr sich auf F>hefiauen bezieht, oder unter väterlicher Gewalt 
stehende Kinder, haben der (4atte und Vater, sowohl als die 
beleidigte Person das Recht , einen Strafantrag zu stellen^). 

• 

Wird eine Behörde, ein Beamter, ein Religiousdiener 
oder ein Mitglied der bewaffneten Macht beleidigt, wäh- 
rend er in der Ausübung seines Berufes handelt, oder wird 
die Beleidigung in Bezug auf seinen Beruf begangen, so 

haben ausser den unmittelbar Betheiligten auch deren amt- 
Hche Vorgesetzte die Befugniss den iStiafantrag zu stellen '^J. 



1) R. 5 8. 490 und R. 5 S. 616. In beiden Fällen gehörten 
die Redakteure der kath. Kirche an, und hatten die Vertheidigung 
aufgestellt, im Interesse ihrer Religion gehandelt zu haben. 

2) Ebenda. 

Krk. V. 1. Juli 18S7, R. 9 S. 898; Oppenboff zu § 193 No. 15. 

^) Sri-nf-(5.-B. § 1S<J. 
■1 StraC-li -B. § Ibb. 

l'.liLMiila. 
•I Stiaf-G.-B. § 195. 
^} iStr.-Ü.-B, ^ V.)^. 
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Hierzu weiden nicht nur Keichsbehörden, Beamten etc. jSfe- 
zählt, sondei-n aiuli Hcliüiden, Beamten etc. dei- Landes- 
regierungen. Eine I^tdiorde ist jedes Organ der Staat sregierung, 
welches berufen ist, unter öffentlicher Autorität für Hoibei- 
fiihrun^ der Zwecke des Staates tliätig zu sein^). Für den 
Begriff der Behörden ist die kollegiaiitjche Zasammensetznng: 
nicht erforderlich, denn eine Behörde kann von einem einzelnen 
Beamten verwaltet werden. Der Bundesrath ist keine Be- 
hörde«). 

Das Sti'.-G.-B. detiniert. zu den J^eaniten gerechnet 
wird. ,,T"nter Beamten sind zu verstehen, alle im Dienste 
des Reirlies oder in unmittelbarem oder mittelbarem Dienste 
eines Bundesstaates auf Zeit oder nur vorläutig angestellte 
Personen, ohne Unterschied ob sie einen Diensteid geleistet 
haben oder nicht, ingleichen Notare, nicht aber Advokaten 
und Anwälte*' In fiirstlicheni Hofdienste angestellte Per- 
sonen sind nicht Beamten^). Als Vorgesetzte der Behörde, 
Beamten, Keligionsdiener und Mitglieder der bewaffneten Macht 
werden nicht nur die unmittelbar, sondern am h höher Vor- 
gesetzten betrachtet. Der Kriegsminister in Pieussen kann 
z. B. den Slratantrag für alle Angeln'irigen des preuss. 
Heeres stellen^). Dieses Kecht, zur Stellung des Strafaiitrags, 
gehört meist einer Keihe von Personen an. Es ist nicht 
nothwendig, dass znr Zeit des Strafantrages die amtlichen 
Beziehungen noch bestehen. Diese Ausnahmen zu Gunsten 
von Beamten u. A. in Sachen des Strafantrages, sind das, 
was noch von der speciellen Amtsbeieid ig i mg zurückgeblieben 
ist, welche früher in Preussen existierte und der eine höhere 
Strale zugemessen war. Es ist dies für die Presse eine Sache 

>) Dalcke, Strafrecht und Btraf^rocesa zu § U4 des Str.-Q.-B.; 
sich auch G. A. 28 S. 518. 

Erk. V. 14. Dpz. 1882 E. 7 S. 382. 

8) Str.-G.-B- § 8ri9. 

*) Erk. V. la. Jan. 1891 E, 21 S. 881. 

^) Zur Erklärung darüber, wer die Vorgcsotzton in den ver- 
schiedenen Zweimen im Difiistc des ÖLaat.^ .«lud, .-^ieh Dalcke Straf- 
recht und Slratproz( SS S. Guh; ßcrner Strafrecht ö. 47t)j Olshausen 
JU ^ 196 ^o. 6j KUdortl" zu ^ JUö ß. 
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von hüclistüi' Wichtigkeit und gibt dein Staat einen grossen 
Vortheil an die Hand, denn nicht nur eine, sondern mehrere 
Personen blicken sich nach Beleidigungen um und eine Klage 
ist um so sicherer und fuhii. um so wahrscheinlicher zum Ziel. 

Wenn die Beleidigung eine solche gegen eine gesetz- 
gebende Versammlung oder eine politische Körperschaft ist, 

so ist ein Strafantraj^ nicht nötbifr. Ein gerichtliches Ver- 
fahren kann nur aut Einiäclilij^uii^' der beleidigten Körper- 
scha(t eingeleitet werden*). Der Bnndosrath ist eine gesetz- 
gebende Versammlung, niclil eine Behörde -J. Auf Antrag des 
Beleidigten muss, im Falle einer V^erurtheilung, eine Bekannt- 
machung des Urtheils in den öffentlichen Blättern erscheinen, 
wenn möglich durch dieselbe Zeitung oder Zeitschrift, und 
in demselben Theile und mit derselben Schrift, wie der 
Abdruck der Beleidigung selbst. Dies geschieht auf Kosten 
des Verurlheilten ■). Wenn der Verurtheilte ein Hedaldear 
ist und das Urllieil nur in seinem eigenen lihilt zu veröffent- 
lichen i4,t, werden die Kosten nicht gross sein. Es kann 
jedoch nnch in melireren Blättern zum Abdruck kommen 
müssen, wie z. B. wenn das Gesetz sagt, „die öffentlichen 
Blätter'', In diesem Falle werden die Kosten aus »den 
üblichen Einrückungsgebuhren" solcher Zeitungen bestehen, 
welche bei der Urtheilsverkündigung genannt werden, denn 
alle verantwortlichen Redakteure sind verpflichtet, amtliche 
Bekanntmachungen von öffentlichen Behörden aufzunehmen*). 
Ein Urtlieil ist nicht an sieh sell)s[ eine amtliche Bekannt- 
mnehung dieser Al t. Es mnss er-l durch den Biehter speciell 
als eine solclie eihissen werden, um die Aulnaiunu bcitens 
der Zeitung obligatoriscli zu machen. 

2. Die Verleumdung oder verleumderische Beleidigung. 
— Die Publikation von beleidigenden Thatsachen, die unwahr 
sind, wenn dies wider besseres Wissen geschieht. 

') Htr. (}. H. 197. 
-) E 7 ö. ab2. 

^) iStr. G. B. § 280. 
*•) Preaageaetz § 10. 
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Die Verächnicliniacliung und Herabwürdigung in der 
öH'entlicben Ak-inung oder die Gefährdung des Kredits eines 
Andern durch den Gebraucii unwahrer Thatsachen und wider 
besseres Wissen ist laut § 177 des Str. G. B. strafbar. Diese 
Art von Beleidgung wird Verleumdung oder verleumderische 
fieleidiguDg genannt Als ein Vergehen nimmt es eine höhere 
Stufe ein, wie die tible Nachrede tmd kann mit höherer Strafe 
belegt werden. Wie schon konstatiert, unterscheidet es ach 
von der ubien Nachrede insofern, als es die Behauptung oder 
V^erbreitung unwahrer Thatsachen ist und „wider besseres 
Wissen" geschieht. In der üblen Naclirede müssen die That- 
sachen solche sein, die nicht erweislich wahr; in der Ver- 
leumdung solche, welche unwahr sind. 

Dies wird, wie man wohl sagen kann, am Ende zu gmau 
demselben Punkte föhren, dass die Frage der Wahrheit oder 
Unwahrheit in jedem einzelnen Falle untersucht werden und 
7on der Beweiserbringung der Ausgang abhängen mnss. Der 
Unterschied in der Praxis wird wohl der sein, dass bei der 
Übeln Nachrede es insbesondere dem Angeklagten zufällt, 
seine Thatsachen zu beweisen; in der Verleumdung jedoch, 
dem Ankläger zu zeigen, dass die veröffentlichten Thatsachen 
unwahr sind. Der in dem einen Falle zu berücksichtigende 
Punkt ist die £rweisiichkeit*) der Wahrheit, in dem andern 
einfach die Unwahrheit. Der Wahrheitbeweis schKesst in bei* 
den Fflllen sofort die BestRifüng nach § 186 oder § 187 aus. 

Dieses »wider besseres Wissen welches bewiesen wer^ 
den muss, um eine Verlemndung auszumachen, ist mehr als 
die Vorsüf zlichkeit , welciic (ias Gesetz immer crlurdert. Ks 
ist die Annahme, dass die Aeusserung der unwahren That- 
sachen von der sie auesprechenden Person in vollem Bewusst- 
sein ihrer Unwahrheit gemacht wurden. Wie bei der Übeln 
Nachrede, wenn die behauptete Thatsache eine strafbare 
Handlung ist, muss der Beweis der Wahrheit durch die Ver- 
urtheilung oder Freisprechung der Betheiligten wegen der 
betreffenden Handlung vor den Gerichten entschieden werden^), 

1) Vergl. Rudorff zu § 18^ No. 9 No. 8, 
Str. G. B. § 190, 
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Ob § 193 des St. G. B, hinsiclitlicli der Aiisfülirnng oder 
Vertheidi^'ung von Rechten und die Walirnelimung von be- 
rechtiglen liiforcsNcn auch auf Verleumdung', wie er auf die 
üble Nachrede Anwendung findet, ist ein streitiger Punkt. 
Es wird behauptet einerseits, da § 193 im Str. G. B. die- 
sen beiden Arten von Beleidigung folgt, er auch in gleichem 
Masse auf beide angewendet werden muss Auf der andern 
Seite ist gesagt worden, dass die Behauptung unwahrer Thal* 
Sachen von beleidigendem Charakter „wider besseres Wissen" 
d. h. wohl wissend, dass die Thatsachen unwaln-, nie für die 
Walunehmung irgend eines berechtigten Interesses j^eschehen 
könnte '-^j. In der Praxis Imljcn die Gerichtshöfe in ihrer 
Meinung hin und her geschwankt. In der Mehrzalil der 
neueren Fülle ist ausgeführt worden, da;s bei der Verleum- 
dung der Angeklagte des Schutzes durch § 193 nicht Ter- 
lustig ginge, obgleich hinzugefügt wurde, dass er nur in sel- 
tenen Fällen unter solchen Umständen der Aufstellung eines 
berechtigten Interesses folgen könne'). 

In einer Zeitung ist es oft gebräuchlich, die Quelle an- 
zuführen, von welcher Thatsachen, die veröffentlicht werden, 
herrühren. Dies dient häutig dazu, abgesehen von rein jour- 
nalistischen Gründen, zu zeigen, dass der Redakteur betrete 
der von ihm angeführten Thatsachen, in gutem Glauben ge- 
handelt hat. Wenn seine Quelle als eine solche betrachtet 
wird, dass er völlig berechtigt war, Glauben in das, was er 
veröffentlichte, zu setzen, wird dies zeigen, dass die Unwahr- 
heit vielleicht nicht „wider besseres Wissen** war. Es kann 
dies demnach nicht Verleumdung, sondern nur eine geringere 
Art von Beleidigung sein^). 

Obgleich im Aligemeinen juristische Personen nicht be- 



») Oppenhoff zu § 103 No. l. 

>) Hälschner Strafrecht Bd. II B. 185; Rudorff zu § 198 No. 18} 
Dalcke Strafrecht u. Strafprozesa zu § 187. 

3) Erk. V. 7. Juni 1887 R •> S. 3G1; Vergl. K 3 S. 619^ E 5 S. 56; 
- Contra G. \. 20 S. 449; G. A. 21 S. 530; R 8 S. 662. 

*) Vorjcl. John, Artikel ttljer Beleidigung in v. JIoltjseiidoriTa 
^echtsiej^ikon, 



leidigl Werden küijuen, zielil das Gesetz eine Gefährdung ihres 
Kredits sowohl, wie den von Privatpersonen in Betracht und 
stellt dies mit Verleumdung auf eine strafbare Stufe^j. Solche 
shafhare Aeusserungen können gegen die Geschättsehre einer 
Handelsfirma gerichtet sein. Die Gefährdung des Kredits 
kann aus ungünstigen Darstellungen betreffs der Zahlungs- 
fähigkeit etc. bestehen, und wenn diese unwahr sind und wider 
besseres Wissen, werden sf<> gerade wie eine ▼erleumderische 
Beleidigung beurtlieilt werden. Die Bestrat ung eines Redak- 
teurs für Verleumdung folgt, wie bei der Beleidigung^) von 
Privatpersonell, iu der vorigen Klasse d. h. wie bei der üblen 
Nachrede auf Antrag der beleidigten Person. Wenn die 
Behauptung den Kredit juristischer F'ersonen betrifft, wird 
der Antrag durch dasjenige Mitglied der Korporation gestellt 
werden, welches gesetzlich qualifiziert ist, dieselbe nach aussen 
zu repräsentieren'). Bei Behörden; Beamten, Religionsdienem 
und Mitgliedern der bewaffneten Mncht haben dieselben Be- 
i'ugiiis>e in der Stellung des Strafantrages liier, sowohl w-ie 
dort, die Vorgesetzten. Die Klage kann binsichtlich einer 
gesetzgebenden Yersamuilung oder einer politiscben Körper- 
schaft nur durch Beschluss der Ix leid igten Körperschatl, nicht 
durch den Vorstand allein gestellt werden. 

Das Strafmass für verleumderische Beleidigung im All- 
gemeinen ist Gefönginss bis zu zwei Jahren. Wenn. die Ver- 
leumdung „öffentlich oder durch Verbreitung von Scbriflen, 
Abbildungen oder Darstellungen" begangen wurde, wie also in 
einer Zeitung, darf die Strafe nicht weniger als Gefängniss von 
einem Monat betragen. Wenn mildernde Umstände vorhanden 
sind, so kann die Strafe bis auf einen Tag Gefängniss oder 
auf Geldstrafe bis zu 900 Mk. ermässigt werden^). Im Falle 
nachtheiliger Folgen für die Vermdgensverhältnisse der be- 
leidigten Person, kann auf eine Busse erkannt werden, wie 



1) Strafgesetzbuch §§187 und 188. 

2) Vergl. oben S. 32 f. 

8) John, Artil<o1, Beleidigung iu UolUendor^'s liechtslexikon. 

*) Btr.-G.-B, § 187, 
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unter der vorhergelienden Gruppe und die VeröfTontlichimg 
des Urtheils in den Zeitungen kann auf Kosten des Schuldigen 
zugesprochen werden^). 

3. Beschimpfung des Andenkens eines Ver5torl)enen^). 
Dies kann hier sehr koirekt angegeben werden. Es ist nicht 
gerade eine Beleidigung, da nur einer lebenden Person eine 
solche zugefügt werden kann. Da es jedoch auf die Wahrheit 
oder Unwahrheit der Thatsachen hierbei ankommt, ist sie 
deshalb zur Erwftbnung hier berechtigt. Im Allgemeinen 
kommt sie einer Verleuuiclun^ gleich. Sie besieht in einer 
Behauptung unwahrer Thalsachen wider besseres Wissen. 
Die Beschimpfung muss derart sein, dass, wäre sie zu Leb- 
zeiten des Verstorbenen begangen worden, sie dazu angethan 
gewesen wäre, ihn verächtlich zu machen oder in der öffent- 
lichen Meinung herabzuwürdigen. Die Wahrheit der That- 
sachen ist die in allen Fällen zu entscheidende Frage. Dieser 
Schutz bezieht sich auch auf verstorbene Souveräne und ihre 
Familienglieder sowohl als auf andere Personen, und es ist 
keine besondere Stiate für die Beschimpfung des Andenkens 
fürsthcher Personen vorgesehen. 

Auch hier handeit es sich, wie bei der Verleumdung', um 
die Frage, ob % 193, des Str.-G.-B. in Bezug auf die Wabr- 
nebmung von berechtigten Interessen, bei Beschimpfung des 
Andenkens eines Verstorbenen angewendet werden kann. Es 
wird hier, wie dort angenommen, dass dies, da die Behauptung 
„wider besseres Wissen** geschehen, ausgeschlossen ist^). Das 
Strafmass für dieses Vergehen ist Gefängniss bis zu sechs 
Monaten: unter mildernden Umständen Geldstrafe bis zu 
900 Mark. Der Strafantrag kann nur durch die Eltern, die 
Kinder oder die Ehegatten des ^^erstorbenen gestellt werden. 
Das Hecht hierzu erstreckt sich nicht auf andere Verwandte V* 



1) Für Näheres hiertlb^r Siel)« Untep 
8) 8tr.-G.-B. § 189. 
8) Vcrgl. oben. 
*) Str,-a-ß. § 189. 
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Iii. Die Nichtthatsäckliche Beleidigung von 
Privatpersonen, Beamten etc. 

VeröfTenllichiingeii, worin die nicht thatsächliche 

Beleidigung gefunden werden kann. Beleidigung durch Methode 
anslalt ThaLsiichen. 

Es gibt eine Art von Verächtlichmachung und Herab- 
würdigung Anderer in der öffentlichen Meinung, welche nicht 
in der blossen Erzählung von Thatsachen besteht. Wo daher 
eine Behauptung nicht auf Thatsachen beruht» wird der 
Wahrheilsbeweis unmöglich sein, und wir sehen sofort eine, 
einer gänzlich verschiedenen Klasse, zugehörige Beleidigung 
vor uns. Es ist dies richtig helrachtet, eine lieluidigung mehr 
durch Methode als durcii Tliatsiu licn und ein Jeder der etwas 
fiewandtlieit mit der Feder besitzt kann dies verstellen und, 
im gewöhnlichen Falle wissen, wenn er bei seiner Arbeit die 
Grenze des einen Gebietes überschreitet und in das andere 
gelangt. 

Diese Beleidigung ist die einfache oder formelle Beleidi* 

gujig genannt worden und ist laut § 185 des Str.-G.-B. straf- 
bar. Sie bestellt meistens aus einem ungünsligen Urtheil über 
die Eigenscliaften einer Person insofern, als dies Urtheil von 
tbatsächiicben Angaben sich sondern lässi, aus ehrenrührigen 
Meinungsäusserungen, Ausdruckgabe von Verdacht oder Ver* 
muthung, Schimpfworten oder scbmätienden Bezeichnungen,, 
welche Geringschätzung der Ehre andeuten, Vergleichung oder 
Gleichstellung mit niedrigen und geringgeschätzten Gegen-^ 
ständen In mancher Hinsieht ist es eine residuale Art. von 
Beleidigung, in welchem Falle sie im Gesetz deüniert ist und 
charakteristische Merkmale genannt sind, die beachtet werden 
müssen, um das wirkliche Gelüet dieser Beleidigung zu ver- 
stehen. §§192 und 193 des SUr.-G.-B. schceit>en vor; 

192. Der Beweis der Wahrheit der bebaufyteten oder 
verbreiteteten Thatsacho sehliesst die Bestrafung nach Vor- 
Schrift des § 185 nicht aus, wenn das Vorhandensein einer 



1) Siehe Froudenstein, EhroiikrAnkungen, Hannover i8bO ä. 10 f. 
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Beleid ij^unf,' ans der Form der Beliauplung oder W'rbreitung 
oder aus den Ciiisländ(Mi, uhUt welclien sie ^'(scliab, lierv()rj,'elil. 

iy3. Tadelnde Urthcile über wissenschaRliclie, küiislle- 
rische, oder gewerbliche Leistungen, ingleichen Aeusserungen, 
welche zur Ausführung oder Vertheidigang Ton Rechten oder 
zur Wahrnehmung berechtigter Interessen gemacht werden, 
sowie Vorhaltungen und Rügen der Vorgesetzten gegen ihre 
Untergebenen, dienstliche Anzeigen oder Urtheile vou Seiten 
eines Beamten und rdinliche Fälle sind nur insofern strafbar, 
als das Vorhan<ieiisi in einer Beloidiguno^ aus der Form der 
Aeussernng oder aus den Umständen, unter welchen sie ge- 
schah, hervorgeht. 

Aus diesen zwei Paragraplien ist genau zu ersehen, wie 
dies eine Beleidigung durch Methode anstatt durch Thatsachen 
ist. Unter diesem Begriff von Methode finden wir die Be- 
deutung des Gesetzes, wenn es in § 192 heisst: „Von der 
Behauptung oder Verbreitung" und in § 193 „Form der 
Aeusserung** und weiter, wenn es in beiden Paragraphen von 
den „Umständen, unter welchen sie <?eschah'*, spricht. Diese 
„Form" betriirt nur die äussere Darslelbmg nach Wort und 
Satz, in der Wahl der Ausdrücke, in der äusseren Einkleidung 
der erhobenen Vorwürfe, in der Art der Aufstellung, über- 
haupt in denjenigen Verhältnissen, welche unter „Form'* ver- 
standen werden können^). Die „Form*' ist von dem Inhalt 
der Aeusserung zu unterscheiden^). 

Diese Beleidigung hat natürlich eine positive Seite, auch 
führt sie eine von irgend einer andern Art von Beleidigung 
ganz unabhängige Existenz^). Wenn sie jedoch als Residual- 
sache aufgefasst wirtl, kann sie, wie bestimmt im Gesetz kon- 
statiert, als Beleidigung durch „Form" auf zweierlei Weise 
vorkommen; erstens'*) in Verbindung mit Thalsachen. Diese 
Thatsachen können wahr und erweislich wahr von der Person 
sein, von der sie behauptet werden, was das Vorhandensein 

') Erk. V. 1.x Juni 1881 E 4 Ö. 316. Vgl. üppenhoffzu § 193 No.27. 

2) R 7 S. 313; E 4 8. 316} E 21 S, l. 

3) Str. G. B. ^ 185. ■ 
*) StG. B. ^ 192. 
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einer Beleidigung mittels Tlialsachen ausschiiessl. Es kann 
Jedoch immor nocli eine Beleidigung in der „Form" liegen, 
in welcher die Thatsachen ausgedrückt waren, d. h. nicht in 
den Thatsachen selbst, sondern in einem beigefugten Urtheil, 
in dem Gebrauch gewisser beschimpfender Ausdrücke bei 
der Darstellung der Thatsachen etc. Zweitens ^ in Verbin- 
dung mit (ieni sojr. ., tadelnden Urtheile über wissenschafttiche, 
kün.stlerisclio oder gewerbliche Leist ungoir' und „Aeusserungen 
YAU' Austnluuiig oder \'ei llieidigung von Hechten oder zur 
Wahrnelnnun^' berecliligler Interessen." 

Wie oben schon in Bezug auf die Diskussion über „Ueble 
Nachrede'* konstatiert worden ist, gibt es wenige wichtige 
Fälle, in denen die Presse für die Ausfuhrungen von Rechten 
oder die Wahrnehmung berechtigter Interessen handeln kann. 
Der 2^tung scheint jedoch immer noch ein gewisses Feld 
frei zu stehen, tadelnde Urtheile", wie das Gesetz sie be- 
zeichnet, auszusprechen, und hierbei kann eine Ueberschrei- 
lung der richtigen (aenzeu und die Begehung einer Beleidi- 
gung durch eine nicht genügend sorgsame Beobachtung der 
„Form" vorkommen. 

Die Umstände, unter denen die Behauptung geschali, welche 
gerade sowohl als die „Form** in der Beurtheilung derartiger 
Beleidigung in Betracht gezogen werden müssen , erlauben 
einer Zeit-ung nicht leicht grosse Abwechselung. Ein Um- 
stand, der immer zur Hand liegt, ist die Veröffentlichung der 
Behauptung luid ihre Verbreitung unter den Lesern des 
Blattes. Dies kann also kaum ein besonders erscliweiender 
Umstand sein. Es ist jedoch zuweilen angeführt worden, 
dass ein solcher Umstand iie Darstellung einer Aeusserung 
vor einer nicht berechtigten Instanz sein kann und dass dann 
die Leser einer Zeitung keine berechtigte Instanz sind'). Solch 
ein Umstand könnte, genauer betrachtet, die ungebührliche 
Hervorhebung eines Ausdrucks sein, sein Erscheinen unter 
anstössigem Titel, oder in aussergewöhnlich auffallender Schrift. 



1) Str.G. B. § 193. 

ülshauseu zu ^ 1U4 No. 12. 
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Wie bei der Beleidigung, deren Beweis unwahre oiler 
niclilorweislich wahre l'halsachen sind, so Insson '^icli (hi? 
schon dort erwähnten Bemerkungen hier hinsichtiich der etwa 
Beleidigten und in Bezug auf Beleidigung einer collectiven 
Mehrheit anwenden^). Hier sowohl wie dort kann es keine 
absolute Beleidigung geben, d. h. eine Form oder Methode, 
welche unter allen Fällen als Beleidigung gerechnet werden 
muss. 

Es ist eine Sache, die wie bei der Beleidigung durch 
Thatsachen, nl)jectiv wie subjectiv beurtlieilt werden muss 
und nichts kann nbsohit entsciieidend s(Mti, be/.üglirii irgend 
eines gewünschten 1^'alles, ohne alle die Thatsachen und Um- 
stände des besonderen Falles in Betracht zu ziehen. Ein er- 
fahrener Zeitungsschreiber kann mit der Zeit dazu kommen, 
zu wissen, wie er eine Beleidigung vermeiden kann, obgleich 
dies in einer Redaktion beständige Vorsieht erfordert. Es ist 
vielleicht leichter für einen Redakteur, seine eigene Feder in 
Schranken zu halten, als immer die Uebertretung in i^ndern 
zu entdecken, obgleich ein gereitler Journalist in dieser Hin- 
sicht eine Gewandtheit erreichen kann, welche, wenn sie ihn 
auch nicht ganz unfehlbar macht, ilim doch mindestens eine 
grosse Ueberlegenheit über einen einfachen Abenteurer verleiht. 

Diese Beleidigung kann auch gegen eine Handelsgesell- 
schaft verübt werden, wenn es eine Gefährdung des Kredits 
durch die Form oder die Umstände ist*). Sie kann eben&lls 
gegen eine Behörde, eine potliische Körperschaft und eine ge- 
setzgebende Versammlung begangen werden. Der Gerichtshof 
darf den Wahrheitsbeweis nicht verweigern, wenn eine Klage 
wegen einer höheren Art von Beleidigung eingereicht wird, 
weil die Bestrafung vielleicht durch die Form der Beleidigung 
oder die Umstünde, unter denen sie ausgesprochen wcn^ien 
ist, gerechtfertigt wurd*). Der Richter muss auch, ehe er 

^) Vergl. oben, vorerwähnte Klasse. 

Oben S. 28 ff. 

3) Strafgesetzbuch § 187 u. 192. Vergl . oben S. 34 f. 
*) £rk. v. 11. Febr. 1880, £ 1 S. 260 u. B 1 S. 889; Oppeiihoif zu 
§ 198. 
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einon An-rpkliigleii für (M'ne liölioio Art vun Boloidigling wogoh 
dos Beweises drr Wnlnlieil der Aeiis.seruri{? tioispricht, uiiler- 
siielien, oh es eine Beleidigung weoroti der Form oder der 
Umstände ist 1). §193 dos Str. G. B. belreffs der Wahr- 
nehmung Ton berechtigten Interessen dürüe, wie es scheint, 
der Zeitung keinen grösseren Schutz gewähren, als dies mit 
der fibeln Nachrede der Fall'). 

Diese Art Beleidigung wu'd mit Geldstrafe bis zu 600 Bfic. 
oder mit Haft oder mit Geföngniss bis zu einem Jahre be- 
legt"^). Der Sliafaiilrap: kann, wenn es eine J^eleidigurif? gej^en 
eine Behörde. Oregon Beamte, Religionsdiener oder Mitglieder 
der hewatlneten Maelil ist, durch Vorgesetzte gestellt werden; 
ist es eine solche gegen eine gesetzgebende Versammlung 
oder eine politische Körperschaft, so kann dies nur durch 
Ermächtigung der beieidigten Körperschaft geschehen^). Die- 
selben Verpflichtungen gelten hier, wie in den andern Be- 
leidigungsarten, indem der Schuldige die Kosten der Publt* 
zierung des Urtheils in den öffentlichen Blättern trägt '^j. 

IV. Veröffentlichungen, die das sittliche 
oder religiöse Gefühl v er letzen. 

I, Die Zeitung muss nueh hier dafür Sorge tragen, Publi- 
kationen »von unzuchtigem Charakter'* aus ihren Spalten aus- 
zusrhliessen. „Wer unzQchtige Sehrilten, Abbildungen oder 
Dni*stellungen verkauft, vertheilt oder sonst verbreitet* ist 
strafbar^). Es ist genau zu entscheiden, was das Gesetz unter 
dem Wort „unzüchtig" versteht. „Unzüchtige Schriften" sind 
von den (lei iciitshöl'en zu wiedt i bolten Malen als solche be- 
zeiclitx't worden, die in „einer geschleclitlirhen Beziehung die 
SchamtiatUgkeit und das Sittlichkeitsgefühl gröblich verletzen'' '^). 



i; E 2 S. 879. Oppenboff zu § 192. 

Obon S. 80 f. 
") Str G. 13. § 185. 

5) Str. (1. B. 5; \m Vergl. oben S. 32«. 
") Str. G. Ii. § 2uo. Vertfi. oben S. 82». 

'■•) Str.-(].-B. § 184. 

') Erk. V. lö. Dez. 1879 R. 1 S. 149i E. 4 S. STj E. 8 S. 128. 

6 
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Zur bediiiguiij^ der ^Unzucht** muss, wie fcsigostelll Worden 
ist, ein j?e.-i;dile(!lilli('lRM' (ifdaiikc zu faMiiidc liegen. Andere 
Ungehrn igkcilen und unniorali.sclH' l landlungen genügen nicht ^j. 
Das V'()il)aiiden.s(»in dieser Unzücliligkeit wird in (ier Kegel 
von dein jeweiligen Url heil des Richters abhängen, der gemäss 
der eonkreten Unislände in jedem einzelnen Falle entscheiden 
muss^). Die Umstände können yerscliieden sein und die 
Schuld kann auf keine andere Weise entsdiieden werden. Im 
Ganzen wird es ein leicht festzusetzender Punkt in einer Ge- 
sellschaft sein, welche in dieser Hinsicht von den richtigen 
Empfindungen geleilet wird. Es gibt Grenzen, welche ein 
Iledakteur leicht erkennen kaiui und nuC diesem so klar he- 
zeicluieten Celtiele sollle keine Un^cw is-hcil für ihn exislieren. 
Die drei Punkte, an denen das Erlaubte mit dem üneiiaubten 
zusamnieiistösst sind folgende: 

a) Wissenschaftliche Darstellungen zum Zwecke der 
Förderung von medizinischen und anderen Zweigen 
der Wissenschaft, 

b) Schrilten, welche für praktische, sittliche oder 
sanitäfüche Zwecke bestimmt sind, und betreffs 
geschlechtlicher Angel(*genheiteü Rath zur Ei h.dtung 
und zum Nutzen d( r Gesundheit ertheilen und 

c) P>zengnisse der Dichtung (in dem ausgedehntesten 
Sinn, nicht nur von Poesie, sondern auch von 
Prosa)"). 

In allen diesen Fällen müssen Schriften eine besondere 
Stellung zu dem Gesetz einnehmen oid sie können nicht als 
unzuchtig betrachtet werden, so lange sie ihrem wahren Zwecke 
treu bleiben. Die Grenzen können natürlich überschritten 

werden, und es entscheidet in jedem einzelnen Fall wiederum 



Sieho die vortrelfliclic Erörterung dieser ganzen Frage durch 
die juristisciie Fakultät xu Leipzig, outworlon von Prof. Karl Bin- 
ding, Zeitschrift iüf <Iio ^e-sauinito Slrafrechlssvis-^onschaft 1882, II. 
Bd. S. 454. Auch Dr. Hudoif Schauer, zum Begriü" der unzüclitigea 
Schrift, Leipzig IS93 S. 25 f. 

S) Schauer S. 28 R 1 S. 149; R. 8 8. 128. 

>) Bindiog, Zeitschrift, frülier erwähnt 8. 46 L ff. 
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das Ürtheil des Richters. ^Tst die Darstellunj? gerichtet auf 
fjf05clilf»c]»llicho EiTojriirt;- (h'r l^esor, dann ist die Schrifl un- 

ziicliti;/. ^ol:.sl riiclil"'j. Aiil dic licsniiiloj-cii I'i ivilc^ricii in dieser 
Iliii-ielit !:;i:in die Zcihitiir keinen Anspiiicli nineiicn. Wie [\m 
Anl';!!);^" (iit -( r Ahliandiunjr d;n-; nl" ln"iij:eu ie-en wnrde, isl (S 
die Mission iler Zeihnrj. Xacliriclit. n /.u ^ehen. Auf keine 
Weise <^eli()il (s in ihi (i"el>iül, sidi an die Stelle der medi- 
zinisciieii oder anderer Wissenschaften zu setzen, weiche, um 
iliren Zweck zu erfuilen, die verschiedenen Punkte }?eseldecht* 
liclier Bezielmng dni-stelten müssen. Auch ist es niclil ihr 
eigenUiclics Gebiet als Ratli^rober in snnitätliehen Angclcpron- 
heiten zu dienen. Es kinin eine Zeil im Falle einer giü-sei; 
Epidoniin konuiien, welche die (iesniidlieit aller berührt, oder 
in einei- Unn^'ersriolli nnd beim Aurstellen volkswirlliscJiafl- 
lielier Grundsiilze belrelTs der li( vr)lkerungszunalmie und dergU, 
wenn die Zeitung alt» Nachriciitgeberin und Besprecherin es 
nötliij^ erachten dörtle, offener über diese Gegenstände sich 
auszulassen. Den Journalisten sowohl als den Richtern wird 
es nicht schwer sein zu entscheiden, wann eine solche Ge- 
legenheit sich bietet. 

Schliesslich ^^eluht es niclil. zur Funktion der Zeitung, 
sicii zu j)(.eti.-cliem oder romanliscliem VUv^ zu erheben. Die 
Sitte, Frzeugnj.-He lelztorei* Art zu verüllentliclien ist vuu den 
grossen Zeitungen Englands und Amerikas aufgegeben und 
dies Clebict ist andern .louinaleii iibeilassen worden. Zum 
Wenigsten noch liegt es in der Mission einer Zeitung Romanzen 
oder andere erdichtete Erzählungen solcher Art zu veröffent- 
lichen, die zur Verletzung des Sittlichkeitsgefühles tühreii 
könnten. 

Es gil)t eine sog ,. relative" Iluziiclitigkeil in Schriflen. 
Dieselben Si-hrillen können einen sehr verschiedenen Einllnss 
ausüben, auf M'^nsulieu in verschieileueu Lebenskreisen , je 
nucli dein ünler-cliivd in der liilülligenz der Leser. Deshalb 
würde eine Schrift, di'" in einer Ausgabt; für lielehrte nicht 
als unzüchtig gilt, in einer Ausgabe für Andere von ver- 



1) BbendA 8. 466. 
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sctiiedener Gedankeiirichlnng und geritif'oroi- Vorslaiulrshildnnf» 
als eine solche jnijjcsolu'H worden Unlci koinen Uni.släiidcn 
kann diese Uideischeiilini^^ znin V'oilheil (]er Zeitun;^ im Ge- 
brauch unzüclitigen Inhalts gerciclien. Die Zeitung ist für das 
Publikum, für Alle die sie kaufen wollen. Sie ist für alle 
Menschen , beiderlei Geschlechtes, jeden Alters und Bildungs- 
grades. Obgleich es Tiellcicht Thatsache ist, dass eine Zeitung 
häufig einen Leserkreis von gewisser Homogenität besitzt, 
und etwa derselben Intelligenz und denselben Ansichten, kann 
dieser Kreis in keinem Falle nur ein ausgesprochenei Kreis 
von Gelehrten sein. Der I^eserkreis eines Blattes bleibt nicht 
permanent. Er ändert sicli von Tai.'- /n Tiiy^ und in keinem 
Sinne kann es bei einer Zeitung diese „relative" Unzüchtigkeit 
geben. 

Man hat behauptet, dass, um eine Schrift unzüchtig zu 
machen, sie im Ganzen unzüchtig sein muss. Es ist immerhin 
zweifelhaft, ob hier irgend welche Unterschiede gemacht werden 
können, die zu praktischer Anwendung von Nutzen sind. Es 

können Stellen in einer Schrift vorkonunen, welche unzüchtig 
sind, wiihrend der übrig-e Theil ausser Frage steht, aber es 
lässt sicli mir schwer einsehen, wie dies die Schrift von dem 
Vorwurf der IJii/.üchtigkeit befreit. Dies ist wieder eine Frage 
für den Gericlitshof^). Eine Sdiilft ist natürlich nicht die 
ganze Zeitung, sondern irgend ein Artikel oder Ausdruck in 
derselben, unter einem gewissen Titel und gemeinsamem Zu- 
sammenhang. Eine Annonce ist eine Schrift in diesem Sinne. 
Die Zeitungfen kommen hier den Gesetzesvorschriften nicht 
selten eui^i ^en. Es ist ofl einer Zeitung nicht möglich, von 
dem Charakter eines eingereichten Inserates genaueres zu 
wissen. Wenn der Inhalt unverkenidjar und klar aus den 
Worten zu ersehen ist, ergibt sicli keine Schwierigkeit. Wenn 
jedoch die Worte keinen unzüchtigen Sinn haben und doch 
einen unzüchtigen Zweck verfolgen und zu unzüchtigen Folgen 

1) Hindintj, Zeitsclirilc Ö. 4G8; Oppenhotf zu § 184 No. 1. Bemer 
Strafreeht, S. 40»; Olsliaurien a 184 No, 8. 

2) Schauer S 50^ lierner Strattrecht S. 4Ü2j Erk. v. 19. Febr. 
1888 E. 8 ö. 128. 
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führen, ist die Zeitung nicht immer im Stande, dies selbst bei 
der grdssten Vorsicht zu erkennen. Wenn bei der Zeitung 
eine Kenntniss dieser, hinter harmlosen Worten verborgenen 
Unzüchtigkeit vorhanden, ist die Veröffentlichung strafbar^). 
Alle üebertretungen dieser Art betreffen die Expedition der 
Zeitung;, denn das (i(>sel/ Ix'slraft den Verbreiter. 

Das Sti-afmass ist Geldstrafe bis zu liDO Mark oder Ue- 
fangniss bis zn sechs Monaten-). Die Polizei kann im Falle 
einer solchen Uebertretung die vorläufige Beschlagnahme ohne 
richterliche Anordnung vornehmen'). 

5. Eine Zeitiinpr darf keine Mitlheiliingen ans Gerichls- 
vei ha!idlun{ien veröiTent liehen , fnr welclie wegen Gefährdung 
der Sitlliehkeit die Oetrentlit kcit ansiieschlossen war, oder 
Mittheilungen aus den. diesen V'eriiandlungen zu Grunde liegen- 
den, amtlichen SehrifUtücken, die geei^Miet sind, Aergerniss 
zu erregen*). Dies hat sich in ein einfaches Verbot gegen 
die Veröffentlichung von Mittheilungen aus einer Gerichts- 
verhandlung aufgelöst, wenn der Richter erklärt, dass wegen 
Gefährdung der Sittlichkeit das Verfahren geheim zu halten 
sei. Der einzige, fiir die Zeitung zu entscheidende Punkt ist 
der: Fanil das Verfahren unter Ausschluss der Oeffentlichkeit 
.statt? 

Dies Verbot wurde durch Gesetz vom 5. April 1888 er- 
lassen. Laut dieses Gesetzes kann das Gericht die Oeffent- 
lichkeit für die Verhandlung oder für einen Theil der Ver- 
handlung ausschliessen, wenn eine Geföhrdung der Sittlichkeit 
besteht Die Verkündigung des ürtheils erfoigft meistentheils 
ön'entlich. Durch besonderen I>es( liliiss des (ierielits jedocli 
kann die üetreutlichkoit auch iür die Verkündigung der Ur- 



^) Erk. V. 15. Dez. 1879 R. 1 S. 149 (der einigermassea berahmte 
Pariser Gummiwaoren Fall). Vergl. Erk. 26. Mflrs 1881. R. 8 8. 165. 

s) Str.-G.-B. § 184. 

3) Pressgesetz § 28. 

Str.G. B. § 184 Abs. 2; Reichsgesets v. 5. April 1888, Reichs- 
gesetsblatt S. 133. 

•) Jetzt § 173 des GcrichtsverfassmigsgeBetzes. 
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theilsgrundo, oder fßr einen Theil derselben ausgeschlossen 
wenlen. Die Veikilndigung des Ausschlusses dor Ocffonllich- 
keil wegen Gefährdung der SitlHclikcit niuss öflfen'lich bekannt 
gegeben werden-). Es l)l<'il)! dnlier «lern Hiclitor überlassen, 

zu (Mit>rl)(M(l('n. (Miie ( Jorülinluiif»" (i«'!' Sitiliclikcit aus- 

marlit (l(>ru Joiiinnlistfii mir, sich nlior die Frage der 

üoUcnlliclikcit oder tielieimhaltung «les Verfahrens 7.u infor- 
mieren. 

Diese Siltliclikeit, die gefährdet worden kann, ist etwas 
verschiedenes und mehr umfassend als die ünzöchtigkeit. 
Während, wie wir gesehen haben, die letztere nur eine Ver- 
letzung des Scham- und Sitflichkoitsgeföhles in einer ge- 
schlecht lifhen Beziehung ist, k;inii das (Bericht hier auf un- 
sitlhr'hc» ] Jezichimjreii sirli Itiisicreir"^). Wenn in doiii neuen 
(Jeselz mir uu/.ürlitige SchriCfcii in B(.'ti-aeh!mi<r ^'czugen wären, 
wüide di( se.s an sich unnöliiig luid übcrlUissii^ gewesen sein, 
da srddie Schrillen schon verboten waren 

Das (iesetz schreibt weiter vor, dass unter verbotenen Mit- 
tlieilungen nicht nur die aus Gerichtsrerhandlungen, für welche, 
wegen Gefährdung der Sittlichkeit, die Oeifentlichkeit aus- 
geschlossen war, zu versieben sind, sondern auch solche, die 
dazu anj^elhan sind, ,,Aer^erniss zu erreji-en." Dies ist in 
der l'raxis nicht j^M'iuacijt worden, um ileii Fall zu vcu'wirrcn 
odei- die liechto dor Zeiinng Ix-i (h'r Vci'fUrenllicliun^r uitsilt- 
liclien LeseslolTes zu vergn'Kssern. Ks Iicissl . dass eine Ahl- 
tlieilung geeignet ist, ..Aergeriiiss zu in-regcn'', wenn sie das 
allgemeine sittliche oder moraiischt; (lefühl verletzt oder (h iu- 
selben Ansloss gewähren kann^). Keineswegs sind nur solche 
Mittlieilungen vorausgesetzt, durch welche das Schani- und 
SilUichkeitsgcröhl gröblich verletzt wird"j. Der Begriff eines 



1) 174 Goricht.sverfasöujig'sgesetz. 
§ 170 ohoiuhi. 

«) iSrk. V es- Okt. 1890 B 21 S. 13*^5 Erfc v, 12. M«i7 1891 B 2' 
S. 896. 

*)E2\ S. 896. 
«) 0. A. 87 8. 299. 
«) B 21 8. 896. 
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Geeignelseiiis „Aergeniisjs zu erregen'' zeigt d ilicr Ziigc', weldic 
uberoinslimmen mit dem, was man als „Gefälirdung der Sitt- 
lichkeit ansieht, und dies mit vollem Rechte. Die Zeitung ist 
nicht zum Oberrichter eingesetzt, um ihr Urtheil über das 
Gericht abzugeben und nachdem die OefTentlichkeit ausge> 
schlössen ist, zu entscheiden, ob aus der geheimen Verhand- 
lung nicht noch etw.Ms zum Veröffentlicht'ii übrig bleiht, chiy 
nicht dazu aiij^itliau ist, „ Aor^'tTiiis.s zu erregen"*). Dies 
würdo das Gesetz un\viik>aiii machen und zu allerlei un- 
iiöÜiigen V^erwickelungen füliren. 

Wenn die Ausschliessung der OefTentlichkeit nnr theil- 
weise ist und sich nicht auf die Verkündung der Urtheilsgninde 
erstreckt, so ist die Frage entstanden, ob es erlaulH sei, un- 
gehindert Berichte aus diesen öffenth'ch verkündeten Urtheils- 
gründen wiederzugeben und das Reichsgericht hat entschieden, 
dass solche MKthi.üuiigen geniaclit werden können, sollten 
sie aucli derart sein. ,x\orgL'rniss zu erregen"^). Dies lässt 
also den Willen des Richters die einzig entscheidende AuioritÄt 
darüber sein, wann die Presse von solchen Frdlen Mittheilung 
machen darf, und bringt uns zu dem Punkte zurück, Ton 
welchem wir zu Beginn dieses Paragraphen ausgingen. Es 
handelt sich immer darum, ob die Oeffentlichkeit ausgeschlossen 
war oder nicht. Theilweise Ausschhe:;sung kann z. B. für die 
Vernehmung eines einzelnen Zeugen und dergl. stattfinden. 

Für die Anwendung dieses Gesetzes ist es ganz einerlei 
auf ( lie Weise die Zeitung ihre KennLniss von dem Inhalt 
der geheimen Verhandlung erlangte^). Es ist dies eine Pre- 
ventiv-Massregel gegen die Presse. Die Strafe ist dieselbe, 
wie für die unzüchtige Schritt, d. Ii. Geldstrafe bis zu 300 Mk. 
oder Gefängniss bis zu sechs Monaten Die nichtrichterliche 
Beschlagnahme steht auch der Polizei zu. Die hier zu be- 



1) B. 21 S. 185. 

S) B. 21 8. 896 vergl. B. 21 8. 185. Dies setzt DatQrllch vor- 
auB, daas durch die VeröffentlichiiDg keine anderen Vorachriften var- 
letit werden. 

3) G. A. 87 S. 299. 

«) 8tr.-6.-B. f 184. 
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strafende Person ist diejenige, welche die verbotene Mitiheiknig 
maclit und daher hat das Gesetz eher den verantwortlichen 
Redakteur als den Verbreiter im Auge. 

*3. Eine Zeitung darf nicht das religiöse Geföhl verletzen. 
Dies ist zweierlei Art: 

a) V'erüfTentlichungen, welche ein Aer^erniss dmcli die 
beschimpfende Lästerung Gottes errej^enM. Die GotteslästrTunj? 
liat zu ilirem AngrilTsobject niclit so sehr Gott, mIs das religiöse 
Gefühl Anderer. Sie wird auf diese Weise niittelbai* ausgeübt 
und das Mass, nach welchem das Delikt bemessen werden 
mus8, ist das religiöse Gefühl derjenigen Personen in der 
Gesellsehaft, deren Gefühl in dieser Hinsicht das Gesetz aus- 
drücklich beschfitzt. Sie ist kein strafbares Delikt, wenn sie 
nicht Aergerniss erregt. Das Geeignetsein Aergerniss zu er- 
regen ist nicht genügend^). Die Aeussormigen, welche die 
Lästerung ausnuK lien, müssen l)escliiinpfend sein. In der 
Bescliinipfung sieht nuiii eine rohere, herab vvürdigendere Form 
von Ausdruck als in der blossen Beleidi;2:ung^). 

Es soll dies Verbot keineswegs philosophische und wissen- 
schaftliche Kritik ausschliessen, noch soll das Gesetz sich so- 
weit erstrecken, »leichtfertige Redensarten, bei welchen man 
nichts Arges denkt*, einzubegreifen^). Bei welchem Punkte 
erlaubte Kritik aufhört, eine solche zu sein und statt deren 
eine Verächtlichmachung und Beschimpfung des Gegenstandes 
der Kritik wird, isl eine Fiag-e, die nur (huch di«^ Tiialsacheii 
des einzelnen Falles bein-nioill werden k()nnen''|. Das religiöse 
Gefühl Anderer, für welche der Schutz existiert und wodurch 
die Lästerung berechnet wird, liiidet seinen Grund in dem 
Gottesbegriff, wie er in den concreten Bekenntnissen der 
christlichen Kirchen und der andern mit Korporatlonsrecbten 

1) 8tr. 0..B. § 166. 

Brk. X 12. Juli 1880 E. 2 S. 196; Erk. v. 10. Oct 1887 R. 9 
S. 490 und B. 16 S. 245. 

8) Efk. V. 5. Febr. 1885 R. 7 S. 83, Erk. v. 11. Mnrz 1888 B. 6 
S. 88: Oppeiilioff zu § 166 No. 3 von Liazt Strafrecht S. 365. 

*) Oppenhoir zu § 16G No. 3. 

&J £rk. V. 5. Febr. I8b5 H. 7 S. 68^ üppeolioff zu § 166 ^o. 8, 
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innerhalb des deutschen Reiches, bestehenden RehgionsirescU- 
schaften niedergelegt ist*). Eine Lästerung Christi*'') und des 
heiligen Geistes'*) ist daher eine Gotteslästerung in einer 
menschlichen Gesellschaft, die an die Dreieinigkeit glaubt. Da 
die Juden organisierte Gemeinden besitzen, welche von dem 
Staat anerkannt sind, so föllt ebenfalls der jüdische Jehova 
unter den Be^^riff der Golleslästeriing*). 

b) Veröllentlichung von bescliimpfenden Aeusserungen 
gegen eine christliche Kirche oder andere mit Korporations- 
rechten innerhalb des Bundesgebietes bestehenden Religions- 
gesellschaft oder ihre Einrichtungen oder Gebräuche*^). Be- 
schimpfung ist hier auch der Ausdruck von Missachtung in 
roher Form. Dies soll ebenfalls nicht, wie CsJ heisst, eine freie 
Kritik religiöser Angele^oiilicihMi und religiöser Einrichtungen 
und Gebräuche aiisschliesscn. Als christliche Kirchen, welclie 
so geschiilzt werden, sind betrachtet die römisch-katholische 
Kirche (einschliesslich der Altkatholiken ] '^) und die evange- 
lische oder protestantische, deren Hani)tzweige die lutherische, 
die reformierte und unirte Kirche sind. Andere, nicht christ- 
liche Kirchen geniessen diesen Schutz nur insofern, als sie 
unter den Sinn des Gesetzes als »Religionsgesellschaften mit 
Korporationsrechten * kommen . 

Unter Einrichtnngen nnti ( Jcbräuchen der ein istlichen 
Kirchen und der andern bercchtigfcii Ib^li^Hnn-grsellsclialleü 
vorsteht man unter andern folgende: Das Papstlhuni, der Ma- 
rienkultus und das Dogma Ton der unbefleckten £mpfängniss^), 
Messe, Sakramente, Ablass, die Bibel, das apostolische Glaubens- 



>) Brk. V. 3. März 1882 B. 6 S. 77 K. 4 Ö. 225. 
2) R. 1 S. 148. 

8) Siehe Üppenhoff -u § 16G No. 3 und Olshauaen zu § 166 No. 2 
and die dort angefahrten Citate. 

«) B. 6 & 77; R. 4 8. 225; v. Liszt 8. 864. 
•) 8tr.-0.-B. § 166. 

^ Dies wird bestritten; siehe Meyer 8trafrecht 8. 1011; lAsst 
8. 865; Oppenhoff zu § 166 Ko. 6. 

0 £rk. V. 8. Nov. 2880 B. 2 S. 428; ~ Brk. v. 6. Juli 1886 R. 8 
S. 511, 
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bekennltiiss Hauskollekle^), Kirchenlieder und Responsorien^, 
Sonntagsheiligung und geistliches Lehramt^), das Predigtamt '^), 
die Predigttracht *), der „heilige Rock" zu Trier und Reliquien- 
verehrung'). Je nach den Umständen und der Absicht des 
Sprechenden kann eine Beschimpfung Luthers eine Beschimpfung 
der evaiif((lisclion Kirche sein*'). Die Beschim})fiing einer 
gewissen religins(Mi Lehre ist an sicli niclif slral'bar. Angriffe, 
z. B. gegen einzeluo Bibelloln on sinil nur dann Angriffe gegen 
die christliche Kirche und ilire Einrichtungen, wenn feststeht, 
dass die Bibel als solche und als dogmatische Grundlage des 
christlichen Glaubens angegriffen ist*). Die Beschimpfung von 
bestimmten, ftusserlichen, kirchlichen, Einrichtungen ist straf- 
bar, wenn auch diese Einrichtungen auf kirchlichen Lehren 
beruhen, deren Kritik freisteht"). Die Einrichtungen oder 
Gebrfiuche niiissen auf einer gewissen allj-tuicirien Uebung 
des allgcnKMiien Kiicliciiv t'S(>ns, nicht auf der, einer einzelnen 
Kirchengemeinde beruhen "j. 

Das Strafmass für Gotteslästerung und Beschimpfung 
einer christlichen Kirche oder einer andern Religionsgesell- 
schaft, ihrer Einrichtungen oder Gebräuche ist Gef&ngniss bis 
zu drei Jahren"). 

y. Hochverratb, Landesverath etc. 

Yerdflrentlichungen, welche die Gesetze als yerrätherisch 
oder, als die Sicherheit des Staates gefährdend, erklären, sind 

») Brk. V. 30. Nov. 1881 R 8 S. 766. 

2) Erk. V. 30. Nov. 1880 R. 2 8. 682. 

") G. A. 37 S. ;162. 
*) Erk. V, 9. Nov. 1886 R. 8 S. 692. 
*) Erk. V. 21. Febr. E. 10 S. 14(i. 

6) Erk. V. 11. März 18.S2 Ii. 4 S. 23^. 

") Erk. V. 24. Nov. 1891 E. 22 S. 238. In diesem Falle nannte 
der Redakteur den heiligen Kock einen ,Kumbug". 

8) Erk. V. 8. Nov. 1883, R. 5 S. 676 und B. 9 & 16 und vergl. 
R. 7 S. 684. 

«) Brk. V. 12. Nov. 1886 R. 7 8. 669* 

«>) Brk. V 8. Nov. 1880 R 2 8. 477 und B. 2 8. 42b. 

H) Brk. V. d. Des. 1881 B. 5 8. 188, 

U) 8tr. G.-B. 1 166. 
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verboten. Dies ist ein Gebiet, auf welcliem die Zeitung mit 
(lern Staat nur zu anssergewölinlichen Zeiten und unter ausser- 

gewülinliclieii l iiistäiidt ii in Ijtrüln uii«:^- koinint, immer vor- 
ausgesetzt, (lass sir. wie wir es sclidii früher dctiniert haben, 
dazu (hl ist, Xarhiifhtcii zu <i<dien und in'clit ein Organ für 
Kevolulionäre und Agitatoren zu sein. Die Zeitung wird in 
einigen Dichtungen sclion eingeschränkt, ehe ihre Teber- 
»ichreitnngen zum Verrath werden können, wie z. B. durch 
die Vorscitriften betreff» Majestätsbeleidignng, Ungehorsam- 
keit gegen die Gresetze etc. Das wichtigste Abhaltnngsmittel 
jedoch ist einei* der grossen, in unserer einleitenden Klassi- 
fikation fiülier sclum erwähnten Faktoren im Jonrnalismus, 
das Ijesepuhliknm seihst. Ks wäre ein abnormer Zustand, 
wenn die Lest-r eine Zeitung duldeten, welche in so flagranter 
AVeise sich gegen das i^ationalgelüld und den allgemeinen 
patriotisclien Sinn vergehen würde. Die Leser würden solche 
Zeitungen nicht lieben, die Herausgeber könnten sie nicht 
absetzen und folglich wiirde der Einfluss des Besitzers als 
andei'er Faktor, sie nicht ei-scheinen lassen. Wie es scheinen 
will, können also nur bei Ausnahmsfilllen die Vorschriften 
des vierten Faktors, des Staates iigend welclie erliebliclie 
Anwendung in den praktischen Angelegenheiten einer wirk- 
lichen Zeitung tinden. 

1. Nicht veröü'entlicht werden dürfen Publikationen, 
welche das Gesetz für hochverrätherisch erklärt, d. h. Ver- 
mth, der gegen die innere Sicherheit des Staates gerichtet 
i»t. Eine Zeitung könnte hauptsächlich nur als Faktor bei 
dieser Art von Verrath, in der Ennnthigung oder Aufforde- 
rung von Andern dienen nnd für sfdche Hamlluii^en bestehen 
specielle Strafhestinnnnnfren \). Die Aullbrderung zu hoch- 
verrätherisclicn Handlnn^ieu kann verschiedener Art sein^). 

a) Der Mord und der Versuch das Mordes des Kaisers 
oder eines eigenen Landesherrn oder Aufenthaltslandesherra 
eines Bundesstaates. 



i) Str. G. B. § 85. 

*) Strufj^esetEbucb §§ 80 und 81. 



Digitizca by Google 



— 76 — 



b) Di»' Tödtung, Uefangeuualime odei* Unt'äliigmacUuug 
eines i^umiesfüi'ätea. 

c) Die gewaltsame Aendening der Verfassung des Deut- 
schen Beiches oder eines Bundesstaates oder der in demselben 
bestellenden Thronfolge. 

d) Die <2:e\valtsanie Einveiieilning- des Bundesgebiets, 
ganz oder tlieilwi'ise, einem fieniden Staate, uder Lo^reissung 
eines Tlieiles dessellien vom Ganzen. 

e) Die ^^ewaUsanie Kinveiieibung des (Jebiets eines i^un- 
desstaats ganz oder theilweise einem anderen Bundesstaate 
oder die Losreissung eines Theüs desselben vom Ganzen. 

Es ist fdr alle diese Fälle vorgeschrieben, dass die Hand- 
lung, zu welcher die Aufforderung gemacht wird, eine der- 
artige sein ranss, durch welche das Vorhaben unmittelbar zur 
Ausführung gebracht werden sollV). Diese Unmittelbarkeit, 
der Beziehung zwiselien der betr^'Uemleii iianillmig und ileni 
liochverrätherisehen T'nternchnipn ist nothwendig. Auf diese 
AVeise sind Vorbereitungshandiungen ausgesclilussen und eine 
Aufforderung zu solchen Handlungen durch Schrift liegt ausser- 
halb der Bedeutung des Gesetzes [d. h. ausserhalb des § od 
des Str. G. B.]^. Dies ist so verstanden worden, dass es 
sich in jedem Falle um die Thatsache handelt, ob der Thätei* 
noch ein Hinderniss zu beseitigen hatte, ehe er seine hoch- 
verrätherische Kct litsverletzuiig ausführen konnte. Wenn der 
Thäter mit seiner Handlung nur das Ziel der Beseitigung 
eines Hindernisses v(M fulgte, darf sie uiu" als eine Vorberei- 
tuugshandluug bezeichnet werden^). 

Was die Strafbarkeit einer Aufforderung zu einer Vor- 
bereitnngshandlung betrifft, so wird sie bestritten. Auf der 
einen Seite wird dafür gehalten, dass eine solche Aufforderung 
nur durch die Bestimmung (§111 Str. G. B.) betreffe Auf- 

1) Strafgesetzbuch § 82. 

4 Erk. V. 10 u. 21. Oct 1881 E 6 S. 60; Erk. v. 5. Dez. 188! E 6 
S. 215; Erk. v. 30. Oct. 1886 R 8 S. 653. 

«) John, Holtzendorrri Handbuch des iloutHchen ^^liarrcchts, 
Bd. III S. 26. Derselbe, Artikel über Hochverrath in HolUt-jiaortt's 
Eechtsleziknu. 
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fordenmo- zur Kefielmng einer allg-emcinen strafbaren Haiid- 
liiiig-*) bestraft werden kann. Auf der andern Seite ist eine 
solche Autt'orderung: . an sicli als Vorbereitungsluindhmg und 
daher als solche zn bestrafende, angesehen worden. [§ 86 des 
Sir. G. B.]«). 

Die Auffordernng muss femer eine, zn einer gewaltsamen 
Handlnng sein, da hierin der BejBfriff des Hocliverratlis lie^t, 

ob fiepen die Hcri sclierstelhmg, die Staatsverfassung- oder das 
Staatsgebiet jiericlitet. Dies Wort gewaltsam soll, wie an- 
gefnlirt woiden ist. die (^lenze zwiselien Revolution und Ke- 
lorm bezeichnen. Es foU nicht Bestrebungen für Aenderungen 
ausschliessen, welche nicht einen gewaltsamen Umsturz be- 
zwecken. Znm Mindestens muss die eventuelle Anwendung 
yon Grewalt im Auge gehalten werden^). Es ist einerlei, ob 
die Aufforderung zn Handlungen gegen die Staatsverfassung 
anf eine Vei-ändernng des g-anzen. oder nur eines wiclitigen 
Theiles der Konstitution gerichtet ist. Unter Verfassung sind 
zu verstehen die grundsiit /liehen Rechtseinrichtungen des 
Staates, ob in der Vertassung besonders aulgezählt oder nicht 

Die oben erwähnte Autlorderung zu hoch verrät herischen 
Handlungen wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren oder 
Festungshaft von gleicher Dauer bestraft. Falls mildernde 
Umstände vorhanden sind, so tritt Festungshaft von einem 
bis zu fünf Jahren ein*). Für dieses Verbrechen ist die 
Zeitung polizeilicher Beschlaefnahme unterworfen*^). 

•j. Die Zeitung darf keine Verütfent Hebungen machen, 
welche einen sog. lau des verrätherischen Charakter tragen, 
d. h. aut die äussere Sicherheit des Staates oder seine Völker- 

• 

1) John, HolUeudorirs Uaudbudi üd. III. ö. ii2. 
^) Erk. V. 80. Oct tb86 R S S. 653, E 6 8. 6ü. Vergl. Oppciihoff 
zu § 82. 

9) Berner. Strafrecht S. 849; Oppenhoff zu § 81 Xo. 9. 

*) List, Strafrecht S. 517; Opponhoff xu §81 No. 8; Olshausen 
zu § 81 No. 6; Knitschky, Das Verbrechen des Hochverraths 1874 
S. 106. Contra Rubo, der das Wort Verfassung in engerem Sinne 
auslegt. 

^) Str. G. B. § 85. 

•) Str. G. B. ^ 2a. 
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rechtliche Stellung abzielen. Diese Art Verrath, wie sie in 
ihrer gewölmh'chsten Form auf Zeitiiiiaren Anwendung findet, 

ist <He öÜ'eiitliclie V<*rküiidi2fnn2f von Staat s^elieimnissen. Die 
Vf'iötientlicliuug solcher GflK iniDissc oder F»'stiiii^>i)liui»\ oder 
solclu^r ri'kundcii, Akteiistückt' (xlri- "Naoliriclitiin. von (lrn<^n 
mau weiss, dass iliic (itilieimhaltnn^- einer anderen Hegiernn«: 
gegenüber für das AVold d'^s Dentsclien R ielies oder eines 
Bundesstaates erforderlich ist, ist strafbar. Dies ist der sog. 
diplomatische Landesverrath ^) Die Strafe für diese Art von 
Verrath ist Znclithans nicht unter zwei Jahren. Wenn mil- 
dernde Umstände vorhanden sind, Festungshaft nicht unter 
sechs Monaten^). 

Der Vei rath von militärischen ( Jelieininissen ist in letzter 
Zeit Ge^iMisiaiid lirsoiiderer Sti"at"i»est iniinuii;ien «reworden 
Die V'erölientlichnn};' von iSchriften oder Zeichnun;;en, deren 
Geheimhaltung im Interesse der Landesvertlieidignn;-'- erforder- 
lich ist, wenn man weiss, dass dadurch die Sicherheit des 
Deutschen Beichs gefährdet wird, ist in diesem neuen Gesetz 
unter besondere Strafe gestellt. Ein solcher Verrath wird 
mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren bestraft, neben wel- 
chen Geldstrafe bis zu i5000 Mark erkannt weiden kann. 
Es <iiht ein gei'ingeres Stj-afmass für mildernde l instände, 
{Strafen für diejenigen, welche ihr Amt verrathen nud Ge- 
heimnisse ansliefern, Strafen für Versuch, Fahrlässigkeit etc. 

Veröffentlichungen über Ti-upi)enl)eweg:ung:en oder Ver- 
theidigungsmittel können durch den Eeichskanzler verboten 
werden, mittelst öffentlicher Bekanntmachung in Zeiten der 
Krieg^efahr oder des Krieges^). Hier ist das Strafmass 
Geldstrafe bis zu 1000 Mark oder Haft oder Gefängniss bis 
zu sechs IVronaten^). Uebertretung-en dieses Verbots setzen 
eine Zeitung- der Beschlagnahme aus^j. 



1) Str. (i. B § 9\ 

«»j KeichstjescU vom o, Juli lb93 (Reichs^jcaeUbuch S. 205j. 
*) PresBgGsetz § 15. 
*) Pressgesetz § 16. 
•} Preeflgesetz § 28. 
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3, Es dürfen iiiclit vcröttciitliclit werden l^ericlite aus 
Geiiclitsverljandlungen. \tm welclien die OeÜentliclikeit. aus- 
geschlossen ist. In jeder .Sache kann das (jiei'icht die (Jefient- 
lichkeit für die Verliandlunj^^ oder für einen Theil dei-selben 
wegen einer „Gefälirdung der öffeutUcben Ordnung-, insbeson- 
dere der Staatssicherheit", ausschliessen'). Dui*ch besonderen 
Bescblttss des Genchts darf die Oeffentlicbkeit auch tUr die 
Yerküudung der Urtheilsgrfinde oder eines Theiles derselben 
ausgeschlossen werden. Soweit bei einer Gerichtsverhandlnng 
eine solche Ausschliessung der Oeti'enllichkeit stattfand, darf 
die Piesse daiiiher nicht verötlent liehen'-). Uel)ertietungeu 
werden mir Oeldstiafe l>is zu lOOü Mk. oder mit Haft oder 
mit Geiiluguiss bis zu sechs Monaten belegt '^J. 

VI. Veröffentlichung yon Anfforderungen zum 
Widerstand gegen die Staatsgewalt 

Solche Veröttentlichungeu können verschiedener Art sein. 

1. Eine Zeitung darf keine Publikationen machen, die 
zum lingehorsam gegen Gesetze oder reclitsgiiltige Verord- 
nungen, oder gegen die, vou der Obrigkeit innerhalb ihrer 
Zuständigkeit getroffenen Anordnungen auffordert**). Dies 
Verbot ist ein allgemeines, dazu bestimmt, die gesetzgebende 
Gewalt des Staates als solcher, zu beschützen. Die voll- 
ziehende Gewalt wird auf andere Weise beschätzt, dies ist 
ein Schutz für den Staat in seiner Eigenschaft als Gesetz- 
geber'*). Mit Gesetzen sind nicht ausschliesslich Strafgesetze 
gemeint. TJngelioisan) gegen letztere besteht gewöhnlich in 
der Begehung strafbarer Handlungen und Aufforderungen zu 
diesen, sind zum (J egenstand specieller, noch zu erwähnender 
Stiafe gemacht. (§ 1 1 i des Str. G. B.) Die Bedeutung hier 



Gesetz vom 5. April 1888, Reichsgesetsblatt S. 188 und die 
Aendeniogen, die durch dies Gesetz bei dem GerichtsverfaAeungs- 
geeets eingeführt worden sind. 

») Vergl. oben ö. 40 f. 

3) Art. II. dieses Gesetzes. 

<) Str. G. B. § llü. 

f>) Erk. V. 8. Dez. 1889 £ 20 S. 66. 



ly u^u j cy Google 



4 



— 80 — 

ist eher 1 'ngfeliorsam gen^on die Gfespizi^-obfiiKle Gewalt über- 
haupt und sclilifsst auch in ilirt^ni l'nit;in.2: dir^ Vorscluiften 
des ( 'ivili pclits ' » ein. Auttbrderun^en au Arbeiter, ihi-e Arbeit 
iiiederzuh'fien oder zu anderen Kontraktlirüehen zwisclien 
Arbeitern und Arbeitgebern gelieren in das Geldet des Civil- 
rechts und sind daher anter dieses Verbot gerechnet worden ^). 

Die AnUbrdernngen znm Ungehorsam mttssen gegen Ge- 
setze, Verordnungen, oder Anordnungen gerichtet sein. Ge- 
setze sind alle diejenigen Bestimmungen, bei deren Promni- 
gierung sftmmtliche Gesetssgebungsfaktoren mitwirken*). Ver- 
ordnungen sind als solche Bestiniuiuugen allgemeiner Art 
definiert wükKu, wejilie durch lUdKirdeu. oder durch, von 
dem (iesetz liierzu rrmäfhtiirten Personen ergangen sind. 
Ohne Gesetze zu sein, haben sie eine binflende Kraft und 
verlangen Befolgung. Dies müssen, um die Autforderuugen 
zum Ungehorsam gegen sie rechtswidrig zu machen, recht s- 
gilltige Verordnungen sein. Anordnungen sind solche Be- 
stimmungen durch das Gesetz, welche von den dazu ermächtigten 
Behörden für bestimmte einzelne Fälle oder bestimmte ein- 
zelne Personen promulgiert werden*). Einige Schriftsteller 
stimmen mit die.sen Detinitioneu nicht ganz überein, doch sind 
letztere tür die gewüiiidichen Zwecke des JournalisTen hin- 
reicliend genau. Die Amtsiiandlungen blosser Vollzugsorgane 
sind nicht als obrigiceitliche Anordnungen anzusehen'*). In 
wie weit eine Obrigkeit zum Erlasse von Anordnungen er- 
mächtigt ist, muss natürlich durch die Gesetze des Beiches 
und derjenigen der Staaten bestimmt werden, zu denen die 
Obrigkeit gehört Es ist für den Begriff einer Anordnung 
nicht nothwendig, dass sie gesetzlich erzwingbar ist*). 

1) Erk. V. 28. Nov. u. 8. Dez. IbbD K 20 S. 150. 

2) Erk. V. 28. Jan. 1S9L E 21 S. 299. Erk. v. 3/15. Jan. 1891 B 21 
ö. 304. 

8) Op|). iihoir zu § 110 No. 16 u. Kubo S. 597. 

4) l<u\>() S. ÖU?. 

Erk. V. i). Oct. Ibb-l K Ü ö. 605} Vergl. Erk. v. 29. Mai 1893, 
B 8 S. 821 u. R5 S. 890. 

•) Rrk. V. 80. Sept. 1880 R 2 S. 282 u. B 2 8. 281; R 6 8. 890 U. 
B 8 8. 821. 
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Zu solchen Fällen vci'bütenei' Auiforderuug durch die 
Presse sind die folgenden gerechnet worden: Ein Artikel 
unter deroTit«!: „Ueber das yeTiassaiigsrecht*t welcher dem 
Publikum anrieth, den Vorladungen der Polizeibehörden in 
Untei'snclmngssachen^) zu widei-stehen nnd ein Artikel, der 
den Berliner Hauseigentliüinem den Rath gab, Polfeeiverord- 
nunjren über die Heseitigung der Olciik]ai)pen nicht zu be- 
foloeii'-). Widerstand gegen die Staatsgewalt in solcher Form 
wild mit Geldstrafe l)is zu 600 Mk. oder mit Gefanguiss bis 
zu zwei Jahren Ijestral't^). 

2. Eine Zeitnng darf nicht eine Aufforderung zur Be- 
gehung ehier stiafbaren Handlung^) veröifentlicken. Zu dieser 
Klasuse gehörende Aufforderungen sind besonderer Art und 
und von enger begrenztem Tliatl>estand, als die der eben an- 

gefiilnteii Klasse. J-^s ergil)t sich daher, dass, wenn die Be- 
dingnngen dieser sjiecielleii Foim des Widej-standes (§110 
St. (J. B.) zur Hand liegen, die Bestininiuiig über di«' all- 
gemeinere Fol in (§111 St. G. B.) ausser An wenduug bleibt. Dies 
i.st so, ohne ünteischied, ob eine strengere oder eine mildere 
Sti*afe durch die eine Bestimmung auferlegt wird, wie durch die 
andere Eine Aufforderung zum Widerstand gegen ein Straf- 
gesetz wird in der Regel nicht verschieden sein von einer Auf- 
forderung zur Begehung einer straf bai-en Handlung und wird zu 
den Delikten dieser letzteren Klasse gerechnet werden. In 
der Äutlurdenuig niuss inniici- eine einzelne, bestimmte straf- 
bare Handlnnfi' im Auge jrehalteu werden, nicht nut Ii wendiger 
Wei>e vollkunnnen. was Zeit nnd Platz betiilft, aber sonst 
in ihrem Chai akrer bestinnnt und coukret*^). Eine Autforde- 
rung zu unbestininitera und allgemeinem Wideistand gegen 
Stra%esetze würde ni<:ht zu den Delikten unter diesem, son- 



1) B2 8.282 u. B2 S.281. 

2) Erk. V. 19. April 1881 B 4 8. 106. 

3) Str. G. B. § 110. 
«) Str. G. B. § III. 

6) Erk. V. 19. April 1881 R 3 S. 23Ü u. E 4 S. 106. 

Erk. V. i. Dez. 1890 E 21 S. 192; Erk. v. 2/20. Juni 1892 E 23 

S. 172. 

6 
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iörii iinte dfem vorfofen Paragraphen zählen. Sti^f bare fiaml- 
lüil^eii, iii We16h^ii' fttifi^efordel't werdeti kann, nrnftiäseii nicftt 

' Als eine specielle Form strafbarer Haiiiiluii^, zn #(*lchef 
aufgefordert werden kann, kann inshesonders hier AViderstand 
gegen Verwaltungsbehörden und vollziehende und richterliche 
Beamten und Organe genannt Werden^. Solche Aufforde- 
Hingeii sind iiicht spedetleh Straf bestininning^n uiitörworfen, 
so dass sie hier ganz gat erwälmt wänden könnet! tiidi deh 
Bbjpilf des ^d^iiitandea geg«n die Stinatsg^wiüt ' za ver- 
tollständigeii. • i * 

Eine Aulforderung zur Begehung einer strafbaren Hand- 
lung, wenn sie die strafbare Handlung oder einen Versuch 
derselben zur Folge hat, ist gleich der Anstiftung zu be- 
strafen. Falls die Autforderung ohne Erfolg geblieben ist, so 
tritt Geldstrafe bis zu GOO Mk. odei- Gefängnissstrafe bis zu 
einem Jabre ein^). Wenn diin^ende Qefakr bestellt, dass 
i&ei Verzögerung die Aüffördernng ein Yerbrectten oder Ver- 
p;etien nnmii^teIbaf ztir £*olge haben kann, findet Vörläo^ge 
BSeäclilägna'hme' ohiie richterliche Anordnung statt*). 

3. Autforderungen ,gegen die Staatsgewalt in ihrer Eigen- 
schaft als ein liciter des ^lüitärwesens sind in den Spalten 
iU^jBff J^eitun^. verboten. Dies kann eine Autforderung: oder 
.^j^ni^iug. ejner jPerson des Soldatenstamles sein, sei es des 
deutschen Heeres oder c!er, kaiserlr. Marine, dem Befehle d^ 
Obmn nicht; G^omm zn leisten, oder insbesondere ,eine 
^nfforcferong oder Anreizung einer Pei*son, welche znm Be- 
nj'laubtenstande gehöi-t, der Einbefnfung znm Dienste nicht 
zu folgen. Die Strafe für dies Delikt ist Gelangni::s bis zu 
zwei JaUien^}. , 



>) OppenhoflT zu § III No. 3; wgl B 12 S. 161. 

2) Str. G. B. § 113 f. 
8) Str. G. B. § III. 

^) Pressgesetz § 2*. ■ • • 

•) Str. 6. 6. §112. 
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VII. Anreizung von t^n^ellfedenen kläi^se^ft d6i^ ' ; 

Bevölkerungf. ' ' " ' " ' 

Eine Zeitung darf keine ^\'^öll'entlicluln^?■en bringen, welche 
in einer, den öftentliclicn Frieden gefährdenden Weise ver- 
schiedene Klassen der Bevölkerung zn Gewaltthätigkeiteu 
gegen einander anreizen Anreizung ist ein weiterj^r Begriff 
wie Aufforderung und scliliesst auch damit mittelbare ' und 
vei^teckte Einwirkung ein^). Anreizung bis zu 6m fuMi 
der Geftihrdnng des öffentlichen Friedens kommt' vor,' sobald 
die nahe Möglichkeit vorhanden, dass bei nächstem Anlasse 
es zu Ciewalttliätigkt'itcii komiiieii wird. Diese naheliegende 
Möglichkeit kann vcischiedeiie (lirade haben, welche für vcr- 
scliiedc'iie J\ hissen der Bevölkerung und unter verschiedenen 
Umständen verschieden sind. Die ülUieren Bezieluuigen 
zwischen den betreitenden zwei Klassen müssen in jedem ein- 
zelnen Falle betiisushtet werden, ilire Möglichkeit zii gegen; 
sdtiger Am*eizung etc. Die ' Heftigkeit der' Gefühle eines 
Theiles der l)ev6lkerung gegen einen änderen, kann so ,gross 
sein, dass die geringste Veranlassung zu einer Friedensstörung 
führen könnte. Es könnte auch zu einer gewissen Zeit vor- 
konnnen, wie während und gerade vor einer Wahl, dass die 
gegenseitige Spannung grösser ist, alö zu einer Zeit, wo 
wemger Anla.ss zur Aufregung der Massen vorliegt. Das 
Gesetz verlangt natürlich nicht, dass eine thatsächliche Störung 
des ölfentlichen Friedens stattgefunden habe, um den 'gefähr- 
denden Charakter der Ani*eizung zu beweisen,, sondern rofr 
das Geeignetsein solcb einen Friedensbrucli hervorzubringen *). 

Dei-artige Anmznng zwischen verschiedenen Kht^sen ist 
häufig in der Geschichte dei* polniscben Bevölkerung Deutsch- 
lan<ls vorgekommen. Z. H. ist die Veroftentlichung eines 
Gedichtet), weiches die HüÖnung auf die Wiederherstellung 



0 Str. G. B. § ISO. » .... 

^ von Liszt, Strafrecht S. 198 Bemerkung. 

8) Erk. V. 17. April 1888 Ii 10 S. 302; Erk. v. 24. Oct. 1881 Ii 3 

S. 682; Erk. v. 9. Fobr. 1886 E 8 8. 109; Bvk. v. 22. Deat. 1886 R 8 
B. 788. < 
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Polens ausdrückte, mit dein Winiscb, dass diese Hotlnun;^ in 
Erfüllung gehen möge und der Ueberzeugung, dass dies durch 
Thaten besser als durch Worte geschehen könne, und die 
Veröffentlichung, dass die Entlassung gewisser polnischer 
Arbeiter auf Veranlassung der preussischen Ktgienuig in 
Folge ilires Hasses gegen die Polen, stattgefunden liabe etc. 
als von liini eiclienil anrei/janlem Oliarakter angesehen worden, 
um in das Gebiet dieses Gesetzes zu fallen. 

Die Klassen der Bevölkerung, „classes de la societe'*, 
wie es in dem französischen G «'setze stand, welchem das 
deutsche seinen Ursprung verdankt, die gegen einander an* 
gereizt werden, sind bezeichnet worden als „die auf dem 
Boden der Gesellschaft emporgewachsenen, nach Besitz und 
Beruf, Beschäftigung und Gewerl)e, Bildung und Herkommen 
geschiedenen, natürlichen Gliederungen des Volksoiganismus.** 
Diese Klassen sind auch als „soziale (Jegensätze" l)L'zeichnet 
worden, von welchen es wiinsclienswerth ist. d^ss sie im 
Interesse des sozialen Fiie<lens. ni'-lit gegen eiuandei' auf- 
geregt und verschärft werden '). rsiclit allein Einzelne, welche 
verschiedenen Bevölkeruvmsklassen angehören, sondern die 
Klassen selbst müssen zu Gewalttliätigkeiten der einen gegen 
die andere Klasse angereizt werden^). 

Ausser den Polen und Deutschen, die schon erwähnt 
worden sind, können andere Klassen dieser Art, welche nicht 
in nationaler Beziehung getrennt sind, noch sein: die be- 
sitzende Klasse, l'roletarier, Bourgeoisie, die in einer be- 
stimmten religiösen Cunfession vereinigten Pei'sonen, wie 
Juden, Altkatholiken etc.') Ob poliiisclie Parteien, wie 
Sozialdemokraten, National Ii beral^^ etc. hierher gehören, steht 
in Frage'). Solche Ausdrücke, wie „die üeaktion", die „Un- 
gebildeten" etc. sind nicht bestimmt genug, um eine Klasse 
auszumachen^). Die Bezeichnungen „Regierung^ und ^Re- 

1) Erk. V, 4. Jau. 1892 R 22 S 293. 
') Erk. V. 23. Sept. 1887 H. 9 S. 468. 

Vorfi;!. Ol.-hauson zu § 180. 
K 22 S. 2'J3; Vorj^I. Hei ner ötrafrecht S. 895. 
^) Berner Strafrecht b. 395. 
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j^erende" haben, wie beliauptet worden ist, zu selir den 
Charakter einer „vagfen Abstraktion", um hierher gezählt 
werden zu können Es wird weiter von dem Gesetz ge- 
sagt, dass es nidit eine Anreizung zu bestimmten Gewalt- 
tbätigkeiten erfordert^). Eine allgemeine Anieizimg kann 
genügen. 

Für ein solches Delikt in den Spalten einer Zeitung ist 
eine Geldstrafe bis zn 600 Mk. oder Geföngniss bis zu zwei 
Jahren festgesetzt^). In Zeiten drinjgfender Gefahr ist vor- 
läufige Beschlagnahme olrae richterliche Anordnung erlaubt^). 

VIII. Erdichtete oder entstellte Thatsachen. 

Eine Zeitung darf nie)>.t yeröftentlicben erdiclitete oder 
entstellte Tiiatsachen, wissend, dass sie erdiclitet odt^- ent- 
stellt sind, um dadurch Staatseiiirichtungcn oder Anorduuugeu 
der Obrigkeit venu liilicb zu machen^). Dies ist eine Ver- 
ächtlichmachung lebloser Dinge, geiude wie verleumderische 
Beleidigung eine solche Verächtlichmachung von Personen ist, 
und es ist im Allgemeinen in dem einen Falle so schwer wie 
in dem andern, festzustellen, worin die nothwendige Herab- 
würdigung besteht. Gerade wie bei der persönlichen Be- 
leidigung setzt diese Form die l^nwalirheit der behaupteten 
Thatsachen und den Unistand, dass sie in der Kenutniss 
dieser Unwalirheit ausgesprochen wurden, voraus. .,Ei'diclitete 
oder entstellte Thatsachen", welclie das Gesetz verlangt, be- 
deutet, dass sie so dargestellt sind, dass sie entweder in 
allen Theilen der Wahrheit entbehren oder in wesentlichen 
Punkten vom wahren Sachverhalt abweichen®). 

Das Gesetz erwähnt Thatsachen und nicht Kritik und 
ITrtheile. Die letzteren sind noch straflos. Die Grenze 
zwischen beiden, die thatsächliche und die nicht thatsächliche, 



1) E 22 S 293. 

2) R 8 S 109. 

») St G. B. § 180. 
*) Pressgesetz § 23. 
*) Str. G. B. § 131. 

OppcJihoff SU § 18J No. 8. 
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kfl^tBi wie es seheint, wie M der fieleidigang- festgestellt 
%c^iiä«li. <IÜe i^erichte jedo(jli Imben sieli hiemvf verschiedene 

und verwill ende, abstrakte Gebiete veiint, um ihie Defini- 
tionen zu suclieu. Kine Thatsaclu' kann, wie sicli aus ihren 
Eutsclieidungen sdiliessen lässt, zwt^ierlei Art sein, entweder 
eine innere oder eine äussere. Der Begritt' heisst es, nmfasst 
„tiiciit blos die, in die äussere Erscheinung tretenden Ereig- 
nis^, sondern ebenso auch die sich im Innern des Menseln 
i^lzi^endeti Yot^nge, wie Beweggrftnde, Absichten tmd 

Eine Entscheidung hat letzthin erklärt, dass nnter That* 
sachlft ttul* „efne Begebenheit, ein konkreter A^organg m ver- 
Btehen sei, welcher in der Vei guugenheit oder Gegenwart in 
idte Ersfiieinung getreten und dadurch Gegenstand der Wahr- 
nelunung geworden ist. Innere Vorgänge, deren Dasein und 
Art dargethan und damit wahrnehmbar gemacht werden kann, 
Sind daher ans dem Ivreise der Thatsachen nicht au^^geschlossen, 
•^6UI aber alle Eiig<ebnlB8e abstrakter SchlussfolgeniBgen^*). 
Als % in einem Zeitnngsartilcel behauptet wnrde, dass 
;^lhiBbhe Atheiter <in den Bergwerken dnroh die preaSB. Re- 
gienn^, ireg^ ihres Minden Hasses gegen alie Polen, ent- 
lassen worden seien, so wurde dies als eine Thatsache angesehen 
weil das innere ISFotiv, der .-ingebliche Hass, diesen (Charakter 
trug^). Als im Gegentheil eine Zeitung behauptete: „Ohne 
Besitztlium ist es nicht leicht möglich sich Recht zu ver- 
schafften*', „die jQiistea sind die Diener der Reichen" etc, so 
iwnrd^ di^ Aessefmngen nicht als bestimmte Tliatsachen, 
sondern nur als allgemeine Urtheile betrachtet» weil nicht 
'g^ösagt Ivördeki ^ar^ dass die Bechtsnngldchheit auf positive 
'^l^itohnnmisse ^) '^icfh grftndiete. 

• ' Als Sefamtptung einer l^batsaohe kann das Behaapten 



') Erk V. 9. Fobr. 1886 R. S S. U9; Erk. v. «14. JttU 1860 R. 2 
S. 197; Erk. v. 8. Marz 18S2 R 4 S. 232; Brk. v. 29. NoT. tSS? R. 9 
S. 674 und B. 16 S. 806; Vergl. Olshausen § 181. 

S) Erk. V. 18. Oct 1891 B 22 S. 158. 

^ R. 8 8. 109. 
B. 22 8. 158. 
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(?. B« Vilii^^.i4cUtiuig) sowie Folgen ^hs (lieser i^eibelialtiip^ 
gemeint sein*). la dei- Behauptung von Zuständeu sind die 
Behauptunj^en von Thatisachen zu finden, wemi diese Zu- 
stände als die Resultate einer gleiclnnässig^.^,,Ääj:k,s.tj^tjg \Xipji|f|:r 
JipJeij4Äfi '4:ifäl,igkeit hingestellt sind-). ... . .j.,,,.,^^ 

Der Gegenstand der VerächÜichmacUang nifn^.xPWI^ 
eine S^aitaeftineUung^ otler^iiiei 4n9D{tnnDg.iißr Qt^plg}^ sein. 
Als Slaats6ioiäcbta&g0B ain«l geroGlmst i9iOf)i«»i:. «41« Müllem« 
dauernden: :B6standthefiie der Verfitssmig und .yjevuf altupg, mit 
welchen der specielle Staat sich einrjühtet; jene auf Erfüllung 
des Staatszweckes hinzielenden, für die Dauer be^tijnniten, 
urganibchen Schöpfungen auf irgend einem Gebiete dei- staijiL- 
Ikhen Thätigkeit" ^j. Solche sind: das lleichskanzleramt, der 
'Bunde6raÜi,..der. Beichsta^:^), Staatslehransti^tei^.jÄMlji^^^'wesiefi 
ete.: eta. . Was nui- Bestandtheile d^.^Ugemein^ upeftfifJ'^cfa^ii 
KtltnveuBtftnda sind, sind, nipbt; £lto9lt«»ilUV^M^|Wg]|Qn^;W^^.:^h^ 
«Bd' flaBNliB^ HiB Civilehej la» Inftd(i«lb!d^.9ta^s ju^^ 

eine soüelie'Eiitt-icktiing» und mm.dwftiv» Afig^jnmi^im^i 
dass nur, so weit der Staat Institutionen dieser Art zur 

Gnmdlage bes<)nderer, ui manischer Schöpfungen macht, 
solciie unter diesen Schutz koiumen^). Privat,eigit!pUi^m ist 
-aus demselben ( i runde .keine Staatseinrichtuug °). 

Unter Anordnungen- dxtt* ObrigiEcit» welche auch besohütet 
-sidd^ venteht manindfatniir Anoirdnungän £är einen, besttttuteii 

joder. eine' bestimmte Pevson,. wfenn z. 'B. 'ddr AusdnMfc 
im Gegensätze Gesetzen und yer4)rdnan0en, .witt bei' §.lJbO 
Btr.-G.^'Bi: gebrauclit wird^). Dies soll augenseludnlicb, >^ 



' • ») Ct. A. 24 S. 181. .; 
-) Opponhoff zu § 131 No. 2 und dort gegebene Anführung. 
EiK V. ü. üct. IbÖl E. 22 S. 2ö3i Vergl. Üppenhoff zu 131 
No. 14; Liazt Strafreclit S. 560. ' " 

<) Der Bundesrath, Reichstag und andere gesetzgebende Ver- 
sammlungen kdnnen auch beleidigt werden. Siehe oben 8. '29. 
*) B. 22 S. 25U. ' ' 

<) Ebenda. 

^ Vergl. oben 8. 46 f. 
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allgemeinen Gesetze und Verordnungen nmschliessen, znr selben 

Zeit seine Kraft in Beznp: auf erlassene Verwaltnn«:sacte für 
einen bestinmiteii lall oder eine heslinnnte Peison M aufrecht 
haltend. Veifiignn^en . welche nur den innern Gescliäfts- 
verkehr einer Behörde betreffen, wie z. B. amtliche Korre- 
spondenz etc. sind keine Anordnung der Obrj;srkeit im Smne des 
Gesetzes*). 

Zwischen Staatseinrichtangen nnd Anordnungen der 
Obrigkeit, welche dem gesammten deutschen Reich oder den 
einzelnen Bandesstaaten angehören, gibt es keinen Unter- 
schied'). Staatseinrichtnn^n oder Anordnungen der Obi-igkeit 

einer früheren Kej2:ierung: , welche zu der preg-enwärtigen Re- 
gierung in gar keiner Beziehung stehen, kommen nicht unter 
den Schutz des Gesetzes "*). In allen Fällt 11 iiiuss eine Kennt- 
niss der Unwahrheit der Mittheilungen vorhanden sein. Es 
kann daher zuweilen einer Zeit im von Nutzen sein, im Falle 
sie einen Wiederabdruck macht, die Qu'slle anzugeben. Das 
Strafmass föi* Verächtlidhrnachnng dieser Art ist Greldstrafe 
bis zu 600 Mark oder Greföngniss bis zu zwei Jahren^). 

IX. Vorspiegelung falscher Thatsachen. 

Es ist verbf)ten Publikationen zu machen, welche geeignet 
sind, Deutsche unter Vorspien;elun<( falscher Thatsachen oder 
wissentlich mit unbegründeten Angaben oder durch andere, 
auf Täuschung berechnete Mittel zur Auswanderung zu ver- 
leiten. Das Gesetz konstatiert, dass es nur diejenigen be- 
lühren soll, die es sich n^vmx Geschäft^ machen, ein Umstand, 
welcher schwer zu erweisen sein muss. Diese Worte sind 
auf verschiedene Weise ausgelegt worden. Von Manchen ist 
daflir gehalten worden, dass zu dem Begriff Geschäft zwei 

1) Vorgl. Olahausen zu § IBl No. 9; K. 8 S. 426 und E.4 S.297; 

K. S ö. HC; K. 1) S. 674 und Iv 16 S. 3G8. 
-') Ktk. V. 2. Juni 1892 E. 23 S. If)?. 
8) Erlv V. 2. Miliz 1891 E. 21 S. 395. 
*) Krk. V. 29. Nov. 1887 Ii. 9 Ö. 674 upd 16 S. 368. 
») Str.-G.-B. § 131. 
«) Str. G. B. § 144. 
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Begriffe nöthifj- sind, eine Wiedel oder Fortsetzung des 
Handelns und ein Vortlieil oder liolinung; auf V^ortheil Es 
könnte scheinen als ob die letztere Bedingung fehlen dürfte, 
da die geschäftsmässige Verleitnng nicht nothwendiger Weise 
gewerbsmässig ist. Der Begriff von einem systematischen 
Betrieb jedoch scheint mehr erforderlich, obgleich eine Einzel- 
handlung mit der Absicht sie zu wiederholen, der Anfang 
eines Geschäftes sein kann^). Jedenfalls können die in dem 
Gesetz enthaltenen Verbote die Zeitungspresse berühren, 
da Beridite über fremde Länder, entweder für Geld im 
Tnseratentheil , oder unentgeltlich unter den Neuigkeiten 
veröfientlicht werden könnten, welche unter diese Klasse 
kommen würden. Am waln s( heinlichsten wurde dies r.atürlicli 
im Inseratentheile einer Zeitang vorkommen. Solche fälle 
könnten, wie es scheint, durch die Anstrengungen der Koloni- 
sationsgesellschaften, Auswanderer anzulocken und von Arbeit- 
gebern, um Arbeiter zu erhalten, hervorgerufen werden. Die 
systematischen Versuclie von Seiten einiger gewissenloser 
Leute der Süd - Staaten der Vereinigten Staaten von Nord- 
Amerika, die Neger zu veranlassen nach der afrikanischen 
Kepublik Liberia auszuwandern, dürfte nach des Verfassers 
Ansicht, hierher gehören. Hinreichend zur Verleitung ist: 

1. Die Vorspiegelung falschei* Thatsachen. 

2. Wissentlich unbegründete Angaben, d. h. allgemeine 
Versicherungen, Anpreisungen etc. 

3. Andere auf Täuschung berechnete Mittel, was auch 
dn Brforderniss von allgemeinem Charakter und aufgefasst 
worden ist, als die Unterdrückung wahrer Thatsachen ma 
z. B. hinsichtlich des Klimas*) einschliessend. Ein einfaches 
Unterlassungsdelikt außsustellen wäre gewiss, in Beziehung 



1) John in Holtzeiidorr.s Handbuch für ötrafrecht. Bd. III ö 210 
Für andere Meiniinfjrsphason in Bczii^ auf dir'soti Gegenstand siehe 
Rubo S. 641; HUlachner, Deutechos Jätratrecbt Bd. 1 8.546} Meyer, 
Strafreeht S. 785. 

2j Oppeiihotl' zu § 1 14 

«) Meves in Hülzendorü' ä Handbuch für Stratrecht Bd. IV S. 336. 



Digitized by Google 



— ©0 — 



auf eine Zmtmg^ unmegilielij Qicines 0esetis gvüvAcil ^ »iPf 
die Pilioht, die dem Sdaibte* obliegt, soweit' es in: sfdner Mstic))4^ 

stellt, seine eigenen Angehörigen zu schützen. Wenn es aucli 
nicht gerade eine ßescliränkung der freien Auswanderung 
wird, basiert e^i doch auf dem Gedanken den Staat seihst 
gegen einen unnöthigen V^erhist seiner Wehrkraft, sejnes 
Kapitals und se^er ArU^tskräftß .zu beschützen '),.:■ 
Delikt wird' mit Qe^ix^ws^. von .^^qirMoQat Ins j^ifKil 

X Fulacl^Q öffe^itliche, Bj^.kftnntin,^<f^ii;tifi:en 
zum Yortheil von A ktieno^nternehmiingen'}. 

1. Eine Zeitung darf nicht öttenthche Bekanntmachungen 
ersclieinen hissen, die wissentUch talsche TJiatsachen vorsiiiegeln 
oder walne Tluitsachen entstt^hen. um ziu' l^etlieiligung an 
einem Aktiennnternehmen zu bestimmen''). Dies Dehkt ka|xn 
am Idiehtesteu dui'dti den Ins^ratentheil der ^Qijl*ung begang^ 
wer^fin« Da der vernntwortUn^he Bad(^k|i$i^ Qi];,.|i)te .y,^i)^- 
SQhceitongea 4ie sic)i. auf den Jnlfalt ^ l^eitmig^; eiD^o)iUe{i{$V(^ 
des. Inßqr^ntlieils .iprQnden, verant^wortUc^ i^, w^r^^ jer 
natürlich auch hißr iwii^ntwortlich sein, ^s, gilit jed^ .^n 
diesem Pupkte Modifikationen, die dem liedakteur zum Vor- 
theil gereichen. Soweit die „öllentlichen Bekanntmachungen*' 
in dem Inseratentheil erscheinen, ist er nicht als Thiiter^) 
strafbar, sondern überlässt diese Stellung , im ötrafrevh.t d^jm 
Verfasser des Inserates, wenn: 



1) Vgl. dasselbe. ' • • . 

3) Str. G. B. § 144. 

Vergl. Hoiiiginaiin, Die Verantwortlich koit des Kedakteurs, 
Breslau 18S5; Kommentar zum Allgem. Deutschon Jlandelageaetzbuoh 
V. An.schütz und Voldorndorff, Supplemont - Band, Erhingen 1885 
S, 860 f.; Kommentar zum Handelsgesetzbuch von Pucheit. Supplement. 
Dritte Ai#vgc. Leidig ^ 89^ 3. 017 f. ; ..... 

. *) UandelijgesQUbuohi Art. SA9 A> ineuer Äilikel ^ingiBtlllift 
4aToh da» ßosQti^ betreflviid <^<^ Jj^oif numdiit - Q«|»oÜB(^a(tei|i. «^f 
Aktien und did Äktiengesellsehaften vom 18. Juli I^M, . , 

HandeUgesetzbuch Art. 249. Biiu^ AttafU^iMV^. • § «SO deq 



Digitized by Google 



— 9d 



• jBi) N;ime letzterem untea* dtii Bekauntmacbapg: 
steht,/ 

b) der letztere im Bereiche der ricUterü^n. Gewalt 
^P9ß. deutschen 3MXi4es$|^ates sich beti)i46t. 

i)Wti«f^ wanden. Wen» dieae Bc^lngmigett fdUeiH ')»1en»t "die 
YiWfintmr^iehJult ftHS Bßdaktem« ganz ungenacbiiiftleirtk iEr 
ist daber^gmizlich verantwortlich^ wenn. 4i& B^ikannjhliaieiittng 

im redaktionellen Tlieil der Zeitun«- geschieht. Dies bleibt 
der Fall, einerlei, ob die Bekanutmachung- den Cliarakter 
einer Annonce trägt und »leich einer solchen bezahlt ist, oder 
nicht?).. . Es bleibt auch d&s^lbe iu jedem Falle, wemi der 
•Yerfas$0P d«ß Insei ates nicht uater .df^ao^^elbea j^enanut ist, 
j#)b80. ymatand iu einem Midern ^Theil der .^ei- 

4ttng 9tk!^ just; an^h wem. clier Yenfiisser einen felsdhen 
.}il»mep giei2l^»befi hat^). ; / 

'• 2. Die Zeirung darf weiter nicht in betriiireiischer Ab- 
sicht, airf* Täuschung berechnende Artikel verüüentlichen, um 
ävif den Knrs von Aktien einzuA\irken*l. Hier ist es nicht 
iiiMliig-, dass d^r betrügeiisehe Artikel wirklich das Resultiat 
iBirssilflte/cSne Wnsebimg bevpirken:* fis genügt, wenii er, 
dein Wm^iiat des Oesetzes gemäss, „dazu berechnet isit^). 

Das Strafmass für ein jedes der beiden Dehkte ist Ge- 
fängniss bis zu einem Jahre und zugleich Geldsti-ate bis zu 
10000 Mark^). Zugleicli kann auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. Im Falle mildernde Umstände 
Torhanden sind» kfm 4ie Strafe ausschUessUqU aiis wer Geld- 
strfkfe l)9«tehep, • . . 



Dies kommt g:omf\ss § 21 des rropsfrenetzes vor.; v<4f flonig- 
^fkUh, Dio Veraiitworiliclikt'it des Ked^Jt<eur§ ß, )ld5. • • . 

. • -) ruchelt s Komaientur 6i>U f. .; • • . 

3) Puchelt's KommeDtar S. 621, AnschUtz und Völderndorifs 
Komnieiitur S. SQ2. ■ • • • . ■ 

*) Puchelfs Konraentar 8. 628. . . 

<) HaudelsgeBetsbvcb Art. 249 d. . , . / 
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XI. Best i IM niun o ülier Arbeiter oder Arbeitgeber. 

J^estimmuiig od» r Yei-siicli zur Bestimmung eines Andern 
dnrcli Drohungen, durch Ehrverletzung oder durch Verrufs- 
erkläiUDg, in Verletzung des Hechtes der Koalitionsfreiheit, 
weiches für Arbeitgeber und Angestellte existiert, in Bezug 
auf Verabredungen und Vereinigungen zum Behnfe der Er- 
langung ^'ünstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen, insbesondere 
durch p]instelhnig der Arbeit oder Entlassung der Arbeiter^), 
sowie eine Verbiiulei iiiig oder ein Vei-sncb zur Verbindernng 
eines An(b*rn an der Tlieilnalnne, oder von dem ungeliin(U'rten 
sich zurückziehen von einer solchen \'eral)redung, ist strafbar. 

In diesen Zeiten bitterer Arbeitskänii)fe kann die Presse 
in diesem Punkte mit der Regierung in Berührung kommen^). 
Zwang oder Nöthigung ist nicht erforderlich, nur eine Thätig- 
keit, welche bestimmt oder versucht zu bestimmen*). Eine 
Ehrverletzung, durch welche die Bestimmung bewirkt werden 
kann, nimmt theil weise den Charakter einer Beleidigung an, 
wie in §ij 183—87 des Str. (t. B. Ueide Delikte können 
gleichzeitig vorhanden sein, eine l^eleidiGung und eine Ein- 
wirkung auf die Willensbestimmung eines Andern''), Eine 
Verrufäei'kläi ung ist eine solche Erklärung, die einen Andern 
in einem unwürdigen Licht unter seinen Standesgenossen dar- 
stellt '^j Die Strafe für dies Delikt ist Gefängniss bis zu drei 
Monaten^). 

XLL Aufforderung zur Anwendung von 

Sprengs tof f en. 
Aufforderung zur Anwendung von Sprengstoffen, oder 
Verabredung für einen solchen Zweck sind verboten. Dies 

1) Gewerbeordnung § 153. 

2) Für einen solchen Fall siehe G. A. 37 S. 37fi. 

3) Für den Unterschied zwischen § 153 der Gewerbe-Ordnung 
und § 24U des Str. G. B. siebe R 10 S. 61 ü auch Oppenhoff zu § 240 
No. IB. 

••) M( \ CHI. Strafbcstinimunji^cn der Gewürbeordiiun«; S. 684. 
Kayser, Kommentar zu § lijJi No 8; Mevea Strafbestimmungea 
der Gewerbeordnung S. 685, 
*) Gewerbeordnung § 158. 
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ist eine Eiiiscbränkung, welche bofientlich voü wenigen Zei- 
tungen ernstlich empfunden winl. doch mnss sie hier erwähnt 
werden, um unsere Klassifikation zu vervollständigen. Die 
Strafe besteht in Zuchtbans. Es gibt eine äbniiclie Strafe 

für die Anpreisung dieser Dinge uii<l ihre Darstellung als 
etwas Kühniliches 

XIII. A u f f 0 1- (1 e r u n f?- zu r A u 1' b i- i n g uii g von 
e r k n n n t c n ( i e 1 d s 1 1* a f e n. 

Eine Zeitung darf nicht öffentliche Autforderungen er- 
gehen lassen zur Aufbringung der, wegen einer strafbaren 
Handlung erkannten Geldstrafen und Kosten^). Berichte 
über den Empfang der zu solchen Zwecken gezahlten Bei- 
träge sind ebenfalls verboten. Die Theorie ist hier diese, da.ss 
die verui'tlieilte Person ihre <'i<:;('ne Strafe bezahlen soll und 
dass die \'ereitelunu- der Endzwecke der Justiz dureli irgend 
welidie njlgliche Denionstratitnien durch die Presse, verliindert 
werden niuss. rnzweifelhaft wird dabei besonders auf Press- 
vergehen gezielt, um einen, zu einer hohen Strafe verurt)' eil- 
ten B^dakteur daran zu verhindei*n, an das Publikum als ein 
Opfer der Verfolgung von Seiten der Regierung zu appel- 
lieren. Die Grenzen der Pressvergehen sind jedoch nicht in 
der Wortfassung der Vorechrift enthalten Bs wird gesagt, 
dass Aufforderungen zu Sammlungen von Geldern fiir die 
Unterstüt/iuig der bedürftigen Familie des Veiiirtheilten straf- 
los bleiben''). Dies ist keine Einschränkung der Zeitungs- 
thätigkeit auf einem Hauptgebiet. Die Strafe für die Ueber- 
tretung dieses Gebots ist Geldstrafe bis zu iOOÜ Mark oder 
Haft oder Gefängniss bis zu seclis Monaten*'). Geld oder 
Gelueswerth, wenn solches vorhanden, welches schon ein- 
gegangen war, ehe die Behörden das ungesetzliche Yeifahren 



>) Gesetz gegen den verbrocberitfchen und gemeingefährlichen 
Gebrauch von Sprengstoffen v. 9. Juni 18S4. 
S) Pressgesets § 16. 

3) Für Gründe hierzu vergl. Marquardaen §98} Thilo S.51, 
*) Kayaer, Pressrecht § 612 f, und Andere. 
^) Presegeaetz § IS. 
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der Sammlimgr fttr verAkHen erU&ren ' 

• 4 

XIV. Grober ünfngr. 

T)oY Soor. „Grobe rnfug" ist eine Art zurückGfeltliebener 
Massre;,^'! ^egeii die Zeituii,':;spresse, welche uiufiussend genug 
ist, gewisse Bescliuldiguugeu wegen übler Thätigkeit eiiK^u- 
begi'eifen, die nicht unter die specieilen und strengeren vor- 
hergegangenen Strafbestimmungen gebracht werden kqnnen. 
Sie ig^ndet sidi auf § S60 Zi£ 11 des Sti". G.B., welcher 
bestraft, ,,wer ttngebübrücher Weise rahestörenden Lärm er- 
regt (Mlter wer* groben ITnfng verfibt.*' 

Der A'erfassei-, als .Journalist, erlaubt sicli es hütlich ab- 
zulehnen, ernsthaft ein Gesetz zu besprechen, das von den 
Gerich tshöi'en so ausgelegt worden ist, dass es seineu Beruf 
auf dieselbe Stufe stellt mit dem anstössigen Bellen eines 
Hundes, einem falschen f^euerlärm oder der öffentlichen ,£nt- 
blössüng der Geschlechtstheile. Bs ist dies eine Audegung, 
welche von fast allen Kriminalisten als geföhrlicli und jiri^ 
angesehen wird^), obgleich dies für die Sache des Journalismus 
wenig zu bedeuten hat, da das Reichsgericht und seinem Bei- 
spiele folgend, auch die niederen Gerichtshöfe zu wiederholten 
Malen darauf bestanden haben, dass die Zeituußf dies Delilyt 
in ihren Spalten begehen kanu^j. 

Ein »grober Unfug^' soll in einer. Belästigung, od^ Bo- 
nnruhlgung des Publikums bestehen,. Das Beiphfiig^ipht, er- 



1) Proösgesetz § 16. ■ 
2| Liazt, Strafrecht S. üüö; Berner, SrratVeclit S. Vü2\ Meyer, 
Strafrecht S. li'2u- Ulshauseii S. 13U2. \er^i. Hacke, Dur ^robe üu- 
fug, Leip/Ay, Ib'Ji; Frank G. A. 84 8. 146, 86 8.267, 88 8. 413; Öillt- 
scheweki U. A. 39 S. 129; v. Bar, Gerichtssaal, Bd. 4 S. 429; Rudorf^ 
SU § 860 No. 21. 

*) Erk. V. 8. Juni 1889 ß t9 S. 291; R 10 8. m; R 9 d. 82(8; B 16 
B. 98; O. A. 87 8. 68 u. 8. 197 mit Referensen, die in den umCwsen- 
den. dort gegebenen Anmerkungen, enthalten sind. G. A. 88 8. 74; 
G. A. 80 S. ISOu. 181 Vorgl. auch G A 37 S. 2IG. Unter den neueren 
Entscheidungen siehe Erk. v. 5. Juui 1894 E 25 S. 404. 
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kIftH die Yenmnftgrfinde, durch welche es zu seinem tlesnltat 

gelangt, wie folgt: 

,.Es ^ird sich schwerlich ein Grnnd findeti lassen, wes* 
halb es zwar als grober Unfug gelten soll, muthwillig und 
frevelhaft falschen Fenerlärm 7A\ erregen oiUm- sonst eine 
Panik hervorzurufen, eine andf^iv Beuitheilung aber eintraten 
Soll, sobald eine Druckschrift, ein Flugblatt oder eine Zeitung 
frtvolenveise erfundene Nachrichten sensationellen Grepi'äges 
nnter das Publikum wirft, welche dazu angethati sind, Ve^ 
wimmg, Bestürzung, Tumult in den Massen des letzteren tk 
veruvsadicn. Dass ein beschriebenes oder bedrucktes Blatt 
Papier noch nicht als solches abstossend wirkt, sondern enst 
näher angesehen und gelesen werden mnss, ehe sein Inhalt 
zum Bewnsstsein des Publikums gelangt und als Unfug er- 
kennbar ^vird. cutliält iiiclits wesentlich unlerscluMdcndes" \). 

Das Delikt des ..groben Unfugs" bei Zeitungen soll im 
Allgemeinen in der Unwahrheit, der sog. rohen Bes( liimpfiiiig 
und in Unanständigkeit liegen, die noch nicht die Ötufe> der 
Unsüehtigkeit erreicht hat. Andere Veröffentlichungen ^«>er- 
scMedener Art sind jedoch auch zu dieser Klasse geaählt 
Werden^. Die Strafe fttr „gi*ohen Unfog** ist 150 Mark 
od«»' Haft*). 

XV. Berichtigungen. 

Kine Zeitung muss unter gewissen Umstünden Bericliti- 
Runfren eischeinen lassen^). Hier, in diesem Kai»itel bezüg- 
lich der verschiedenen Vorschriften über den Inhalt der Zei- 
tung, überschreiten wir jetat die Grenzlinie und kemmeniami 
^em Gebiet dessen, was dne Zeitung nicht wi'öifBntlichen 
itarf, in da^nlge dessen, was sie veröffentlichen muss. Wenn 
w^efn einer in ihren Spalten ei*schienenen Mittheihing di^ 
Betheiliglen in dem Falle es wünschen, zwingt der Staat die 
Zeitung, eine Entgegnung auizuiiehmen. Dies geschieht je- 

*) E 19 S. 294. 

«) Biehe s. B. den sohderiMireti iii 6. A< S9 8. 181 erwfthilten Fall, 
<) 8tr. G. B. § 860. 
4) Preeagmets f 11. 
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doch nur bei Erfällung gewisser Bedingungen. Von Seiten 
des Tlieiles, der die Berichtigung zu machen wflnscht , mnss 
Sorge getragen werden: 

1. Bass er ein Betheiligter sei. Das Gesetz schreibt 

vor, (lass ein solcher Betheili<?ter entweder eine öffentliche 
Beliürde oder eine Piivalpeison sein kann, was ancli »Mne 
juristische Person einschliesst \). Als ein ]^)et]ieilig-ter ist jedttr 
zu beti'achten, welcher durch die Miltlieilung der Zeitun«^ 
unmittelbar oder mittelbar betroffen wuide, und deshalb ein 
Interesse daran hat^). Dieser Begriff kann daher die Be- 
amten einer Korporation, Kinder, Eltern, Freunde, Erben etc. 
umfassen. Der einzelne Fall allein kann entscheiden'). 

2. Die Mittheilnng, die er zu berichtigen wünscht, mnss 
thatsächlicher Natur sein, Kritik und Urtheil bleiben frei. 
Die Betlieilif^-ten haben das Entgeg-nun<^srecht nur, was 'IMiat- 
sachen bctrillt. Die genaue Gienzc zwischen rrtlieil und 
Tliatsache zu entscheiden, dürfte jedoeli eine ebenso scliwierige 
Sache hier wie bei anderen Paukten im Pi essreclit sein. Eine, 
vor Kurzem getroftene hierauf bezügliche Entscheidung, dass 
nuter thatsächlichen Angaben zu verstehen seien «bejahende 
oder verneinende Mittheilungen über äussere, mit den Sinnen 
wahrnehmbare Ereignisse" stellt das Ganze in ein ausser- 
gewöhnlich klares und einfaches Ucht*). 

Zur Bedingung der Thatsiiclie ist es hier einerlei, ob die 
Mittheilung, in welcher sie vorkunnnt, eiue eigene ist, d. h. 
durch die Schreiber dei Zt itiiug selbst gemacht, oder ob sie 
eine Wiederholung von Thatsacheu ist, die durch Andere aus- 
gesprochen wurden. Ein, in einer deutschen Zeitung er- 
schienenes Teiegramm aus Rom, gab Erklärungen des Minister- 
präsidenten Crispi, wieder der Angriffe gegen gewisse Spe- 
kulationen zum Nachtheil italienischen Kredits erhoben hatte. 
Diese vei*öffentlichten Erklärungen Crispins in einer deutschen 

V Thilo S. 38; Kayser Pressrecht S. 688. 
^ 6. A.89 S.8i5. 

') Schwarze S. 64; Lisst» Pressrecht 8. 95. 

*) ü. A. 8ö S. 4(;(>. Lizt, rrpssrocht S, 98 gibt eine viel libera- 
lere Auslegung ttbor Tiiatsacho» und ihre möglichen Formen. 
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Zeitung wiinloii. als einer Berichtignno^ bedürfend, angesehen 
Im Fallo des \Viederab(lrn('k(;s eines Artikels kann der Be- 
tlieilij>te sein J^('ri('htig*unj,^^itMiit bei jeder Zeitunsf geltend 
machen, in welcher die Anstoss gebenden Thatsachen er- 
schieDen, ganz einerlei, ob in dem Abdruck die erste Quelle 
angegeben ist oder nicht Es ist niclit erforderlich, dass, 
bei Veröffentlichnng dei* Thatsacben in der Zeitung der Be- 
theiligte eine Beleidigung oder selbst einen Angriff erlitt'). 

Thatsachen müssen Thatsachen ent^eg-engestellt werden. 
Der Betheiligte antwortet auf Tl)atsac]ien und in seiner Be- 
ric]iti^>'Uiif,^ darf er seinerseits aucii nur Gebraucli von that- 
sächlichen Angaben iiiHchen. Wenn Thatsache und Urtheil 
durcheinander gemischt sind, so ist es nicht Pflicht des Re- 
dakteurs, sie zu trennen und die eine zu drucken und das 
andere znrttckzuweisen^). 

4. Der Einsender ehier Berichtigung muss seinen Namen 

dazu unterzeiclnien. Das Gesetz verlangt nicht von dem Re- 
dakteur anonyme Berichtigungen anzuerkennen. 

5. Der Einsender muss weiter von seiner Berichtigung 
Ausdrücke strafbaren Inhalts, Beleidigungen etc. ausschliessen. 
Also ist auch eine Beleidigung gogen den Redakteur aus- 
geschlossen^). 

G. Die lierichtigende Pei'son muss ihre Entgegnung, wenn 
sie dieselbe kostenfrei wünscht, auf den Kaum der zu berich- 
tigenden Mittlieilung beschränken. Dieser wird daher nicht 
durch eine Abmessung des ganzen Artikels, in welchem die 
Thatsachen angefülfrt waren, berechnet, sondern nur desjenigen 
Theiles desselben, welcher genau genommen die Mittheilung 
enthielt. Wenn seine Berichtigung diesen Baum fiberschreitet, 
muss er die „fiblichen Einrttckungsgebfihren fOr die hinaus- 
gehenden Zeilen** bezahlen. 



») G. A. 38 S. 460. 

■-') Liszt, Pressrecilt S. 97; Schwarze S. 52. 

3) Schwarze S. 52. 

^ Lust, Pressrocht B. 96. 

<) Schwane 8. 56. 
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7. Der Einsender sollte, wie es scheint, seine Entgegfnnngf 
möglichst bald nach dem Erscheinen der Mittheilnng, die er 

zu berichtigen beabsiclitigt, einreichen, da die Theorie von 
dem Berichtignngsrecht darin besteht, dass sie ein rasclies 
Mittel gegen die Verbreitung von üuiichtigkeiten bieten solP). 
Die Einsendung ist jedocli an keine Frist gebunden und nuiss 
von dei' Zeitung angenommen werden, wenn sie ankommt^). 

üeber die Sprache, in der die einzugehende Berichti- 
gnng zu halten ist> schweigt das Gesetz auch. Die An* 
wendnn^ einer andei^en Sprache als derjenigen, in welcher die 

Zeitung gedruckt, dürfte ebenfalls den Zweck der Berichtigung 
verfehlen, dass sie nämlich denselben Leserkreis erreichen und 
bt'intliisscn solle, dem die erste Mittlieilung zugegangen. Kine 
Zeitung könnte doch kaum gezwungen werden eine Berichti- 
gung in einer Sprache zu drucken, f ür deren Setzen sie nicht 
das passende Schriftmaterial besitzt^). 

Durch ihren verantwortlichen Bedaktenr hat die Zeitung 
ihrerseits folgende Verpflichtungen: 

1. Sie niuss die Berichtigung, insofern der Einsender die 
diesbezügliclien Regeln beobachtet hat, annehmen und sie ohne 
Einsclialtungen oder Wegiassungen vei'ölfent liehen. Dies be- 
deutet, dass der Text, so wie er vom Einsender kommt, in 
seinem ganzen Umfang gedruckt werden muss und nicht durch 
Bemerkungen, Parenthesen, Fragezeichen oder Zeichen der 
Missbilligung oder des Zweifels .unterbrochen, werden darf. 
Partheiische Angaben im Titel sind ebenfalls unzulässig. Der 
Kedakteur darf in der^^elben Ausgabe eine Ki widei iiiig auf 
die Berichtigung erlassen, und kann ersteie uiiiniilclliar oder 
nach der letzteren eisclieinen lassen, doch niuss die Beiüchti- 
gung selbst nicht unterbruclieu werden. Die Antwort des 



1) Schwante S. 67; B. 24 8. 278. 

^ Schwarze S. 57; Berner, Presarecht 8. 288. Vergl. auch Jelly 
Artikel über PresspoHzei in Stengers Wörterbuch; G. A. 87 S. 87. 

1) Liszt, Preasrechc S. 99; Derselbe Artikel tlber Preespolizel 
in Holtzendorff^s Rechtslezikon; Marquardsen 8. 86; Berner Press* 
recht 8. 286; Kayscr Pressrecht S. 388. 



Digitized by Google 



Ö9 — 

Redakteurs kann natüilich wieder Anlass zu einer neuen Be- 
richtigung gehen. Die Verpflichtungen des Hedakteurs in 
dieser Hinsicht sind dieselben, wenn der Einsender den ihm 
zukommenden Raum überschreitet und für die flberzähligen 
Zeilen die fiblichen Einrttcknngsgebflhren bezahlt. 

2. l)tv Abdruck muss in der nächstfolgenden Nummer 
nach Knjplang der Jk-riclitigung stattfinden, ausser in dem 
Falle, wenn die Einsendung so spät ankommt, dass die Zei- 
tung schon zum Druck liereit ist. Unter solchen Umständen 
muss sie bis zui* näch&tfoigenden Ausgabe hegen bleiben. 

d. Die Berichtigung ,muss in demselben Theile der Zei- 
tung Aufnnhnie finden, in welchem der zu berichtigende Ar- 
tikel erschien und muss in derselben Schrift gedruckt sein. 

4, Die Berichtigung muss kostenfrei gedruckt werden, 
soweit sie nicht den Kaum der Originalmittheilung, die sie 
berichtigen soll, übersteigt. Für die darüber hinausgehenden 
Zeilen kann die Zeitung die üblichen Einrückung^gebühren 
erheben, in anderer Beziehung muss jedoch das Uebermass 
genau wie der kostenfreie Theil behandelt werden. 

Schliesslich jedoch, wer soll der Richter sein, zwischen 
diesen beiden rartheien, der Zeitung und dem Herichtiger? 

Nach Ansicht der Juristen beruht dies üecht der Be- 
richtigung auf einer gewissen Theorie, dass, wer durch die 
Mittheilung betroffen ist, Gelegenheit zur sofortigen Ent- 
gegnung an derselben Stelle and vor demselben Publikum 
haben solle*). Es durfte scheinen, als ob eine Berichtigung 
notlnvendiger Weise etwas berichtigen müsse, aber die Wahr- 
lieit oder Ln Wahrheit der fraglichen Thatsachen ist nicht 
Sache des (Jesetzes. Die Theoiie setzt das Publikum zum 
einzigen liichter der Wahrheit ein. Die Zeitung selbst 
braucht sie lücht zu erfoi'scken. Der Bedakteur kann sich 
weigern, eine Berichtigung aufzunehmen, insbesondere, wenn 
sie nicht von dem Einsender unterzeichnet ist, wenn sie straf- 
baren Inhalts ist, denn die Vei-öffentlichung einer Berichtigung 



G. A. 39. S. 375 und allü Kommeutatoreu. 

7» 
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ändert nichts an sein er Verantwortlichkeit dem Staate ge^fetl- 
üher in Bezii": auf den Inhalt seines Blattes und die andern 
Pressbestininningen und wenn der Einsender sich nicht auf 
thatsäciiUche Angaben beschränkt. 

Wenn der Bedakteur eine Entgegnung in dem Glauben 
ablehnt, dass der Einsender die diesbezüglichen Regeln ausser 
A,cht gelassen hat, so heisßt es, er hat „in gutem Glauben* 
gehandelt, was später im Gericht zu seinem Vortheil aus- 
gelegt werden wird M. Dieser gute Glauben" jedoch erstreckt 
sich nicht auf den Fall, in welclieni der Redakteur glaubt, 
oder vielleicht weiss, dass die J3erichtignnf'- falsch ist-), oder 
auf sonstie e unriclitige Auslegungen des Gesetzes^). Das Reichs- 
gericht hat vor Kurzem erklärt : „Die Berichtigungsptiicht 
ist nur eine formelle, mit andern Worten, die !Frage, ob eine 
Berichtigung aufzunehmen ist» ist von der materiellen Er* 
wftgung, ob die mitgetheilten Thatsachen einer Berichtigung 
bedürfen, vollständig zu trennen^). 

Für Zuwiderhandlung gegen diese Berichtigungsbestini- 
mungen wird der veranwortliche Redakteur mit Geldstrafe 
bis zu 150 Mk. oder mit Haft bestraft. Im Straf urtheil liat 
der Richter zugleich Aufnahme des eingesandten Artikels in 
die nächstfolgende Nummer der Zeitung anzuordnen. Ist die 
unbereditigte Verweigerung in gutem Glanben geschehen, so 
ist unter Freisprechung von Strafe und Kosten lediglich die 
nachträgliche Aufnahme anzuordnen^). Wenn die, von einem 
Richter angeordnete Aufnahme einer Berichtigung einmal oder 
wiedeiiiolt nicht befolgt worden ist, so ist der Redakteur 
wiederholter Strafe unterworfen '^), 



') Pressgesetz § 19. 

2) G. A. 39 S. 876; G. A. 39 S. 197; siehe aueh ;Erk. v. 6. Oct 1893 
E.24 S. 278. 

>) 6. A. 88 8. 460. 

«) Brk. V. 6. Oct 1898, B 24 8. 278. 

Pressgesets § 19. 

«) 6. A. 24 8. 147 ; G. A, 25 a 691. 
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XVI. Amtliche Bekannatmacliungen. 

Eine ZeituDg muss die, ihr von öffentlichen Behörden 
mitg^etheilten amtlichen Bekanntmachungen veröffentlichen^). 
Die Veröffentlichung muss, wie das Gesetz speciflziert, fa, 
einer der beiden nächsten Nummern des Blattes nach Em- 

pfan<? der Bekanntmachungen «geschehen. Für die Verötent- 
lichun<>- erliäli die Zeituni^- die üblichen Einrückungsgebühren. 
Diese Massieoel bietet dem Staate eine Garantie, dass seine 
offiziellen \'erkündignngen selbst in einem Distrikt aufge- 
nommen werden, wo mögliclier Weise die Haltung der Presse 
eine feindliclie ist. Es dürften sich wenig Fälle denken lassen, 
Wo eine Zeitung, wenn sie dafür bezahlt wird, sich Weigfön 
würde, derartige Verkündigungen zu veröffentlichen. Üäs 
Oesetz soll.zu seinem Motiv die Beschützung öffentlicher liiter- 
essen haben ,.gegen mögliche Partheisucht und BössWillig- 
keit."2) 

\\'enn eine Zeitung sich weigert, die Verkündigung eines 
ürtheiis wegen Beleidigung, wie das Gesetz dies vorschreibt, 
aufzunehmen, kann der Gerichtshof dazwischen treten und 
verfügen, das Urtheil in Gestalt einer amtlichen Bekanfat- 
ttiachung zu erlassen, in welchem Falle die Zeitung die Ein- 
sendung annehmen muss. Ein solches Urtheil ist nicht äh 
und für sich eine* amtliche Bekanntmachung. Um unter dfe 
Privilegien dieser Hestimniuiigen zu kommen, muss eine Be- 
kanntmachung wiivh Inhalt, Wortlaut und Form als eine 
amtliche erkennbar .sein'^). Die A\'(meruiig von Seiten einer 
Zeitung eine amtliche Bekanntmachung aufzunehmen wird 
bis zu 150 Mk. oder mit Haft bestraft. Das Strafurtheil 
hat zugleich die Aufnahme der Einsendung in der nächst- 
fo^enden Nummer anzuordnen*). 



Pressgesets § 10. 
^ MarquSFdsen £1 81. 

<) G. A. 27 S. 180; Schwarze S. 49 f. Vergl. Lisst, Pres«recbt 
8. 90, siehe oben S. 82>. 
*) PressgeBotx § 19. 
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XVIL Die Anklagfeschrift eines Straf- 
prozesses. 

Eine Zeitung ist gewissen, bescliiinikenden Massregeln 
betreffs der Veröffentlichung von Bericliten über Gericbts- 
verhandlnngen in Stirafprozessen unterworfen. Das Gesetz 
erklärt, dass die „Anklageschrift oder andere amtliche Schrift- 
stficke eines Strafprozesses durch die Presse nicht eher ver- 
öffentlicht werden dürfen, als bis dieselben in öffentlicher Ver- 
handlung kundgegeben worden sind, oder das Verfaliren sein 
Ende erreicht hat" Hier liat die Zeitung hauptsächlicli zu 
entscheiden, was unter die Bezeiclniung „Anklageschrift und 
andere amtliche Schriftstücke", die von dem Verbot unifasst 
sind, zu rechnen ist, und dann, welches der Moment der 
„Kundgebung in öff'entlicher Verhandlung" oder „Ende des 
Verfahrens'* ist, wo das Verbot aufgehoben ist 

1. üeber das, was die Anklageschrift ist, kann keine 

Frage walten, aber der Ausdruck „andere amtliche Schrift- 
stücke" ist unbestimmter. Dies begreift schriftliche Gutachten 
der Sachverständigen-) ein urd kurz gefasst, alle Schrift- 
stücke, welche auf irgend eine Weise späterhin zur Benutzung 
im Prozessverfahren bestimmt sind, ob sie sich auf die An- 
klage, die Vertheidigung oder die richterliche Untersuchung 
beziehen^). Die Auszugs- od^ theü weise Veröffentlichung 
dieser Schriftstflcke ist ebenfalls untersagt. Wortgetreue 
Wiedeigabe ist nicht nöthig, um eine Verletzung gegen dieses 
Gesetz auszumachen^). Versteckte Versuche, den Inhalt solcher 
Schriften unter dem Vurwand einer Kritik, eines eigenen 
Kesumes'') etc. wiederzugeben, sind geiade so wenig zulässig. 

Das Motiv des Gesetzes besteht darin, zu verhindern, 
dabü iu dem Prozeüti betheiligte i^eräoueu, wie Zeugen und 



1) Prßösgesctz § 17. 

2) Erk, V. 5. Juii 1883, K 5 S. 458 u. B 9 ö. 193. 

3) Bernor, Preserocht S. 263. 

♦) Erk. V. 3. Juli 1883 R h S. 493 u. E 9 S. 193; Eik. v. 31. März 
l&bo KT S. 214; Erk. v. 27. bcpt. 1886 Ii 8 ö7ü u. E H S 340, 
K 7 B. 2U. 
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Geschworenen, die in einem Kriminalprozess mitwirken, durch 
die Verbreitung vorzeitiger Mittheilnngen in den Zeitungen 
ein Vomrthei] fassen können. Es ist darauf berechnet, die 
Meinung des Einen nicht durch die Berfihrung mit einem 
Andern zu beeinflussen nnd die Verwirrung und üngewissheit 
über Tliatsachen und Umstände zu verhindern, \s elciie die Fol- 
gen einer (itfentlichen Diskussion einer derartigen Angelegen- 
heit in einem solclif'n Orade sein kümipn. um auf die spätere 
Zeugen vernelimung so störend einzuwirken, dass das Prozess- 
verfahren schwierig und die richtige Ausübung der Gerechtig^ 
keit sogar irei^itelt werden icann. Durch die Kenntniss des 
G-esetzmotivs kann in der Regel die Zeitung die Beschrftn- 
kungen, die ihr auferlegt sind, verstehen. Eine blosse An- 
kündigung, dass der Process einer Person, oder von Personen 
zu der und der Zeit wegen eines gewissen Delikts stattfinden 
wird, ist keine ^littheilung aus der Anklageschrift und keine 
Verletzung der Wortfassuug oder des Zweck;* des Gesetzes*), 

2. Es ist wichtig, nachdem wir wissen, was verboten 
ist, auch zu wissen, wie lange das Verbot in Kraft bleibt 
Seinen Anfangspunkt bildet natürlich der Anfang des Straf- 
prozesses, aber es herrschen noch verschiedene Ansichten 
darüber, aus welchem Akt dieser Anfang besteht. Es kann 
keine Frage darüber erhoben werden, dass unter allen Um- 
ständen der Stiafprozess begonnen wird nn't Kriiebung der 
ötr<'iit]irli(Mi Klnire und mit (h-i' Kiöliuung dt r auf >(»lclie Klage 
einzuKiiciidiii .iveriehtliclien l'ntej suehung-j. Was vorhergeht, 
steht in Zweifel. Ob slaatsaiiwaltliclie odei' polizeiliche Hand- 
lun?(Mi unter das \'erbot zählen, wird bestritten. Das Keichs- 
geriüht hat kürzlich entschieden, dass, wenn diese Handinngen 
Ennittelnngsverfahren sind, sie schon zu dem Strafprozess 
gehören'^). 

t) Vergl. Schwane 8. 76. 

s) Erk. V. 18. Dez. 1891, B 22 8. 278. 

8) Erk. V. 18. Dez. 1891 E 22 S 278; Berner, Pressrecht S. 268, 
.sagt im Gegentliell, dass polizeiliehe und staatsiuiwaltliche Thätig- 
keiten, welche der VoriintersucJuiag voraiisgeheu, Dicht unter dieB 
Verbot fallen. Yerg^l. Kayser, Pressrecht S. 614. 
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Die andere Grenze des Verbots ist zweierlei Art; die 
Kundgebung- der Schriften in öftentlicher Verhandlung oder 
das Ende des Veifahrens. Der Augenblick der Kundgebung 
oder Vorlesung in öffentliclier Verhandlung ist nicht schwer 
m bestimmen. Dies erlaubt einer Zeitung bei einem Prozess, 
der mehrere Tage oder Wochen dauert, Berichte von Aus- 
gabe zu Ausgabe zu geben, — wenigstens zum Theil, — über 
den Fortgang des Prozesses. Der Unistand, dass bei der 
gegenwärtigen Strafpnizessnrdnung die Anklageschrift während 
der Haupt- Verhandlung nicht verlesen wird, gibt sie deshalb 
nicht irgendwie früher zum Gebrauche der Zeitung frei. Er 
hat einfach nur die Wirkung die andere Alternative in Kraft 
treten zu lassen, welche die Veröffentlichung bis zum Ende 
des Verfehrens au&diiebt^) 

In Geheimprozessen, wo das Publikum entweder während 
der Dauer des ganzen Prozesses oder nur theilweise aus- 
geschlossen ist, ist es selbstverständlich, dass, so lange die 
Bedingung der NichtÖffentlichkeit besteht, keine Berichte des 
Verlährens in den Zeitungen ersclieinen können.-) Die Schritt- 
stücke können vor Abschluss des Verfahrens nicht freigegeben 
werden, wenn dann die Möglichkeit des verrätherischen, an- 
reizenden, verleumderischen oder unzüchtigen Charakters des 
Inhalts von dem Bedakteur in Betracht gezogen werden muss, 
da ja sonst der Prozess schwerlich geheim gehalten worden 
wftre.') 

Das Ende des Verfahrens wird erreicht, wenn der münd- 
liche Theil des Prozesses beendet ist. Dies stimmt immer 
noch mit dem ]\fotiv des (lesetzes überein, dass die Zeugen 
und diejenigen, die in dt^ui Ablegen und Anhören von That- 
beständen beschäftigt sind, nicht vorher ein Vorurtheii fassen, 

1) R 8 8. 67b und E 14 8. 840 Schwane S. 74. 

2) Vor-1. Erk. v. 3. Jan. 1887 E 15 S. 253. 

^) oben 40. — Wenn die Nichtöfifentlichkeit wej^en Un- 
züclitigkeit und Gofinirdimf^ der öflFontliclioii Ordnung orklürt wird, 
wird es der Zpitunj^ absolut untersagt, lu richto iibor das Vt'rfahrcn 
zu gftben, selbst nachdem der Schhi.sd des VorlabitMis orreicht 
worden ist» — Gesetz v. 5. Apr. Ibüb lieicbsgesetzblutt S, 1'63, 
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oder durch die Tagespresse beeinflnsst werden köBiie. Wenn 
das Zengenverbfir en £nde ist, ist der Zweck des Gesetm 
schon erfüllt. Der ganze Stralprosess Inrancfat nicht redits- 
kräftig beendet zu sein. Diese Beendigung des Yerftilirens 

liebt das Verbot auf, einerlei bei welchem Stadium des Ver- 
fahrens sie eintreten mag. Das letztere z. B. kann durch 
gegenseiti^res rebereinkommen oder deigl. zu Ende gelangen, 
ehe die Hauptverhandlung erreicht worden ist. Das Verbot 
ei*streckt sich nicht auf einfache Disciplinar- und Ehrengericht- 
Uche Strafsachen^). 

Dies Recht, nach Sohloss des Ver&hrens die Anklage- 
schrift und andere amtlicbe Scbriftstftcke zu verdffientlicheii, 
kann nur insofern ansgeflbt werden, als die Zeitung d£e 
Schiiftstücke in ihren Besitz bekommen kann. Alle Vw- 
schriften betreffs des Anit.sgeheininisses, bleiben, wie erinneit 
werden muss. in Kraft, gerade wie diejenigen, welche Ver- 
öffentlichungen strafbaren Inhalts angehen. Die Strafe für 
üebertretung dieses Vei'bots ist Geldstrafe bis zu iOOO Mk., 
joder Hatt, oder Geföjigniss bis zu sechs Mouateu^). 

XVXII. Berichte über Verhan41ttngen des 

Reichstages etc. 

Eine Zeitung ist auch einer speziellen Pflicht in Bezug 

auf Berichte über die Reichstags verband hingen unterworfen 
über die eines Landtages oder einer andern gesetzgebenden 
Kammer eines Bundesstaates''), innerhalb gewisser Grenzen 
stellt der Presse absolute Freiheit in der Veröffentlichung 
ihi-er Berichte über derartige legislative Verhandlungen zu, 
d. h. sie ist nicht gesetzlicher Verfolgung wegen des, möglicher 
Weise strafbaren, Inhaltes aussgesetzt und ist auch von der 
Berichtigungspflicht befreit Auf diesem Gebiet aUein von 

1) Dalcke, Btrafrecht und Strafproaess zu § 17 des Pressgesetms; 
B 16, 8. 268; Ifarquardsen 8. 108; Andere Meinung Sehwsne S. 78. 
Brk. V. 8. Nov. 1880 R 2 8. 443 und B 8 8. 42; Schwane 8. 77. 

3) Prü»sge8et2 § 18. 
*) Kcichsvcrfassung Art. 32. 
Str. G. B. § 12. 
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dem ganzen Feld der Zeftangstbätigkeit ist die Presse ihrer 
sonst stets gegrenwärtigen Yerantwortlielikelt dem Staate 

gegenüber enthoben. Die Zeitung mnss jedoch gewisse 
Regeln beobachten, wenn sie diesen Schutz gegen Verfolgung 
erlangen will. 

1. Die Berichte über die Verliandlangen mflssen wahr- 
heitsgetren sein. Dies ist etwas nmfassender and mehr als 
wortgetreu und schliesst immer die erzählende Oarstellung 
des historischen Vorganges in seinem wesentlichen Verlaufe 
ohne eigene Betrachtung des Berichterstatters ein*). Es ist 
festgesetzt, dass der Zeitung keine Verptlicliliuig ciuferlegt 
ist, die stenograpliischen Belichte zu drucken. Der Haupt- 
inhalt der Verhandlungen aber soll richtig und vollständig 
wiedergegeben werden^). Hier zeigt sich jedoch der Anfang 
der Grenze, die sich ebenso einschränkend für eine Zeitung 
erweisen kann, als stünde sie auf ihrer gewöhnlichen Basis 
voller Verantwortlichkeit 

Es hdsst, dass die Verdffentlichung einzelner Beden der 
Verhandinngen, wenn sie ans ihrer thatsftchlichen Verbindung 
der vorhergehenden und nachfolgenden Ereiirnisse heraus- 
genoiiniiHU sind, nicht frei steht. Solche Theilo der Verhand- 
lungen sind nicht J^erichte über dieselben und können, selbst 
wenn sie wortgetreu, in tendenziöser Weise zu falschen 
Schlüssen führen. Einzelne Sätze aus den Verhandlungen, 
die Bemerkungen des einen Redners ohne Angabe der Ent- 
gegnungen anderer etc. verletzen daher den Begriff dieses 
Privilegiums*). Es wird jedoch zugelassen, dass ein Bericht 
der Verhandlung in Bezug auf einen gewissen Gegenstand, 
aus dem Zusammenhang herausgefasst werden kann, wenn der 
Bericht der Verhandlungen über diesen Gegenstand völlig 
erschö{)ft wird^). In der Praxis einer Kedaktion selbst, sind 
dies wirkliche Schwierigkeiten, die Niemand vielleicht völlig 

1) Brk. V. 6. Not. tSSS R. 10 B. 627 uod E. 18 S. 20S. 
3j Oppenhoir so §12. 

^ Laband, Staatsracht Bd. I S. 821; Oppenhoff zu § 12. Liszt, 
PfOflsreeht S. 165. 

«) Kayaer, PreBBrecht 8. 665; Oppenhoff vn § 12 E. 18. ^. ^ 
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-verstehen kann, der nicht selbst praktisch mit dem Anpassen 
des Stoffes innerhalb der Grenzen der Formen beschäftigt 
gewesen ist. 

2. AVenn die Zeitnnq: aus diesem Schutz Vortlieil zu 
zielien wünscht, ninss sie sich im Falle von Reichst a,i( Verhand- 
lungen vergewissern, ob die Sitzungen öffentlich waren. Da 
bei den Landtagsverhandlungen das Geset>; nicht besonders die 
Oeffentlichkeit der Sitzungen erfordert, ist angeführt worden, 
dass auch ungehindert Berichte Ton geheimen Sitzungen ver- 
öffentlicht werden dOrfen. Dies ist indessen sehr zw6ife^ 
haft'). Unter Verhandlnngen sind nur die Verhandlungen der 
Kammer in Plenum verstanden, nicht diejenigen der Sitzungen 
von Küinniissioiien oder Fiaktiuiien-). 

Nachdem, was in diesem Kapitel vorangegangen, dürfte 
es übei'flüssig erscheinen hinzuzufügen, dass eine solche Be- 
fieinng von Verantwortlichkeit für wahrheitsgetreue Berichte 
der Grerichtsverhandlungen in Deutschland nicht existiert'). 

m. Kapitel. 

Massregelii betreffs der Zeitung, welche den Staat in den 
Stand setzen, seinen Willen auszuführen* 

I. Abtheilung. 
Inlfindische Zeitungen. 

I. D e r V ü r a n l w o r 1 1 i c Ii c II e d a k l e u r. 

Der Staat zwhigt die Zeitung zui Beobachtung mehrerer 
Hegein, welche nur dazu da sind, ilun eine raschere und 

>) Dies bestätigend idtid Olahausen ssu § 12 No. 5; Kayser, PreBS- 
recbt S. 565 ; Schvarze S. 80. Dagegen Liszt, Pressrecht S 166. 

*) Oppenhoir su § 12; Olshausen zu § 12 No. 4; Vergl. Schwarze 
8. 81. 

*) Zur Erklärung, warum dieeelbe Befreiung sieh nicht auf die 

Gerichtsverhandlungen erstreckt , sieh Liszt, Artikel tiber Presa- 
strafrecht in Holtzendorlfs Uechtslexikon Bd. III 8. 168; Dasselbe 
Fressrecht 8. 168 f.; Schwarze 8. 77 t 
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wnkBBmere VoUsiebung seines Willens zuzusichern. £me 
solche Bestiimniing ist diejenige, welche von jeder Zeitung, 
verlangt, dass sie einen ihrer Redakteure als »verantwortlichen 
Redakteur* au&tellt, ein gesetzliches Wesen, welches die 

Gesetzgebende Gewalt als eine Garantie ^^e^en die Uebor- 
tretung der Strafgesetze und anderer Bestiiuimingen in Bezug 
auf die Presse auswählt^). Die, von der Zeitung für diese 
verantwortliche Stellung ernannte Person, muss wirklich in 
der Kedaktion derselben thätig sein und nicht nur dies, sie 
.nniss auch eine Oberaufsicht über sämmtliche Geschäfts- 
angelegenfaeiten der Redaktion, die den Inhalt des Blattes 
betreffen, führen. Dieser Redakteur wird sozusagen als der 
Verfasser der ganzen Zeitung angesehen'). Dies zu sein wäre 
ja allerdings unmöglich, aber es wh^ von ihm erwartet, dass 
er alles, was in der Zeitung erscheint, gelesen hat und seine 
Tendenz billigt. Uin einen solchen Platz einnehmen zu 
können, muss er eine solche AuturifAt in den Angelegenheilen 
der Zeitung besitzen, dass es ihm Irei steht, alles was die 
andern Mitarbeiter liefern nach Gutdünken anzunehmen oder 
abzulehnen. Wegen der eigenthümlichen Stellung dieser 
Redakteure in dem System des Pressrechtes sind sie als die 
Nachfolger der Gensoren betrachtet worden, und wirklich 
liegt diesem Gedanken etwas von einem historischen Boden, 
zu Grunde^). 

Das Gesetz verlangt von dem venmt wörtlichen Redakteur 
mit der Absicht eine strafrechtliche \^er folgung sicherer zu 
machen *) : 

1. Verfugungsfähigkeif, was Personen unter väterlicher 
oder vormundschaftlicher Ueberwachung ausschliesst. Frauen 
sind verfügungsföhig. Männer sind daher nicht ausschliesslich 
qualifiziert 



>) Pressgesets § 7. 

Ffir einige triftige Grflnde gegen diese alte Tlieorie siehe 
Oetker, Die Verantwortlichkeit dee Zeitungsredakteürs, Preuss. 

Jahrbücher fUr 1894 S. 898 und S. 419 f. 

3) Oetker, Preiias. Jahrbücher für 1894 S. »98. 

*) Presflgesets § 8. Vergl. Kayaer, Preaarecbt ö. 682 f. 
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2. Bositz der bürgerlichen Ehrenrechte. 

3. Wohubitz oder gewöhnlichen AufenUialt im deutseben. 
Keich. 

Um die umfassenden Pflichten, welche auf diese Weise 
auf einem Manne niben, zu erleichtem ohne die Verantwort- 
lichkeit der Zeitung als Ganzes zu schmfttern, gestattet das 
Gesetz unter gewissen Bedingungen eine Vertheilung der 
Verantwortlichkeit. Es ist dies jedoch hur erlaubt, wenn aus 
Form und Inhalt mit Bestimmtheit ersichtlich ist, welchen 
Theil dtr liedaklion jede Person besorgt^). Solche Ein- 
theilungen der Zeitung mit der Absicht die Veranlwortliclikeil 
zu vortlieilcn, sind wie fol^^l. ^^eniacht worden. Inseratenllieil, 
das soo;. Feuilleton, der poliüsclie und allgemeine Theil, 
Handelstheil, verschiedene Aullagen, wie z. B. Morgen- und* 
Abendausgaben, Beilagen u. s. w. In allen F&Uen müssen 
indessen^ die Eintheilungen so klar sein, dass keine Verwirrung- 
verursacht werden und keine Verzögerung eintreten kann, 
wenn die Gesetze übertreten worden sind oder der Staat aus 
eigenem Antrieb oder für beschädigte Privulpersonen eine 
Verfolgung anzustrengen wünscht. 

Bei einer Zeitung, welche einen besonderen Redakteur 
für ihre Inseraten hatte, ist vor dem Gerichte die Frage auf- 
geworfen worden, wer für eine Reklame, die im redaktionellen 
Theil der Zeitung erschien, verantwortlich gemacht werden 
sollte. Sie wurde dahin entschieden, dass es nicht Pflicht 
der vollziehenden Gewalt der Regierung sei, solche Sachen zu 
untersuchen. Keine Vertheilung von Verantwortlichkeit ist 
erlaubt, wenn nicht durch Äussere Form sowohl als Inhalt 
die 'J^renimii*-' in Abtlieihnigen aussei lieh erkennbar ist. Der 
Clief-Kedakteur ist für den gesaniniten Inhalt der Zeitung 
verantwortlich, so weit andere Personen, welciie für einzelne 
Thcile des Blattes verantwortlich siüdf nicht deutlich bezeichnet 
werden können'). 

Der Name und Wohnort des verantwortlichen Redakteurs 



1) Pressgesetz § 7. 

2) ü. A 39 S. 374. Vorgi. G. A 23 S. 591. 
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oder der verantwortlichen Redakt eure muss „aiit jeder Nummer, 
jedem Stücke oder Hofle" der Zciluiii^^ anjjegeheu werden'). 
Der angegebene Name ninss dw liürgerliclie Naiiic sein. Der 
Gebrauch von Pseudonymen oder Schrittst ellernameii ist daher 
untersagt^). Mit dem Namen nuj.ss eine Bezeichnung der 
Verantwortlichkeit der genannten Person gegeben werden, 
aus welcher ersehen werden kann, ob diese Verantwortlichkeit 
einen allgemeinen CSiarakter trägt, oder nur für einen be- 
sonderen Tlieil der Zeitung gilt, wie: ,,Verantworllicher 
Redakteur so und so*, verantwortlich fflr den politischen 
Theil so und so etc. Kino einlache Namensnennung ohne 
Bezeichnung der VerantworUichkeit ist nicht hiiiieiciiend. Die 
Bezeichnung „Redakteur ' olme andere Angal>en genügt <iaher 
nicht Eine Notiz von Seiten eines verantwortlichen Piedakteurs, 
dass er nicht verantwortlich für einen gewissen Theil des 
Blattes, wie z. B. den Inseratentheil ist, ist ohne Wirkung, 
wenn nicht ein anderer genannt wird, der diese Verantwort- 
lichkeit trägt«). 

Die Verantwortlichkeit eines Redakteurs dauert so lange 
als sein Name in der Zeitung als Garantie für ihren Inhalt 
erscheint. Sollte er daher wünschen, der Verantwortlichkeit 
für die Handlungen Anderer, die während seiner Abwesenheit 
wegen Krankheit, Ferien, lleisen etc. begangen wf^deii, zu 
entgehen, so muss er seinen Namen zurückziehen und einem 
Anderen den Platz überlassen, oder er kann einen Vertreter 
wählen, dessen Verantwortlichkeit jedoch vollkommen sein 
muss. Dies wird zuweilen auf folgende Weise ausgedrückt: 
„Verantwortlicher Redakteur in Vertretung"**). 

Mit dem Namen muss immer auch der Wohnort des 



^) Prossgpsetz § 7. 

'■^) Meves, Bemerkungen zum Reichspressgesetz G. A 39 S. 16, 

») Schwarze S. 36. Vergl. G. A. 89 S 1«J7. 

*) G A. 24 S. 649; R 1 S. 673; G. A. 39 S. 374. 

^) Für einige Modiükutionen der alten Theorien über Verant- 
wortlichkeit in dieser Hinsicht, siehe Beschluss der vereinigten 
Strafoenate v. 6. Juni 1891 E 22 8. 65; v. BOlow G. A. 40 8. 241; 
auch B 22 8. 224. 
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veranlwortlichon Redakteurs angeführt werden, ^vie z. B. „Ver- 
nnt wörtlicher Redaktenr X. in Y." Welches jedoch als Wohn- 
ort gilt, wenn die Wohnung und der Geschäftsort des Redakteurs 
verschieden sind, ist ein streitiger Punkt. Dass der Zweck 
dieser Vorschnft der ist, es leiclit zu machen, die Person auf 
die schnellste und heste Art zu erreichen, auf welcher die 
Verantwortlichkeit ruht ist klar, woraus entnommen werden 
durfte, dass der Ort, wo der Redakteur mit seinen redaktio- 
nellen Funktionen beschäftigt ist, der wünschenswertheste 
wäre V). Die Angabe der Strasse und Hausnummer ist nicht 
erforderlich, und sollten sie ohne den Namen des Ortes 
^'o^eben werden, so wäre das unzureichend, selbst wenn der 
Ort ani Kopfe oder irgend einem andern Theiie der Zeitung 
angeführt wdre^). 

An welcher Stelle der Zeitung die Verantwortlichkeits* 
erklftrung erscheint, ist einerlei. In der Praxis wird sie manch- 
mal am Kopfe des Blattes, manchmal in einer Linie am Fusse 
einer Seite, zuweilen in einem Viereck in einer Ecke einer 
Annoncenseite angegeben ; zuweilen, wenn die Vorantworllich- 
keit vertheilt ist, wird der Name der verantwortlichen Person 
am Kopfe seiner eigenen besonderen Abtheilung angeführt, 
und es gibt noch andere Methoden. Die Angabe sollte eigent- 
lich immer, um mit dem Sinn des Gesetzes öbereinzustimmen, 
deutlich sichtbar sein. 

Das (besetz verlangt, dass die Angabe auf „jeder Nunnner, 
jedem Stücke oder Helle" der Zeitung erscheint, d. h. auf 
jeder zusannnengefalteton Ausgabe. Wenn die Zeitung aus 
einem Hauptblatt und ßeiblätlern bciteht, genügt es, dass 
die Angabe im Hauptblatt gemacht wird, d. h. wenn die 
Zusammenhörigkeit jeder Beilage zu dem Hauptblalt leicht 
ersichtlich ist'). Ausser seiner allgemeinen Verantwortlichkeit 



Liszt, ProsBieclir S. h»»; (1. A. 26 S. 4t;2; Jolly, Artikel über 
Presspolizei in ötengelä Wörterbuch j Vergl. Meves, G. A. 39 S. 17; 
Schwarze S. 28. 

8) E. G S. 3G8. 

^ Schwarze S. 8a 



Digitized by Google 



— U2 

für die Straflosigkeit des Inhalts der Zeitung ^) ruhen noch 

einige specielle Pilichten. welclie schon iin letzt tMi Kapitel 
erwähnt worden sind, anf den Scliultern des verantwortlichen 
Kedakteurs, wie die Berich tiffiinfrs|)f licht und die Pflicht der 
Aufnahme amtlicher Bekanntmaciiungen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschnften betrefft der 
Angabe des Namens und Wohnortes des verantwortlichen 
Redakteurs werden, folgendennassen bestraft: 

1. Falsche Anjralien mit Kenntniss der l^nrichtigkoit mit 
Geldstrafe bis zu lOOO Mk. odci- mit Haft, oder mit Gefängniss 
bis zu sechs Monaten. Dieselbe Strafe trifft den Verleger 
auch dann, wenn er wissentlich geschehen lasst, dass auf 
der Zeitung eine Person iälschllcb als Redakteur genannt 
wird*), 

2. Wenn diese Voraussetzungen fehlen und eine üeber^ 

tretung auf eine andere Weise stattfindet, d. h., wenn viel- 
leicht die Kennlniss der Unrichtigkeit fehlt oder eine falsche 
Angabe übt^rhaupt nicht vorliegt, mit Geldstrafe bis zu 
150 Mk. oder Haft»). 



1) Pressgpsetz § 20 und 21. Es kann hier nicht unsere Pflicht 
sein, dieses bestrittene rechtliche Gebiet der Verantwortliclilceit zu 
unterBucheo. Das Haftungssystem fQr Prossdelikte in Deutschland 
ist eine Zusammenmischung von drei Systemen. In allen Fallen 
mit Delikten, die sich auf den Inhalt der Zeitung gründen, wird 
Schuld für den verantwortlichen Redakteur vorausgesetzt. Dieses 
Grundsystem ist jedoch kompliziort, durch die Einführung zweier 
anderer, das Pabrlüasiirkeitssystem und das belgische stufenweise 
System „responsibilite par cascades". Die Fa]irllls?!i<^keits8trafe trifft 
eine Anzahl, in der Herstelhins- und Vcrbroitung' der Zeitung 
beschäftigter, Personen. Es lindet seine Anwondunj^j durch das belg. 
System, d. h., der Angeklagte wird bestraft, wenn er niclit Im Stande 
ist, oder sich weigert, seinen Vormanu zu nennen. Dies ist ein 
üebiet, tvnlclies in die Rechtswissenschaft gehört, obgleicii es für 
den Zeitungsjournalismul von der grOssten Wichtigkeit ist. In einer 
rein journalistischen Abhandlung dieser Art, können wir nicht tiefer 
auf diesen Gegenstand eingehen. 

>) Preaagesets § 18. 

^ Pressgeaets § 19. 
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Uel)prtr('lnn*ioii dic-cr Art nntorweifen dio Ansloss geltende 
Zeitiinpf dtr vurläuiigen ßesclilagnalime oiaie richterliche An- 
ordnung'). 

II. Der Drucker und Verleger. 

Ausser dem Namen und Wohnort des ycrAutwortlichen 
Redakteurs müssen auch auf jeder Nummer des Blattes die 
Namen und Wohnorte des Druckers und Verlegers angegeben 
werden*). Die Angabe folgt im Allgemeinen denselben Regeln, 
welche soeJjt ii , als für den verantwortlichen Redakteur 
geltend, angeführt worden sind, mit dem Hanptunterschied 
indessen, dass das (»esetz statt des Namens einer einzelnen 
Person, den Gebraucii t es Namens der Firma gestattet, welche 
die Gescliäftsangelegenheiten der Druckerei und des Verlegers 
ausübt. Der Name der Firma kann nur ein solcher sein, 
der in das Handelsregister eingetragen ist. Unter Drucker 
ist der Inhaber der Druckerei, und nicht der GeschSflsführer 
oder ein sonstiger Angestellter zu verstehen, durch dessen 
unmittelbare Thätigkeit die Zeitung hergestellt worden ist^). 

^\'enn mehr als ein Drucker, d. h. mehr als ein Geschäfts- 
haus oder Firma selbständig an der Herausgabe der Zeitung 
betheiligt sind, müssen die Namen und Wohnor'e Aller mit 
der Bezeichnung des Theiles angegeben werden, welchen ein 
Jeder herj^fes teilt hat*). Auch hier hnt sich eine üngewissheit 
über die Bedeutung des Wortes „Wohnort" ergeben, in den 
Fällen, wo Wohnung und GeschäfUlokal auseinanderliegen. 
Es scheint jedoch hier sicherer zu sein als bei dem verant- 
wortlichen. Redakteur, dass das Geschäflslokal gemeint ist 
Der Wohnort einer Firma kann nicht verschieden sein von 
dem Ort, wo sie ihre specielle Geschäflsthätigkeit ausübt. 
Die Angabe, wenn Verlag und Diuck in denselben Händen 
liegt, kann auf diese Weise verbunden werden: „Druck und 

Verlag von So und So". Diese Bezeichnung des Druckers und 

\ 

^^ Pressgesetz § 23. 

*) Pressgesetz § 6. 

•) a 4 S. 212 und R. 9 8. 875. 

*) B. 21 8. 960. Vergl. Liszt, Preasreeht 8. 27. 

8 
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Vorlogers kann im Aii>cli]uss mit der, des veranlwortliclien 
Redjiklenrs. oder <Mn oiiier nnderon Stcllo d«^«; ßlfiKes aii;jo^'oh('n 
werden, obgleich, mii In Ummer zu vermeiden alle derai tii:* n 
Angaben am besten in einer Gruppe zusammengehalten 
werden. Unbestimmte Angaben, wie „zu haben bei So und 
So** befriedigen das Gesetz nicht. Der Drucker und Verleger, 
sowohl als der Terantworlliche Redakteur müssen in ihrei 
Eigenschaft als solche bezeidinet werden^). 

Der verantwortliche Redakteur ist nicht für die richtige 
Angabe des Namens des DiiK kers und Verlegers verant- 
worllich, der Ver]e^n>r ist es jedocir^}. Falsche oder sonst un- 
richtige Angaben werden genau wie in dem ludlc des ver- 
antwortlichen Redakteurs, wie oben angegeben, bestratl'% 
In derselben Weise ist bei einer Verletzung obiger Vor- 
schriften poUzeiiiche Beschlagnahme gestattet*). 

UL Das Pflichtexemplar. 

Ein Exemplar einer jeden Zeitungsnummer, genannt das 
Pflichtexemplar, muss kostenfrei an die Polizeibehörde des 
Ausgabeorles abgeliefert werden^). Diese Pflicht ruht auf dem 
Verleger, da es in sein (lehiet gehört und niclit in dasjenige 
der Ueilakleure, die Verbreitung der Zeitung zu besorgen. 
Dieses Exemplar muss abgeschickt weiden sobald die Aus- 
Iheilung oder Versendung beginnt*' d. ii. es ist erlaubt, dass 
die Austheilung an die Kolporteure und Abonnenten gleich- 
%eKtg') mit der Absendun g des Pflichtexemplares zur Polizei- 
behörde (durch einen Bediensteten, Lehrling oder sonstigen 
Boten stattfinde. Die zwei Handlungen können zur selben 
Zeit vor sich gehen. Die Polizeinummer braucht nicht zuerst 
■zu gehen. Die INdi/eibeliürde muss sofort, nachdem das 
Exemplar in Empfang genonunen worden ist, eine Bescheini- 

^) Liszt, Pressrecht, S. 78; Schwarze S. 30; O. A. 24 S. 630. 
2) E. 6 S. 867. 
^) Prossgesotz § 18 und 19. 
*) Pressgesetz § 28. 
^) Pressgesetz § 9. 
Schwane S. 46. 
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^^nn^ ^oben, was iiiclils Weih res ist. nis (Ano Quittniif,', die 
der Verleger als Hcwris belijUt , dass er dein Vorljingen des 
Gesetzes iiacligekomnu'ii isl. Es ist keim -w crrs r.olhwendig 
die AiisUieilung aulzuschieben, bis der Bute mit der polizei- 
l'rclien Bosclicinigung zurückkommt. Das, der Polizei über- 
sandte Exemplar muss vollständig sein und alle Beilagen um- 
fassen und dieselbe Gestalt und denselben Inhalt haben, wie 
die zur allgemeinen Girkulalion bestimmten Exemplare. Mit 
einem Extrablatt liejrt dem Verleger dieselbe Pflicht ob. 

Olme die historischen Beziehungen dieses Pflichtexemplars 
zu dem alten Censursystom zu besprechen , muss doch an- 
gef;ihrl werden, dass dies gegenwärt i«: in keinem Sinne des 
Wortes eine Preventivmassregel ist. Die Ueberreichung einer 
Nummer an die Polizei ist ganz unabhängig von der all- 
gemeinen Austheilung, ausser insofern, als diese letztere den 
Zeitpunkt bestimmt, an welchem das erstere geschehen muss. 
Der Zweck ist der, die Polizeibehörden auf die möglichst 
rasche Weise mit dem strafbaren Inhalt einer Zeitung bekannt 
zu machen und ilir ein sofortiges Einschreiten zu ermöglichen. 
Sonst kcinnle kaum der Staat von Pressdelikten etwas erfahren, 
und sogar ebensowenig etwas von ihn- Existenz mancher 
Zeitungen, die ganz plüt/,licli ins Dasein treten, und dann 
gerade so rasch wieder verscliwiiulen \). 

In einem System, welches der Behörde noch einen so 
grossen Einfluss auf die Zeitung auszuüben erlaubt, wie bei 
der Beschlagnahme einzelner Ausgaben, dem Stellen eines 
Strafantrages etc. wird diese genaue Ueberwachung der Zeitungs- 
presse als unumgänglich nöthig erachtet. Das Strafmass für 
unterlassene oder verspätete Ablieferung des Pflichtexemplars 
ist Geldstrafe bis zu 15U Mark oder Hatl-j. 

IV. Die Beschlagnahme von Ausgaben. 

Dei' iStaat besitzt eine eigenthiuuliclie Metliode, seinen 
Willen gegen die Zeitungen geltend zu machen, welche zu 



1) Bemer Froaarecht S. 217; BQlo 8. 29; Liazt, PreBsrecht 8. 85. 
^ Preesgesets § 9. 

8* 
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gebrauclien er sich unter j^ewisf?en Umständen vorbehält. Dies 
ist die Besclilag:nahine von Aiiso^aben uiid die Unbrauchbar- 
macliungf von Platten und Fornieii. Dies sonderbare Ver- 
fahren von Seiton des Staates soll nöthif^- sein wegen der 
aussergewöhnlichen Natur der Pressvergehen. Das Unheil, 
welches ein Vergehen anrichten kann, hängt von der Ver- 
breitung^ der Drnckschrift ab. Ihre Macht, Schaden zn thnn, 
ist yergr((8sert oder verringert, je nach der gi*^eren oder 
kleineren Ausdehnung ihras Leserkreises, nnd die einzige Art, 
ihr wirksam entgegenzutreten, ist, wie angefahrt wird, der 
Verbreitung Einhalt zu tliun. Auf der andern Seite ist diese 
Handlungsweise für die Sache des Zeituii<^>Ju[iriKi]isnius äusserst 
gefalirbriugend. Der weilhvollste Theil der Aiissattung einer 
Zeitung ist ihre Cirkulation und alles, was diese uuifasst, die 
Nachx'ichten, die sie druckt und für welche sie ihi'en Kor- 
respondenten, die oft in fast allen Erdtheilen stationiert sind, 
grosse Summen ansbezalilt, die speciellen Artikel über laufende 
Begebenheiten, welche sie vielleicht von der Feder der be- 
gabtesten Verfasser des Tages erkanft, die Schrift, die Platten 
und Foi-men für die Vervielfältigung dieses Materials und 
mehr als alles Andere das Vertrauen ihrer Abonnenten und 
Inserenten — diese alle werden diu'ch ein solches System 
gefährdet. 

1. Die Art der Beschlagnahme, welche der Tagespresse 
am verhängnissvollsten ist, ist die nichtrichterticlie, die Be- 
schlagnahme ohne richterliche Anoi-dnung^). Sie ist entweder 
eine polizeiliche oder eine staatsanwaltliche und ist darauf 
abgesehen, sogleich stattzufinden, sobald nach dem Anfang 
der Verbreitung, als die Kenntniss der ungesetzlichen Publi- 
kation zu den besciilagnahmenden Behörden gelangt. Sie ist 
in folgenden Fällen gestattet^): 

a) Wenn die Zeitung es unterlässt, ihren Drucker, Ver- 
leger oder verantwortlichen Redakteiur auf ihren Ausgaben 
zu nennen (Fressgesetz §§ 6 u. 7). 



1) Pressgeaetz § 28. 
^ Ebenda. 
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b) Wenn die Zeitung Berichte über Truppeubeweguugea 
oder ' Vertlieidigungsmittel in Verletzung eines reicliskanz- 
lerischen Verbotes Teröffentlicfat (PreKS^i^esetz § 15). 

c) Wenn die Zeitong bochverrätherische Verdffentlichangen 
macbt (Stra%esetzbacb § 85). 

d) Wenn die Zeitnng eine Beleidigung gegen den Kaiser 
oder den Landesherrn eines Bundesstaates veröflfentlicht (Str. 

G. H. § 95). 

e) Wenn die Zeitung unzüchtiges Material veröffentlicht 
(8tr. G. B. § 184). 

f) Wenn die Zeitung eine Auttbrdei ung zur Begehung 
einer strafbaren Handlung enthält. Beschlagnahmen wegen 
dieses Delikts sind jedoch nur in Zeiten diingender Gefahr 
statthaft (Str. G. B. § III). 

g) Wenn die Zeitang verschiedene KUissen der BeTÖl- . 
kemng zn Gewaltthätigkeiten gegen einander anreizt. Auch 
hier ist die Beschlagnahme nur statthaft, wenn dringende 
Gefahr besteht (Str. G. B. g 130). 

h) Schliesslich in Bezug auf ausliiiidisclic Zeitungen, 
welche das Verbot des Keichskanzlers ge<j;tMi fernere Ver- 
breitung im Inlande übertreten (Pressgesetz § 14). 

Die Beschlagnahme kann erst, nachdem die Verbreitung 
begonnen hat, voigenommen werden. In der Praxis geschieht 
dies, nachdem das Pflichtezempkr die Polizeibehörden erreicht 
hat, da dies die gesetzlich festgesetzte Ankündigung des Ver- 
legers ist, dass die Cirknlation schon begonnen hat. Es kann 
keine Beschhigiiahnie von noch nicht verbreiteten xVu.sgaben geben 
und das Naehrichteninaterial derselben, welches, wenn auch für 
spätere Verbreitung- beNtiiiiint, noch in der Redaktion oder Expe- 
dition der Zeitung oder im Druck sich betindet, hat seine Cir- 
knlation noch nicht begonnen. Aof blossen Verdacht hin kann 
daher keine Beschlagnahme yoigenommen werden^). Der 
Um&ng der BescUagmihme nmfiisst alle Exemplare der frag- 
lichen Zeitnngsnummer, welche »znm Zweck der Verbreitung^ 



') Vergl. Artikel über Beschlaguahme io öteugefs Worterbuch; 
Schwarze S. 180. 
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existieren^). Dies begreift auch (liejrniueii Exemplare ein, 
welche schon ausgegeben worden sind, aber noch nicht in den 
Besitz von Piivatpersonen gelangt sind, und solche die, ob- 
gleich noch nicht ausgegeben, zur Verbreitung bestimmt sind^), 
diejenij^en Exemplare also, welche bei dem Verleger oder 
Drucker zniiickbleiben, die bei dem Sortimenter, dem Kol- 
porteur, in de)' Post, an Eisenbahnstationen, in ({asthäusern 
und Restaurants, in öffentlichen Lesekabinetton etc. «ich be- 
finden. Ein Privatbesitzer, und deshalb vor der Beschlag- 
nahme sieher, kann ein Leseverein sein. Die Thatsache, dass 
mehr als eine Person das Blatt im Besitz haben, ändert hier 
nicht den Begriff von Privatbesitz. Ein Exemplar in einem 
Hotel oder Kafeehans jedoch, welches fSr den Gebrauch der 
Gäste, d. h. des Publikums bestimmt ist, kommt noch in das 
. Gebiet der Beschlagnahme'*). 

Die Beschlagnahme kann sich auf die zur Wi vielfälti- 
gung dienenden Platten und Formen erstrecken. Auf Antrag 
des Iknlieiligten ist statt Beschlagnahme des Sat/es Ablegen 
des letzteren gestattet, d. Ii. das Auseinandeniebnien der 
Lettern und Zurücklegen derselben in ihre Kasten zu späterem 
Gebrauch durch die Setzer^). 

Bas Verfahren der Beschlagnahme ist Hegeln unter- 
worfen, welche, richtig genommen, mehr in das Gebiet der 
Jurisprudenz, als in das des Jonmalismus gehören. Die Be- 
schlagnahme ist nur vorläufig. Sie anzuordnen, sind zwei 
Behörden im Stande, die Polizeibehörde und die Staatsanwalt- 
schaft. AVenn sie nur durch die Polizeibehörde und aut deren 
eigenen Antrieb vorgenommen wird, muss diese einen Be- 
richt der Verhandlungen spätestens binnen zwölf Stunden an 
die Staatsanwaltschaft schicken. Die »Staatsanwaltschaft kann 
die Wiederaufhebung der Beschlagnahme anordnen, oder bmnen 
zwölf Stunden nach Empfang der Verhandlungen von der 
Polizeibehörde die gerichtliche Bestätigung beantragen. Wenn 

') Proasgeaetz § 27. 
2) Liszt, Piossrocht y. 

Schwarze S. lül; Thilo S. 108. 
^) FresBgeeetz § 27. 
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nicht bis zum Ablauf des fünften Tages nach Anordnung der 
Beschlagnahme der bestätigende G^richtsbeschluss der Be- 
hörde, welche die Besdilagnabme angeordnet bat, zugegangen 
ist, erlischt die letztere imd mnss die iVeigebnng der ein- 
zelnen Stacke erfolgen^). 

Wenn andererseits die Staatsanwaltschaft die Beschlag- 
nahme angeordnet hat, muss dieselbe binnen 24 Stunden eine 
Entscheidung von dem zuständigen Gericht beantragen, und 
von dem Gericlit iiiuss binnen 24 Stunden eine Bestätigung 
oder Aufliebung erlassen werden^)' 

Ob die Zeit, während welcher die Beschlagnahme dauert, 
5 Tage, 24 Standen oder anch nnr 12 Standen sei, ist für 
die Zeitung ziemlich gleich. Eine Verzögerung von einer 
Stande in dem Erscheinen einer grossen Tageszeitung ist ein 
Umstand von der grdssten Bedeutung. Es heisst ein Ver- 
fehlen der Zuge, ein Nichtworthalten mit der Post, den 
Zeitungsagenturen, den Inserenten, den Abonnenten und dem 
Lesepublikum iiberliuupt. Minuten sind entscheidend in einem 
Zeitungsbureau und eine Btsi lila^nahnie, welche vielleicht nur 
zwölf Stunden anhält, macht eine Ausg-abe für alle praktischen 
ZAvecke nutzlos. Diese Watte in den Händen des Staates ist 
im Falle des Missbraucbs derselben im Stande, für das ganze 
Zeituugswesen höchst verderblich zu werden und kOnnte, wie 
dies schon früher dei* Fall gewesen, dazu benützt werden, die 
gänzliche Zugrtmderichtung einer Zeitung herbeizuführen. 

Noch einige weitere Bestimmungen in dieser Sache sind, 
dass gegen den Beschlubs des Gerichts, welcher die vurhiufige 
Beschlagnahme aufhebt, ein liechtsniittel nicht stattliudet^). 
Die beschlagnahme ist, selbst wenn vom Gei-icht bestätigt, 
wieder autzuheben, wenn nicht binnen zwei Wochen nach der 
Bestätigung die Strafvei lulgung in der Hauptisache eingeleitet 
worden ist*) Bei der Beschlagnahme müssen die Stellen in 
der Zeitung, welche dieselben hervorgerufen haben, bezeichnet 

^) Pressst'setz § 24, 

2) ProsH-^csctz § 24. 

3) }'res8gosotz § 2b. 
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werden^). Trennbare Theile der Zeitung:, welche niclits Straf- 
bares enthalten, können von der Bescblap^nahme aa^escblossen 
werden Dies könnte z. B. eine Beilage freigeben, während 
68 das Hanptblatt trifft oder umgekehrt. Ob dies Je einer 
hentigen Zeitung von besonderem Nutzen sein kann, steht in 
Frage. Der Wiederabdruck der, die Beschlagnahme ver- 
anlassenden Stellen, durch andere Zeitungen während der 
Dauer der üeschlagnahme ist natürlich nicht gestattet. Dies 
Delikt ist mit einer besonderen Strafe belegt. Der Wieder- 
abdruck oder die Verbreitung der ursprünglich beschlag- 
nahmten Denkschrift wird, wenn das Delikt mit Kenntniss 
der verfügten Beschlagnahme geschieht, mit Geldstrafe bis zu 
500 Mk. oder mit Gefängniss bis zu sechs Monaten bestraft'). 

2. Der Staat besitzt auch die Waffe der Unbrauchbar- 
machung, welche wie das Wort im Gesetz gebraucht ist, eine 

Conftskation und Zerstörung i.st. die von dem Gericht in 
Verbindung: mit der Aussprechung eines Urtheils über Delikte 
wegen des Inhalts eines Presserzeugnisses angeordnet wird. 
Dies ist nicht von sehr grosser Tragweite für die Tagespresse, 
denn die Beschlagnahme von altem IVIaterial heisst nicht — in 
den meisten Fällen — das der Zeitung entziehen, was für 
sie von grossem Werthe ist^). 

Die Unbrauchbarmachung hat denselben Umfang wie die 

Beschlagnahme, d. h. bie umfasst alle Ext niplare, welche noch 
nicht in Privatbesitz sich befinden, sowie alle, zu ihrer Her- 
stellung bestimmten Platten und Formen'). Ablegen des 
Satzes ist ein mögliches Ersatzmittel hier, wenn die Formen 
in beweglichen Lettern bestehen Wenn nur ein Theil des 
Inhalts strafbar ist, soll eine Ausscheidung dieses Theiies in- 
sofern als dies doch eine Vollstreckung des Urtheils ermög- 



1) Pressgesetz § 27. 
•) Ebenda. 

") Pressgesetz § 26 u. § 29. 
*) Str.-G.B. § 4i. 
^) Ebenda. 

^ Oppenhoff su §41 No. 10. 
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licht, durch den Richter auso'esprochen werden \). Wenn die 
Verfolgung oder Verurtheilung einer bestimmten Pei son wegen 
Tod, wegen Verjährung, wegen Auf'entlialt im Ausland, im 
Falle von ausländisclien Blättern, etc. nicht ausführbar ist, 
obschon der Inhalt der Schrift dessenungeachtet strafbar ist, 
kann die Unbrauchbannachung selbstständig erkannt werden^). 

II. Abtheilung. 

Ausländische Zeitungen. 

Zeitungen, welche im Auslande erscheinen, sind den all- 
gemeinen gesetzlichen Bestimmungen, in Bezug auf strafbaren 
Inhalt unterworfen. Dieselben Bestimmungen in dieser Hin- 
sicht treten in Kraft für ausländische Zeitungen, wie sie es für 

inländische thnn"). Da der Redakteur sowohl als der Ver- 
leger und Drucker im gewöhnlichen Falle ausserhalb des Be- 
reiches des Gesetzes steht, muss der Staat sich meistens an 
die Verbreiter halten. Ein allgenieiues Verbüt der ferneren 
Verbreitung im Inlande, kann gegen eine ausländische Zeitung 
auggesprochen werden, welche zweimal binnen Jahi'esfrist 
durch richterlichen Erlass der Unbrauchbarmachung betroffen 
worden ist^). Dies liegt jedoch in den Händen des Beicbs- 
kanzlers. Der Letztere ka^n, und zwar spätestens innerhalb 
zwei Monaten nach Emtrilt der Rechtskraft des letzten der 
zwei Erkenntnisse, dieses Verbot bis auf zwei Jahre durch 
öffentliche Bekanntmachung aussprechen. Der Kanzler kann 
nach Belieben die Zeitdauer des Verbots abkürzen und kann, 
nach der Aussprechung das Verbot vor Ablauf der gegebenen 
Zeitdauer aufheben'^). Diese Bestimnuing soll auf denselben • 
Grundsatz sich stützen, wie das Gastrecht, welches dem Gaste 
nur so lange, im Hause Rechte eini'äumt, als er die Regeln 
des Hauses nicht verletzt^). 

») Str.-Ü.-B. § 41. 
2j Str.-G.-B. § 42. 
3) Schwarze S. 03. 
*) Preasgesetz § 14. 

>) TbUo 8. 49; Liast, Pr^asreeht 8. 107, 
Berner, Pressrecht S. 248, 
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Mit der Verkündij^nng eines solchen Verbot ('s kommt 
Entziehung- des Postdebits, denn das Reichspostofesetz spiiclit 
nur von der unverweigerlichen Annahme und Beförderung von 
Zeitungen seitens der Post mit Bezog auf inländische Jour- 
nale^). 

Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot werden mit Geld- 
strafe bis zu 1000 Mk. oder mit Haft odei* mit Geföngniss 
bis ssn sechs Monaten besti*aft*). Die nichtrichterliche Be- 
schlagnahme ist hier erlaubt*). 

IL TheU. 

Hassregeln des Staates in Bezug auf die gesohäfUichen 
Angelegenheiten der Zeitung. 

Bisher haben wir zumeist mit der intellektuellen Seite 
der Herstellung der Zeitung uns beschäftigt, sowie mit den 
Bestimmungen, die ihre Bereitung für den Gebrauch des 
Publikums betreilfen. Ausser dem Druck, der hier nicht in 
Betracht kommt, nniss rfe nocli vertheilt werden und in die 
Hände der Leser gelangen, und gerade wie in der National- 
Oekonomie, so müssen auch in der Oekonomik des Journalis- 
mus der Verbrauch und die Verbreitungsmittel, die den Her- 
steller mit dem Verbraucher in Verbindung bringen, berück- 
sichtigt werden , will man je einen richtigen Begriff über die 
Zeitungswissenschaft erlangen. Sie sind so eng mit dem 
Problem der Herstellung verbunden, dass es keine Trennung 
des einen von dem andern geben kann. Was hergestellt 
wird, muss verbraucht werden, oder wenn das rechte Mass 
nicht bestellt, wird die Produktion inuiUli/.iert, bis durch eine 
Zunahme, Abnahme oder Einlenken in an<leie Bahnen, die 
zwei Arme der Industrie wieder zum Gleichgewicht gebracht 
werden. Als Medium zwischen beiden liegt der Geschäfts- 
faktor des Journalismus, welcher den Verkauf und Versandt 

1) Murquardaen S. 9ö; Beruor S. 249; Liszt S. 108. 
-) Preasgosetz § 18. 
3) Prcaagesetz § 23. 
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übernimmt. Ohne eine solche Hilfe könnte der Hersteller den 
Verbi-aiiclier nicht erreichen, welcher das Endziel aller An- 
strengungen des Fi*odnzenten ist, nnd in dieses Gebiet anch, 
tritt der Staat mit Einchränknngen nnd Bedingungen ein. 

I. Kapitel. 

Besehränknngen auf dem Oehiet der Yerbreitang der Zeitung. 

Die hauptsäclilichsten Metlioden, wodurch die Zeitungen 
das Lesepubhkuni erreichen, sind: 

1. Durch die Abonnoments- Methode, in deren Dienst 
die Träger nnd die Post stehen, 

2. Durch die Yerkaufetellen für Zeitungen und durch 
Buchh&ndler, 

3. Dnrch Kolporteure, die in den Strassen und öfSsatr 

liehen Plätzen einen beweglichen Handel beti*eiben, 
derl i^o^. ambulante Gewerbebetrieb innerhalb des 
Niederlassungsorts, 

4. Durch Vei käufer, welche im Umherziehen hausieren 
gehen, d. h. ausserhalb des Wohnorts ohne gewerb- 
liche ^Niederlassung und ohne vorgftngige Be- 
stellung, 

5. Durch nichtgewerbsmässige Verkäufer, d. h. solche, 
welche sich nicht dauernd mit dem Verkauf be- 
schäftigen, sondern welche einfach nur hin und 

wieder, jedenfalls nicht regelmässig ihn betreiben. 

1. Die A b 0 n n e m e n t s m e t h 0 d e. 

Der wesentlichste und zuverlässigste Theil der Cirkulation 
einer Zeitung wird in der Liste ihrer Abonnenten gefunden 
nnd dieser Klasse ihrer Konsumenten muss der grösste Ein- 
Hass für die Modifikation der redaktionellen und Eigenthum- 
faktoren zugeschrieben werden. Die Abonnentenliste enthält 
die Namen derer, die genug Vertrauen in das Blatt setzen, 
es zn bestellen, bevor es erschienen ist, und zwar nicht für 
eine Ausgabe nur, sondern für alle Nummern, welche während 
des fülgeudei» Monals, Vierteljahres uder Jahres erscheinen 



Digitized by Google 



— 124 — 

werden. Dies setzt die Zeitung auf eine zuverlässige, ge- 
schäftliche Grundlage, und einmal einer gewissen permanenten 
Unterstützung von Seiten ihrer Leser versichert, kdnn^ ihre 
finanziellen Angelegenheiten so eingerichtet werden, dass sie 
der Zeitung wesentlichen Nutzen bringen. Es ist daher das* 
Ziel des Eigenthfimers, durch die Hilfe seines Verlegers seine 
Abonnenten zu belialten und ihre Liste wo immer möglich zu 
vermehren. 

Innerhalb der Stadt, in welcher die Zeitung erscheint, 
geschieht die Verbreitung durch Träger und Zeituugsspedi- 
teure, wekhe das "Blatt selbst gerade so in seinen Dienst 
nimmt, wie irgend ein anderes Geschäftshaus seuie Angestellten 
answfthlt. Die Abonnenten, welche ausserhalb der Stadt 
wohnen, werden meist durch die Post bedient und dieser Zweig 
staatlicher Intervention soweit er die Zeitnng berfihrt, bleibt 
für den nächsten Abschnitt unserer Abhandlung vorbehalten, 
wenn er in Verbindung mit dem Telegraphen und dem Telephon 
zu erwähnen ist. 

Die Vergrösserung der Abonnentenliste durch die Er- 
langung neuei* Abonnenten, lässt sich auf vei^chiedene Weise 
ei'ziden. Sie steht indessen unter gewissen Beschränkungen, 
wenn sie durch reisende Agenten im Umherziehen geschieht, 
d. h. ausserhalb des Gemeindebezirks der gewerblichen Nieder* 
husung. Ein stehender Gewerbetreibender mnss, wenn er 
selbst oder irgend jemand in seinen Diensten auf diese Weise 
ausgeht, Bestellungen für eine Zeitung zu erlangen, eine 
„Legitimationskarte" habend. Diese Karte wird auf Antrag 
des Inhabers des tstelieiideii Gewerbebetriebes durch die zu- 
ständige. Verwaltungsbeliörde des Niedei'lassungsorts ertheilt 
und ist im ganzen Eeiche für die Dauer des Kalenderjahres 
gültig. Die Karte mnss den llamen des Inhabers derselben 
tragen, den Namen der Person oder der Firma, welche ihn 
beschäftigt nnd eine „nähere Bezeichnung** des Geschäfts, 
welches er ausübt. Ein Reisender, der yielleicht fOr mehr 
als eine Zeitung thätig ist, braucht eine specielle Legitimation 



^) Gewerbeordüuiig 44 und 44 u. 
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fiir jede^). Der Inhaber imiss die Karte bei sich führen nnd 
sie auf Verlaii^^en der kompetenten Behörde oder Beamten 
vorzeigen. Die Karte miiss der um sie nachsuchenden Person 
Terweigert werden'). 

1. Wenn er mit einer abschreckenden oder ansteckenden 
Krankheit behaftet oder in einer „abschreckenden Weise** 
entstellt ist. 

2. Wenn er aus irgend einem Grunde unter Poliswi- 

aufsicht steht. 

3. Wenn er zu einer h'ieilieitsstrafe von drei Monaten 
oder daiüb(;r weg"en «gewisser strafbaren Handhing*en geg-en 
Eigenthiim, geg^en die Sittlichkeit, gegen das Leben und die 
rjesnndlieit der Menschen, Brandstiftung- etc. yemrtheilt wor- 
den ist und noch keine drei Jahre seit Verbflssnng der Strafe 
verflossen sind. 

4. Wenn er übel berttchtigt ist wegen gewohnheits- 
mSssiger Arbeitscheo, Bettelei, Landstreicherei oder Trunk- 
sucht. 

])ie Karte darf ausserdem verweigert werden.^): 
Wenn seit der Verbüssung einer sechswöchentlichen Strafe 
für irgend eines der oben unter No. 3 genannten Verbrechen 
noch l^ue drei Jahre verflossen sind. 

Dieselbe Behörde, welche die Karte ausstellte, kann sie 
wieder einziehen, wenn zur Zeit der Ausstellung die Q-rfinde 
tfXr eine Yerweigemng derselben nicht bekannt waren, aber 
nachträglich zur Kenntniss der Behörde gelangten, oder, wenn 
s{Ater irgend etwas sich ereignet, diese Bedingungen herbei- 
zuführen, welche ursprünglich eine Verweigerung motiviert 
hätten, oder wenn der Inhaber der Karte die (irenzen über- 
schreitet, innerhalb welcher sie ausgestellt war, d. h. wenn 
er sich nicht auf das specielle Geschäft beschränkt, welches 
in der Karte bezeichnet ist'). Diese Karte ist gültig fiir 

1) Kaiser, Gewerbeordnung 44 a I^o. 7; Marcinowski § 44 a 

Ko. 2. 

2) Geweibeordnung §§ 14a u. § 57. 

3) Geworbeordiiung §§ 44 u, § 57 b. 

*) Gewerbeordnung § 41a; vergl. Marcinowski zu § 44 No. 8. 
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den Gebrauch der Person, auf deren Namen sie lautet. Kein 
Stellvertreter im Handel im Umlieraielien ist zulässig Wenn 

ein Reisender Beiiielfer mit sich zu nelini(;n wünscht, braucht 
er die Erlanbniss (h*r Beliörden und dies bringt sofort ver- 
schiedene andere Bestimmungen in Anwendung -j. 

Weini der Jnliaber einer Legitiniationskarte es unterlässt, 
sie bei sich zu lühren und auf Verkingen den Behörden vor- 
zuzeigen, oder darauf besteht, seinem Geschäfte nachzugehen, 
wenn er dazu nicht im* Stande ist, kann er mit einer Geld- 
strafe bis zu 30 Mk. und im UnveimQgensfalle mit Haft bis 
zu 8 Tagen bestraft werden'). Wissentlich unrichtige An- 
gaben znm Zweck der Erlangung einer Legitiniationskarte, 
die l ebert ragung an einen Andern oder niidere Zuwider- 
haiidhingen werden mit Geld.>^tra^'e bis /ii 150 Mk. und im 
Uiivermü^eusfalle mit Haft bis zu vier Wochen bcätrafl'). 

II. Die Buchhändler und permanenten 

Verkauf SS tellleu. 

Dies ist eine Ai*t stehenden Gewerbebetriebs, welchem 
der Staat besondere Beschränkungen auferlegt. Wer den 
Betrieb irgend eines stehenden Gewerbes beginnt, muss gleich- 
zeitig Anzeige davon bei den Behörden machen. Verkäufer 
von l)ru(k.->cliriften und Zeitungen und Buchhändler (auch 
Iniiaber von Lesekabineten und Buclidruckereien) müssen bei 
der Eröllnung ihres Betriebes das Lokal desselben, sowie jede 
spätere Veränderung desselben am Tage ilu'es Eintritts an- 
geben^). Ein Kolportagehändler, der z. B. an einer Veriuiufs- 
stelle in einem Bahnhofe Zeitungen feilbietet und deine 
Waaren anderswo unterbringt, wie bei sich zu Hanse, muss 
nicht nur den Ort semer Verkaufsstelle, sondern auch das 
Lokal angeben, wo er sdnen Vorrath aufbewahrt^). Dies 



*J Kayser, Prosarecht S. 670 t. 

S) Gewerbeordnung § 62. 

*) Gewerbeordnung § 149 Ziffer 1. 

*) Gewerbeordnung § 148 Ziffer S n. 6. 

Gewerbeordnung § 14. 
^ Johowa Jahrbuch, Bd. 1 8. 188; Marcinowskl su § 19 No. 8. 
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legt (Ins ^fotiv (\vv Bestininniiig klai-, welches daiin besteht, 
der Pülizt i es zu erniögiiclieii, alle Exemplare der Zeitung im 
Falle (M'uer niif^eordiieten I?esclila<:;iial)me sofoit zu ermitteln. 
Eine Unterlassung in der Beobachtung dieser Bestimmung 
wird mit (Geldstrafe bis za 150 Mk. und im Unvermög^eiisfaUe 
mit Haft bis zu vier Monaten bestraft^). 

III. Gewerbsmässiges Verkaufen and Aas- 
rufen von Zeitungen auf öffentlichen 

Wegen, Strassen, Plätzen oder an andern 

öffentlichen Orten. 

Dies ist im Allgemeinen eine Form des sog. ambulanten 
Gewerbebetriebs oder fliegenden Buchhandels. Soweit es jedoch 
ein stehendes Gewerbe ist und ein Lokal besitzen kann, hsi 
es auch den Bestimmungen die im letzten Paragi aphen erwähnt 
sind, unterworfen 2). Bin solcher Händler braucht eine Er- 
laubniss von der Ortspolizeibehörde, welche Legitimations- 
schein" genannt ist. Dieser niuss auf seinen eigenen Namen 
ausgestellt sein und nuiss von ihm bei sich geführt werden*). 
Gründe zu einer X'erweigeruug desselben durch die Polizei- 
behörden, lassen sich linden 'j. 

1. Wenn der Nachsuchende mit einer abschreckenden 
oder ansteckenden Krankheit beliaftet ist, oder auf ab- 
schreckende Weise entstellt ist. 

2. Wenn er untei" Polizeiaufsicht steht. 

3. Wenn er ül)el heiüchtigt ist wejren gewohnheits- 
mässigei Arbeitsscheu, Bettelei, Landstreicherei und Trunksucht. 

Der Schein ist auch „in der BegeP zu versagen'^): 

1. Wenn der Nachsuchende noch nich gi'ossgährig ist 

2. Wenn er blind, taub oder stumm ist, oder an G^stes- 
schwäche leidet. 



*) GewerbeordDung § 148. 

S) G. A. 40 S. 19G; Johows Juhrbucii Bd. 1 S. 183. 
^ Gewerbeordnung? § 48. 
*) Gewerbeordnung ^§ 48 u. 67. 
6ewerbeordnaDg§§48 u. 67 a. 
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Der Schein darf ausserdem versajjt werden^): 

1. Wenn der Nachsuchende keinen festen Wohnsitz im 
Inlande hat. 

2. Wenn seit der Verbüssungf einer secliswöchentlichen 
Strafe für irgend eines von mehreren specifizierten Yerbrecben 
drei Jahre noch nicht verflossen sind. 

Wer seinen Legitimationsschein nicht bei sich flihrt, 
während er in der Ausübung seiner Gewerbethätigkeit be- 
griffen ist, wird mit Geldstrafe bis zn 80 Mk. nnd im Un- 
vermögensfalle mit Haft bis m adit Tagren bestraft^). Andere 
Zuwidcrhaiidlunj^-en: Geldstrafe bis 150 Mk. und im Unver« 
mögenüt'alle Halt bis vier Wochen'). 

A n s n a Ii m e. 

Ausnahmen von obigen Kegehi für Grewerbebetrieb auf 
öffentlichen Wegen, Strassen, FlILtzen oder an andern öffent- 
lichen Orten können durch die höhere Verwaltongsbehörde 
auf Grund eines Gemeindebeschiusses für einzelne Gemeinden 
verfügt werden. Es kann bestimmt werden, dass Personen, 
welche Zeitungen auf diese Weise innerhalb des Gemeinde- 
l)ozirks in dem sie ihren AVohnsitz oder ihre geweibliche 
Niederlassung liaben. anbieten, eine spezielle Erlaubniss haben 
sollen, die in ihren Erfordernissen nachdrücklicher ist, als der 
„Legitimationsschein". Die Erfordernisse für die Ertheilung, 
Yersagung und Zurücknahme der Erlaubniss und der Be- 
stimmungen fdr die spätere Ausübung des Geschäftes, sind in 
einem solchen Falle im Allgemeinen dieselben als für den 
Hausierhandel ausserhalb des Kiederlassungsortes, wie im 
nächsten Paragraphen angeführt*). 

Die Verwaltungsbehörde kann ihre besondere Verordnungen 
auf gewisse Warenkategcirien Ik schränken, also zweifellos auf 
gewisse Klassen von Zeitungen. Es gibt jedoch eine Garantie 

*) Gewerbeordnung §§ 43 u. 57b. 
») Gewerbeordnung § 149 No. 1. 
^) Gewerbeordnung § 148 No. 5. 

*) Gewerbeordnung §§ 42 b. 67a, 57 b, 58, 59 Abs. 1, 60b 60e. 
60 d, Abs* 1 u. 2. 
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(lass der (Tewerlu^betri«'!) iiirht von einer Erlanbniss abliängif;: 
gemacht werdt^n darf, iiisotVni als dei- Verkaul" von Haus zu 
Haus betrieben wird, oder insofern er die Erlangung- von 
Abonnenten für eine Zeitung durch Reisende im Dienst des 
Inbabei-s eines bestehenden Pressgewerbes betrifft, wenn die 
beschäftigten Pei'sonen in allen diesen Fällen innerhalb des 
Gemeindebezirks des Wohnsitzes oder der gewerblichen Nieder- 
lassung sich aufhalten^). AVer während der Ansübnng des 
Gewerbebetriebs diesen Erlanbnissschein nicht bei sich fühlt, 
wird mit Geldstrafe bis zu 30 Mk. und im Unvermögensfalle 
mit Haft bis zu acht Tagen bestraft"^). Ander«? Zuwider- 
liandlungen: Geldstrafe bis zu löo Mk. und im Ünvermügens- 
falle Haft bis zu vier Wochen'*). 

Druckschriften, welche geeignet sind, „Aergerniss zu 
geben in sittlicher oder religiöser Beziehung", oder welche 
vermittels „Zusichernng von Fi'ämien oder Gewinnen** ver- 
trieben werden, deren Ankaufen nnd Feilbieten im Umher- 
ziehen verboten ist, sind m gleicher Weise vom Verkauf 
von Hans zu Hans, oder in der Strasse oder in öffentlichen 
Plätzen innerhalb des (lemeindebezirks des Orts der gewerb- 
lichen Nit^dcrlassnni;- ausgescldossen 

Dies sind solche Schriften, weiche enthalten : 

1. Eine Verletzung des sittlichen Getiihls Anderer, d. h. 
nicht nur Unsittlichkeit in einer geschlechtlichen Beziehung, oder 

2. Eine Verletzung des religiösen Gefühls Anderer, d. h. 
von dem Standpunkte einer gewissen anerkannten Religions- 
gesellschafb ans betrachtet 

£s ist ein umfassenderes Verbot, als dasjenige das in 
den Strafgesetzen betreffs des Inhalts über Unzacht und 
Gotteslästerung der 184 und 186 des Str. G. B. enthalten 
ist-). Der Händler braucht jedoch kein Verzeichniäs seines 

') Gewerboordming 4"J b und 44 Abs. 1. 

-) Gewerboordnung § 149 Zitier 1. 

3) üewerbcurdnung § 14a Zitier 

*) Gewerbeordnung 42a und 5(3 Ziffer 10. 

Kayser, üew6rbeordnun<; zu § 66 No. 15: Uardnowski zu § 66 
Zif. 10 und dort citierte Erkenntnisse. Vgl. oben S. 87 b. 

9 
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Vori'atlis zusanimenznstellen und es den Beliörden zur Ge- 
nehniiguno; zu unterbi eiten, wie dies beim Hausierhandel im 
Umherziehen geschehen muss*). Zuwiderhandlungen geo^en 
dieses Verbot sind strafbar mit Geldstrafe bis zu 150 Mk. 
und im Unvennögensfalle mit Haft bis zu vier Wochen^). 

i V. Der H a u s i e 1' h a u d e 1. 

Dies ist eine Verbreitungsmethode, die für den gewöhn- 
lichen Fall der heutigen Zeitungen zu langsam ist, und die 
Bestimmungen sollen hauptsächlich den Buch- und Broschnren- 
handel betreffen. Dieser Handel im Umherziehen wird durch 
einen Mann betrieben, welcher seine Waaren mit sich führt, 
nm sie von Ort zn Ort und Haus zu Haus zu verkaufen. 
Ein solclier Handel bedarf eines soo^en. „ Wandergewer be- 
sclieines" Die Ikhürden werden einem ^Naclisuchendea 
diesen Schein verweigern'*): 

1. Wenn er mit einer abschreckenden oder ansteckenden 
Kmnkheit behaftet ist oder in einer abschreckenden Weise 
entstellt ist. 

2. Wenn er unter Polizeiaufsicht steht. 

3. Wenn er zu einer Strafe von mindestens drei Monaten 
für gewisse specifizierte Verbrechen und Vergehen verurtheilt 
worden ist und noch nicht drei Jahre seit V^erbüssung der 
Strafe verflossen sind. 

4. Wenn er übel berüchtigt ist wegen gewohnheitsmässiger 
Arbeitsscheu, Bettelei, Jjandstreicherei oder Trunksucht. 

Der Wandexgewerbeschein wird in dei* Kegel dem Nach- 
sucher verweigert*): 

1. Wenn er noch nicht grossjfthrig ist 

2. Wenn er blind, stumm oder taub ist oder an Geistes- 
schwäche leidet. 

I) Vorgl. Artikel über Prcsagewerbe in Stengels Wörterbuck 
und in Conrad's Staats Wörterbuch; Kayser, Gewerbeordnung zu 
§42a No. 4. 

Geworbeordiuiiig § 148 No. 6. 

') Gewerbfordiiung § 65. 

*) Gewerbeordnung § 67, 

<) Gewerbeordnung § 57 a. 
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Er ilarf ausserdem ti(^m XaclisucluM' vprwei^'ert werden): 

1. Wenn er keinen festen Wulinsitz im inlande hat. 

2. Wenn er zii einer Freilieitsstiafe von mindestens 
C Wochen für gewisse strafbare Haodlungfen venirtheilt 
worden ist and noch keine drei Jabre seit Verbttssang der 
Strafe verflossen sind. 

3. Wenn er wiederholt im Laafe der letzten drei Jahre 
wegen Yerlebsnng der Vorschriften über den Gewerbebetrieb 
im ümherzielien bestraft worden ist. 

4. Wenn er ein oder mehrere Kinder hat, für deren 
Unterhahit und t'nterrirlit er nir-ht f^eniit-MMid fifesoroft hat. 

Der AV'andeigewerbeschein kann dnrcli die Behörden 
znrnckgez()g:en werden, wenn nachträglich in Erfahrung ge- 
bi acht \^'ird, dass der Jnliaber des Sciieines diese Erfordernisse 
niclit besitzt^). £s existieren gewisse Ausnahmen zu dieser 
Eegel, welche die Ertheilnng eines Wandergewerbescheuis 
für Ausländer berühren'). Der Schein wird meistens fdr die 
Dauer des Kalendeijahres ausgestellt und berechtigt den In* 
haber nach Zahhui^ der erforderlichen Steuern seinem Geschäfte 
fiberall im Gebiete des Kelches lun iizugelien. Er muss eine 
Pei s(jiial-nes( Iii'eil)ano: des Inhabers und die näliere Bezeichnung^ 
des Gescliättsbetriebs enthalten*). Der Inhaber des Scheines 
ist verpflichtet ihn während der Ausübung seines (Geschäftes 
bei sich zu führen, ihn auf Verlangen den kompetenten Be- 
hörden oder Beamten vorzuzeigen, und bei gesetzwidrigen 
Handlungen ihrer Aufforderung, seinen Betrieb einzustellen, 
nachzukommen % Der Wandergewerbeschein darf nicht einem 
Andern zum Gebmuch übertragen werden*^), auch ist kein 
JStellvertreter erlaubt. Der Hainlel in solchen Druckschriften, 
welche dazu angethan sind, in einer sittlichen oder religiösen 
Beziehung Aergeruiss zu geben, oder welche mittelst Zu- 



V) Gowerbcordiuui«^ § 57b. 
*) üewerbeonltmng § oS. 

3j (jeworbeonliuii)^ §'^^id; Marciuowski S. b28f. 
*) Gewerbeorcl Illing »iO. 
*) (Gewerbeordnung § 60c. 
S) Gewerbeordnung ^ 60d. 

9* 
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Sicherung: von Piüniien odei* Gewinnen vertrieben werden» i$t 
unbedingt verboten^). 

Für Hausierhandel Im Umherziehen mnss der Händler der 

znständig-en Verwaltuiij^sbeliörde seines Wohnorts ein Ver^ 

zeicliniss aller Druckj^cliiitteii, welche er zum Veik;iu('e an- 
zubieten wünsclit. zu ihrer Genchniignng- unterbreiten. Er 
darf keine anderen mit sieli führen, die in diesem g-enehmi^i^teu 
Katalog nicht mit angeführt sind und muss das Verzeichniss 
bei der Ausübung: seines ( Jeschäftes zur Hand haben und es 
auf Verlangen der Behörden oder Beamten vorzeigen^). 

Zuwiderhandlungen gegen die Veroi-dnungen betreffs der 
behördlichen 6enehnn'f^un<>", Vorztdouuff etc. des Verzeiclinisses 

oder der Voi'zei^uu^' ete. des \Vauder;^ewerbescheines werden 
mit Geldstrafe bis zu ;iO Mk. und im rnvennügensfall mit 
Haft bis zu acht Ta^ien bestraft. ])i<»selbe Strafe ist für 
denjenigen, der Waaren von anderem Charakter als soldie in 
seinem Wandelgewerbeschein angegeben sind, oder für den- 
jenigen, der unbefugt Pei'sonen bei dem Gewerbebetrieb mit 
sich führt'). 

Die Uebertragung des Wandelgewerbescheines für den 

(jlebrauch eines Andern, unrichiige Angaben um diesen Schein 
zu erlangen und gewisse andere Uebertretungen der Be- 
stimnuingen weiden mit (ieldstrafe bis zu 150 Äfk. und im 
Unvermögeusfalle mit Haft bis vier Wochen bestraft'). 

V. Die nichtgewerbsmässige öffentliche 

Verbreitung. 

Diese Art Kolportage kann durch die Ortspol izeibehörde 

verboten werden, \v(!nn ein Xachsuchender die Eitordernisst» 
nicht besitzt, welche zur Ausstellung eines ,.Legitiniations- 
scheines". für das gewerl)sniässige Verkaufen und Ausrufen von 
Druckschriften auf öifeutlichen Wegen, ätrasseu, Plätzen etc. 

1) Vergl. oben S. 
'■^) GRwerboordinin^ § oG. 
^) (jinvcilioordming 5; I4l>. 
<j (iewerbeortluung § 14ö. 
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nöthig wären ^). Ein solelier nichtgewerbsmässiger Handel 
ist natürlich denselben Verboten wie der gewerbsmässige 
anterworfen, in Bezug anf das Feilbieten von Druckschriften, 
welche dazu angetlian sind Aergemiss m erregen, odei* welche 
mittels Prämien verf heilling verkauft werden*). Diese Art 
Haii(l(^l ist ebt'iitalls den vei mehrten Bescliräiikuiigt n imtcr- 
"VVOi'fcTi. (liu i'li <liV iKÜiert' \ walt mi^sl>eli(»r(l<^ auf (Ti uiid 
eiiit'S (iemein<lt'lM'S('lilusse.s für einzelne ( »enieindcM an^reordnet 
werden kennen Eine Krlaubniss ist nicht erlorderlicli zur 
niditgewerbsmässigen Vei tlieilnng- von I )i nek^chriften in ge- 
schlossenen Bäumen, wie bei einer politiscben VersammUuig'). 
Zuwiderhandlungen gegen die polizeilichen Verbote über die 
nichtgewerbsmässige Verbreitung werden gemäss derselben 
Bestimmungen, welche betreffs des regelrechten „Legimations* 
Scheines^ in Kraft stehen, bestraft"). 

II. Kapitel. 

Specialbesteuerung des Presswesens. 

Die besondere Besteuerung der Zeitungen in Deutschland 
in irgend welcher Form ist nicht mehi* zulässig®). Ihrem 
Prindp nach nehmen indessen die Bestimmungen beziiglich 
der Abgabe von Freiexemplaren an Bibliotheken die Natur 
einer Steuer an. An und f3r sich ist dies allerdings nur eine 
geringe Last für eine Zeitung, deren Ausgaben rasch und 
verliältiiissinässit;- InWi^ liergestellt werdiii. Im Falle eines 
Buches jedoch, dessen Auliage vielleicht klein und kostspielig 
ist, nimmt dirse Frag-e eine weit wichtigere 8lellung ein ~). 
Dank der Unfähigkeit der Landesregierungen in diesei' ^che 



1) Pressgesets § 6. Gewerbeordnung §§ 4d, 67 Ko. 1, 2, 4, 67 a, 
67 b, No. 1 u. 2. VergL oben III dieses Capitels. 
^ Gewerbeordnung §§42a u. 66 No. 10. 
*) Gewerbeordnung § 42b. 

*) Gewerbeordnung § 43. 

Pros.s!g( setz § (iewerbeoulnung § 148. Ver(j;l. oben S. 
^) PrcsHgt'Ht'tz § 31) Gowerboordmmi:: 7. 

Berner J'reesrecht S. 331 U hiaU i'ressrecht Ö. 64 f. 
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zu einer Ueberkunft zu kommen, herrschen, durch Erklärung 
des Eeichsgesetzes, die Landesgesetze immer noch^). 

Die Bestimmungen sind daher in den vei-schiedenen 
Staaten nicht dieselben. In den alten preuss. Pi'ovinzen Ist 
der Verleger verpflichtet, kostenfrei, — ansser dem an die 
Polizeibehörde za schickenden Pflichtexemplar zwei Exem* 
plare seines Blattes, eines an die konigl. Bibliothek in Berlin, 
und i\'d> uiulere an die Universitätsbibhothek der Provinz, in 
welcher er wohnt, zu senden^). Dieselbe Bestimmup<jf besteht 
in Haniiov'"!. wo ein Exemplar nach Jierliii und ein anderes 
zu der Universität von Göttingen gehen nniss. In den neueren 
preuss. Provinzen, existieren solche Vei'pflichiungen nicht*). 
Es gibt noch gewisse alte Kegulationen, denen zufolge die 
Abliefeitmg stattfinden muss^). In einigen Staaten ist diese 
Last ganzlidi aufgehoben worden und die Bibliotheken be- 
zahlen für die Zeitungen, die sie brauchen. 

MI. Kapitel. 
Yeröifentlicbuug von Nachrichten durch Anschlag. 

Eine grosse Hilfe für den Geschäftsthefl der Zeitung ist 
die Erlaubniss, Verkündigungen der wichtigsten Ereignisse 

durch Anschlag zu veröffentlichen, sobald die Nachricht derselben 
durch die ihr zu Dienst stehenden Nachrichtenvermittler ein- 
gehen. Hierin liegt nicht nur ein nuiglicher finanzieller N'ortheil 
für die Zeitung-, welche durch die rasche A'erkündigung von 
Nachrichten auf ihren Anschlagbi'ettern die Gelegenheit hat, 
das Publikum von ihrer lintemehmungskraft zu fiberzeugen 
und so den Kreis ihrer Leser auszudehnen, sondern ist auch 
fQr das Publikum von grOstem Nutzen, da es dasselbe in 
möglichst kurzer Zeit mit Nachrichten bekannt macht, welche 
oftmals von grdsster dfi^ntlicher Tragweite sind. 

1) Presagesctz § 30. 

2) § G dos Prouss. Frpssgcaetzes von 1851, Gesetzsammlung S. 
275. Vergl. Pranke, Ab-^-abo der Pflichtoxcmplare Berlin IHHH S. 131. 

*) Vergi. Artikel über l'rcs^igewt'rbe iu btengols Wörterbuch, 
Thilo Ö. 123, BerntM- ProssrecliL S. SM). 

*) Vcrgl. Hartniuiui, i'ressgeaetz Ö. 61. 
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Vor einer Zeituiigsexpeditioii wird in manchen Ländern; 
wie in Amerika z. B. fast immer ein knrz ziisanniien;L,^estelltes 
Yerzeichniss der Tagesneuigkeiten ausgestellt. Es ist die erste 
rfliclit des Telegrannn-Kedakteurs, nachdem eine wiclitige 
j^acbrickt eingelaufen, eine kurze Zusammenstellung für die 
Skassa zu bereiten, welche dann in höchter Eile in grosser, 
lesbarer Sdu'ift auf Pappdeckel oder Papier in den Schau- 
fensteni der Expedition oder sonst an der Voi'derseite des 
Gebäudes, angebracht wird. Dies wird durch die Plakat- 
gesetze in Deutschland, wenigstens in Preussen, unmöglich 
gemacht. 

Auch in dieser Sache, wie in der, der Abgabe der Frei- 
exemplare erklärt das Pressigesetz die Bestinmiungen der 
einzelnen Landesregierungen als in Kraft bleibend^). In 
Prenssen ist das Verbot der Anschlagzettel allgemein und eine 
Erhtubniss fßr dieselben nur ausnahmsweise. Plakate, welche 
etwas anderes als Verkündigungen Aber gesetzlich nicht ver- 
botene Versammlungen, über öffentliche Vergnügungen, über 
gestohlene, verlorene oder gefundene Sachen, über Verkäufe 
oder andere Nachrichten für den gewerblii heu \'erkehr ent- 
halten, dürfen nicht öffentlich aiu»-es(]dagen wt^rden-). Ferner 
ist für das Anschlagen von Verkündigungen dieser Ausnahme- 
ialle polizeiliche Erlaubniss eiforderlich'). 

Die Frage ist aufgeworfen worden, ob, wenn ein Extra- 
blatt angeschlagen ist, dies als Plakat im Sinne des Gesetzes 
zu betrachten sei. Insofern als ein Extrablatt „zur Kennte 
nissnahme des Publikums'* dient, ist es als dazu gehörend 
gerechnet worden^). Da dies beinahe der einzig denkbare 
Zweck der Ausgabe eines Extrablattes ist, so dürfte es keinen 
Fall geben, in welchem es nicht von dieser Gesetzesbestinnnung 
betroüeu würde. Die Mittheilung, dass in der Expedition 



') Pressgesetz § 30. 

2) § 9 de.s Pieusö. Presagesotzea von 1851 Güäetzäammlung 
S. 273; Dalcke, Strafrecht und Stralprozess S. 410 f. 

») § 10 I'rciKss. ProöSijcsetz von 1851 G. A. 37 S. 321. 

*) ii. A. 39 S. 8:6; Johow's Jahrluch Bd. 5 S. 286. Vergl. auch 
Marquardaen S. 260 j Thilo S. IIS. 
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ein Extrablatt erhältlich ist, ist andrerseits ein solches Plakat, 
für welches die polizeiliche Erlaubniss erlangt werden kann, 
d. h. eine Ankündigung über „Verkäafe" oder über den „ge- 
werblichen Verkehr** Der Charakter eine» Anschlagzettels 
ändert sich nicht, wenn er geschrieben, anstatt gedruckt ist*). 

Von anderer Seite ist angef&hrt worden, dass der poli- 
tische Thett einer Zeitungsnnmmer, der in den Schanfenstem 
einer Zeitungsexpeditioii angebracht worden war. „nur im 
gewerblichen Interesse zu lleklamezwecken der Ivenntniss- 
nahnie des Publikums wäre" und deshalb der ])egritf von 
„Anschlagzetter' oder „Plakate*', wie im Gesetz erwähnt, 
nicht erreicht worden sei. Ein solches Plakat oder ein An- 
schlagzettel muss die Gestalt eines Maneranschlages besitzen, 
was bei einer gedruckten Zeitung nicht der Fall"). 

Das Strafmass für Uebertretung des preussischen Ge- 
setzes ist 50 Thaler oder G^fängnissstrafe bis zu sechs 
Wochen^). Die Gesetze sind in dieser Hinsicht in den ein- 
zelnen Staaten verschieden und haben in einigen eine liberalere 
Tendenz als in Preussen eingeschlagen. 

IIL Theil. 

Die Beziehungen der Zeitung zur Post und 
zum Telegraplien. 

1. Kapitel. 

Die Post. 

Die Post ist nicht nur der Zeitung von unscliätzbarem 
Nutzen dadurch, dass sie dieselbe in Verbindung mit ilu-en 
KoiTespondenten bringt, sondern sie ist auch, wie wir dies 
schon oben angedeutet, einer der Haupt vermittler, durch 



Marquardscn S. 2<>0. 
») Jühovv'.s Jahrbiu'li Bd. 2 S. 202. 
8) ü. A. 3'J p. a76. 

*) §41 l^reubö. rress^jeseu von 1851. 
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dessen Hilfe tlie ZeitaDg ans den Hfind(!n des Produzeiiteii 
in die des Konsamenten g^elangt. Dies ist ein Monopol unter 
Staatskontrolle und anch liier wieder zeigt sich der Eintiuss 
des Staates als ein sehr wichtiger. Bas Postmonopol ist 
derart, dass Zeitiing:en p<»litischen Inhalts, welche mehr als 
einmal wöchentlich ersclieinen, — mit einigen noch zu er- 
wähnenden Ausnahmen — ir(';;en HczahUing- auf keinem an- 
deren Wege, als dem dci' Pust Itcf'irdei-t werden küiineu'). 
'Als eine Zeitung „politisclien Jiiliaits" wird eine solelie an- 
geselien, welche regelmässig politische Nachrichten verötient- 
liclit^) und es wird der Fall einer Zeitung angeführt, welche 
das Keichspostamt als nicht „politischen Inhalts*^ erklärte und 
daher von der Eontrolle der Post ansschloss'). 

Solche Unterschiede sind hier niclit von Belang. Eine 
Zeitung ist eben keine Zeitung, wenn sie die Xaehrichten 
nicht verüftentlicht. denn dies ist ihre erste Ptlieht. es ist, was 
ihre Leser von ihr erwarten und verlangen. Andere Menschen 
haben andere Missionen, aber es ist Aufgabe des Jour- 
nalismnSi Nachrichten zu sammeln, zu bereiten und zu be^ 
sprechen. Wenn die Zeitung Nachrichten bringt, muss sie 
unbedhigt unserer heutigen Ansicht nach, jenen Theil derselben 
bringen, der auch den Staat berührt und auf das politische 
Gebiet fllllt. Ein Staat, über welchen es gar keine Nach- 
richten gil)t, ist undenkbar. Eine Zeitung nicht politischen 
Inhalts kann vielleicht eine l^uldikation von grossem Weithe 
in ihrem eigenen Gebiete sein, kann uns jedoch hier nicht 
beschäftigen. 

Es giebt drei Ausnahmen zum Postmonopol, wie folgt: 
a) Die Befördening per Post kann nur von Orten mit 
einer Postanstalt nach anderen Orten mit einer Postanstalt 
stattfinden. Der Bestimmungsort muss daher ein solcher sein, 

an welchem sich eine Postanstalt belindet. Im anderen Falle 



^) § 1 des Gcsptzcs über das PostweSGii vom 2S. Oktober 1871. 

2) Damhacli. Po.st j^osotz S. 1 7 f. 

^) Dainhiich, l'oHtgeaetx ö. 18, Verfügung des Keichspoatamts 
vom 18. Oktober 1888. 
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verzichtet die Post auf ilir Monopol und der Verleger kann 
seinen Versand einrichten, wie er wilP). 

b) Post verzichtet auch auf ihr Monopol zwischen 
allen, innerhalb des zweiuieiligen Umkreises des Ursprnngs- 
ortes der Zeitung gelegenen Punkten Dies bedeutet, dass 
die 2eituntg einen Umkreis von zwei Meilen zu ihrer Yer- 
fttgfiing hat, innerlialb dessen sie ibre Leser nach eigenem 
Belieben versehen kann. Es mnss dies auf folgende Weise 
verstanden werden: Der Ursprungsort ist bei einer ZSeitung* 
der Ort, wo sie herausgegeben wird und ei*scheint^) und zwar 
nicht das Gel)äude oder die Strasse, sonileiii der Ort im 
wt^iteren Sinne des Wortes. Die zwei Meilen (15 Kilometei-) 
weiden von dem aussei-sten Punkte des Ortes, an welchem die 
Zeitung erscheint, bis zu dem Anfangspunkt des Bestimmungs- 
orts^) gerechnet. Die Entfernung nach der Luftlinie ist 
entscheidend 

c) IMe Beförderungen von 2ieitungen durch expresse 
Boten oder Fuhren ist zulässig. Die Post verzichtet auf ihr 
Monopol zwischen allen Plätzen und auf alle Entfernungen, 

wenn die Beförderung durch einen „Expresser" stattfindet. 
Ein solcher Ex])resser darf al)er nur von einem Absender 
abgeschickt sein und dem Postzwange unterliegende Gegen- 
stände weder von Andern mitnelnnen. noch für Andere zurück- 
bringen'^). Diese Methode steht nittiirlich einem Verleger zur 
Vertheilung einer Zeitung an ihre Abonnenten frei Sie Ist 
jedoch in gewöhnlichen Fällen unausführbar. Ein Spediteur 
einer Zeitung kann einen expressen Boten schicken, m ihren 

1) § 1 Postgeaetz, 

2) Ebenda. 

3) Dambach, Postgeeetz S. 20. 

*) Sydnw, Artikel Uber FosUwang in Stengels WOrterbucb; 
Pambach, PostgeseU Ö. 19. 

6) E 4 S. 337. 

«) § 2 Festgesetz. 

ürk. dos Preuss. Oböftribuuals, Oppenhüff Ii. 6 S. 5o2; Dam- 
bach) Poatgesetz S. 26. Zur Vervollständigung des Begriffe „Expresser 
^ote* vergl. pambacbi Postgeset« 8. 26 f.: aucb G 1^ 3. l^i und 
P 22 S. 300. 
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Kunden Zeitungen zum Verkauf zu bring-en. Jir muss dies 
jedoch auf eig:eue Gefahr liin tliun und als alleiniger Absender 
und nicht als der blosse Agent von bestimmten Abonnenten. 
Im letzteren Falle wttrde der Spediteur aufhören der Absender 
zu sein und dieses Amt würde auf seine Abonnenten über* 
gehen, die nicht eine, sondern mehrere Personen sind, welchen 
diese Art von BefÖrderntigr verboten ist*). Es müssen immer 
klar und deutliili zwei iV.rsonen in dw Sache zu thun haben, 
der Absender und der Bote. Ein Spediteur oder Verlejrer 
oder anderer Absender kann also nicht sein eigener Expi esser 
sein^). Der Bote muss immer von seinem Prinzipal mit 
seinem besonderen Auftrag abgeschickt werden. £r ist kein 
Expresser im Sinne des Gesetzes, wenn seine Haupt- 
beschäftigung aus etwas Anderem besteht und er nur die 
Zeitungen als Nebengeschäft mitnimmt*). 

Mit diesen Ausnahmen ist das Postmonopol absolut. Der 
Verleger kann ausser durch die Post, die Eisenbalmen nicht 
benützen, wie dies in Amerika z. B. und in einigen andern' 
Ländern geschieht, wo das Zeituiiitswesen eine vorgerückte 
Stufe der Entwicklung erreicht hat. Zeitungspackete können 
auf den Eisenbahnen in Deutschland nicht als sog. ,. Express- 
gut** geschickt werden '*). Innei halb des Obietes des Post- 
monopols stehen zwei Metlioden offen, dui^cli welche die Zeitung 
verschickt werden kann, 1. Unter den Bestimmungen über 
das System des Postdebits, und 2. Unter den Bestimmungen 
die auf gewöhnliche Drucksachen Anwendung finden. 

I. DasPostdebit. 

Das Postdebit für Zeitungen ist ein eigenthümliches 
Gebiet staatlicher Tliätigkeit, dessen Ursprung sich zu der 
An£angsgeschichte don Zeituugswesens zuiückieiten iässt, wo 

1) Erk. V. 28. September 1880 B 2 S. 272. Brk. v. 6. April 1889 

E 19 S. K 8. 

2) Dambach, rostj^^osotz S. 27; E Iii tS. luy. 

3) Dambacli, l'oslgeaot/ iJ8; Schott i)i Endeniuiui'.H Handbuch 
U. Deutsch. Halld('l^^•, ßen- uihI Wt^hsouechts. Bd. Ö S. 53S. 

*) Erk. V. 27. Jivii. ibbl E. ii ö. aoo Dauibachj l'oötgeäcU S. 146. 
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die Postmeister die Ersten waren, welche in den Besitz von 
Neuigkeiten (gelangten, Zeitungen schrieben und natürlich zn 
gleicher Zeit ihre Verbreitung besoi^gten^). Es ist eine so 
alte Institution, dass es nur einen kleinen Platz in dem posi- 
tiven, geschriebenen Recht einnimmt. Bei der Gründung des 
heutigen Deutschen Keiches, wurde es als etwas schon be- 
st»'lien(l(;s, anf«"efasst und es wurden liieriilier keine definitiven 
IJestimiiiungen gemacht. Ks beruht daher zum fj^i'ossen Tlieile 
auf Gewohnheitsrecht, und insbesunderL' auf d(;n Beslimumngeii 
in der Dienstinstiuktion der Fostverwaltuug^). 

FOr das Postdebit wird in der höchsten Instanz von dem, 
in Berlin gelegenen Postzeitungsamt Sorge getragen, das 
seine Wirksamkeit auf die verschiedenen einzelnen Post- 
anstalten des Reiches ersti-eckt. Die lijuiptagenten in diesem 
Staatsunternehnien sind die sog. Verlajis[)()stanstaUen auf der 
einen iSeile und die Absatz- oder Debitspostanstalten auf der 
andern. Der Zeitung:sverleger steht direkt nur mit der 
Yerlag:spostan8talt in Verbindung, d. h. der Postaustalt in 
dem Orte, in welchem sein Verlag liegt, und von welchem 
aus er seine Publikationen an seine. Abonnenten versenden 
muss. Die Erlangung der Piivilegien des Postdebits ist nicht 
schwierig. Keine politische Zeitung') die innerhalb des Gebiets 
des deutsches Kelches erscheint, kann von dem Postdebit 
ausgesclossen werden, und dieselben Dienste sollen Allen ge- 
leistet werden ohne Rück.sicht aul' den \'oi-(heil des Einen 
oder den Nachtlieil des Andern^). Dies uimuit die Form, einer 
der l^uät aut'erlegten VerpÜicJituug au. 

Wenn es eine allgemeine Verpflichtung ist,'80 entsteht 
sofort Verwirrung in dem Falle des Verbotes der ferneren 



* 1) Vergl. Stephan, Rede im Reichstag 1871 (Verhandl. Bd. 1 
S. 666); Mittelstein, Beitrage zum Postrecht 1891 S. 181; Artikel Ober 

die Post von Fischer in Conrad's Handwörterbuch Bd. V S. 188. 
2) Vergl. Mittelsteiu Postrecht S. 131. 

8) In Bezug' auf die Verpflichtung^ der r'oat {?oj^on sog. poli- 
tische und niclitpolitläche Leitungen, siehe P^mbi^ch S. 30 und 34. 
*) § a Postgeaet«. 
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Verbieituiig* einer Zeitung^). Die ziemlicli sonderbare Schhiss- 
folgej'UDg wird in diesem Jb'alle gezngen, (la.ss die Zeitung 
noch im Postdebit bleiben nuiss, dass der Abonnementspreis 
für die verbotene Zeitung durch die Postbeamten angenommen 
werden mnss, obgleich die Post daran verhindert ist, die 
Nnmmein der Zeitung, für welche sie die Zahlung erhalten 
hat, m liefern^). Andererseits erscheint die Zulassung in- 
lÄndisdier, nichtpolitischer Zeitnngen, und Zeitschriften, sowie 
aii>laniliscber Zeitungen etc. zu dem Debit nur eine Gefällig- 
keil von Seiten der Post zu sein^i. \U i ausländischen Zeitungen 
findet, im Falle ciiies Verbots der ferneren \'erbreitung, welclie 
Macht immer in den Händen des Keicliskanzlei's liegt^j, sofort 
il)So facto eine Entziehung des Postdebits statt, soweit die 
Zeitung bishei* diese Vergünstigung genossen hat^). 

Wenn ein Verleger zu debitieren wünscht, muss er ein 
Formular*), welches ihm von der Verhigspostanstalt geliefei^t 
wird, ausfüllen. Auf diese geschriebene Erklärung basiert 
sich der Kontrakt zwischen dem Verleger und der Post. AiU 
dem Furniular giebt der Verleger den Titel seiner Zeitung 
an, wie oft sie erscbeint, die Bezngszeit und den Erlasspreis 
für das Exemplar. Der Verleger vei pflielitet sich auch durch 
seine eigene Unters* h ritt Bestellungen für seine Zeitung aucli 
für den zweiten und dritten, und für den dritten Monat im 

^) Kill solclu'S Verbot war im deutächen Keiche von 1878 — 
1890 unter dem Aiiti-Öocialiatengesetz möglich, und bestellt noch 
in Bezug auf Elaass-Lothringen. Vergl. Dambach Postgeaetz S. 3G. 
Danibacb Postgesets S. 86. 

*) Die Beziehungen ausländ. Zeitungen su dem Poatdebit tragen 
einen etwas verschiedenen Charakter, gemft8,8 des Internat Wiener 
Zeitungattbereinkommens v. 4. Juli 1891, ein Zusatxabkommen zum 
Weltpostvertrag. Dies stellt alle Zeitungen des Auslands, die mit 
dem Abkommen ttbereiiiBtimmen auf gleichem Pubs mit den in* 
lauUiBclien Zeitiingon, in Hinsicht auf ihre Besorgung und Debitirung 
durch die I'ost. Ver^^l Fischer Artikel über die Post in Conrads 
Handwörterhuclt: uuch ZeituiigsUst© fUr lbi)4 § l. 

•*) KeicliBpiessgesetz § 14. 

^) S iehe oben S. 70, Marquardsen S. 95, Schwarze S. 48. 

Vüv dieses Formular siehe Allgemeine Dienstanweisung für 
Post ujul Telegraphie 1892 Abschnitt V Abth. I 8.204-6. 
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Vieri f'ljalir pfo^jen Zalilnnc" von hezw. p^ep^pbenon 
viel teljäliiifreii Ki lasspirises, aDzunelmieii, soweit sdne Zeitung 
derart ist, dass die postalisrlien Ikstimiiinng'en dies zulassen. 
Diesen Vorschlag kann jedoch der Verleger ablehnen, indem 
er den betreffenden Paragraphen im Formnlar ausstreicht Durch 
einen eingefügten Zusatz kann der Verleger einer politischen 
Zeitung mit halbjähriger Bezugszeit sich dazu verstehen, 
Vierteljahr - Abonnements am 1. April nnd 1. October an 
zunelunen, d. Ii. also für das /weite und virMte (Quartal des 
Kalenderjalires freien ZaliliuiLT der Hälfte des lialitjälirigHii 
ErlassjireiscsM. Audi vei [lUichtet sicli d(^r Verleger beim 
Uuterzeiclinen dieses Forum lars die einzelnen Nuniniern seiner 
Z(iitun;^ der Post abzuliefern nnd dersell)en die bestellten 
Exemplare nicht zu spät zukommen zu lassen, feiner der Post- 
anstalt des Verlagsorts prompte Mittheilung einer Jeden 
Aenderung in den Bezugsbedingungen zu machen nnd zu 
bestimmten Zeiten d. h. bei Beginn der regelmässigen Bezugs- 
zeit (Vierteljahr, Halbjahr, Jahr): Zahlung in Zeiträumen 
anzunehmen, die durch die Post Verwaltung nach Massgabe 
der bereits gelieferten Nuniuiern bestimmt werden, und auch 
wenn im Falle des \'erbots dei- ferneren X'erbreitung die 
l*ost daiaii verhiudeit ist, ihren Theil des Kontrakts der 
Ablieferung zu ertüUen, willigt er ein, dem Bezieher eine 
Zurückzahlung des Zeitungsgeldes für den Theü der Abonne- 
mentsperiode zu machen, während welcher er die Zeitung 
nicht erhalten kann'). 

Dieses Stellen einer Zeitung auf den Postdebit scheint 
jedoch den Instruktionen gemäss mehr eine Sache fnr die 
initiative der Postbeamten bei der Verlagspostanstalt als für 
den Verleger zu sein. Im Falle einer neu entstehenden 
Zeitung und auch bei bereits voiliaudenen Blättern, wenn 
eine Aenderung der Vertriebsbedingungen eintritt, bat die 
Postanstalt den Verleger zur Abgabe einer Erklärung über 

J) Diojistatiwoisuii- lb5)2 Abs. V Abth. 1 S. 204 f. 

-) Kür dio rocluliche IJasia eiiior solchen Kückzahluug im Falle 
eines Verbots der ferneren Verbreitung, aiehe Entscheidungen des 
lieichsoberhandelägorichts Bd. 23 S. 9 f. 
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die Bedin^n^eii, unter welcliea er die Zeitung an die Post- 
• Tei*waltung ablassen will, zu veranlassen** 0* 

Ist die Verlagsanstalt im Besitz der gewünschten Er- 
klärung:, so wird diese an das Postzeitnngsamt in Berlin 

gesdiickt, begleitet, — wenn es eine neue Zeitnpg ist — 
von „einiofen" Exemplaren derselben, sobald nach ihrem ersten 

Ersclit'incii als nir>rrii( ii2) 

Das Postzt'itungsamt in Berlin stellt im Dezember jeden 
Jahres nach diesen Erklärnng:en der Verleger ein<' Zeitungs- 
preislisle aus, die für das kommende .lahr Gültigkeit behält, 
und von welcher eine Copie an jed<^ Postanstalt im deutschen 
Reich gesandt wird. Diese Preisliste ist ein grosses Bucli, 
in welchem die Namen der verschiedenen Publikationen alpha- 
bethisch und nach der Sprache, in der ehie jede erscheint 
geordnet sind, mit dem Preis und der Auskunft in jedem 
einzelnen Falle, die für die Beamten an allen verschiedenen 
Absiitzposlanstalten ortoi'derlich ist^). Vehuideruiiiren, welche 
im Lanfe des Jahres, hinsichtlich des Preises, der AlMunif- 
mentsbe<lingnngen, des Aufhürens zn erscheinen, der Gründung 
neuer Zeitungen etc. stattfinden, werden auch durch das Post- 
zeitungsamt durch Nachtläge bekannt gegeben. Diese werden 
am bten jeden Monats, sowie am 20ten jeden letzten Monats 
im Vierteljahr an jede Postanstalt gescliickt, und müssen von 
den Absatz - Beamten in einer freien Spalte, die zu diesem 
Zweck in der Freisliste reservieH ist, notiert werden, uni 
später Irithünier und Verwirrung zu vermeiden *). 

Das Püstdebitsystem, wie es in Deutschland organisiert 
ist, nöthigt die Zeitung zum Mindesten, zwei Dinge zu thnn, 
welche in dem Zeitangswe^eu einiger anderer Länder unbekannt 

1) Dienstanweisung Abs. V Abt I zu § 28 8. 58 f. Vergl. Post- 
ordnung von 1892 § 28, Centraiblatt für das Deutsche Reich 8. 446; 
Vergl. aach Dienstanweisung Abs. V Abt 8 § 8 8. 6 (1890) und die 
frohere Ausgabe derselben (1878- 81) § 8 8. 4, wo das Wort »auf- 
fordern'* gebraucht wird. 

-') Dienstanweisung Abs. V Abt. 3 § 3 S. 6. (1890) 

DicnslaiiNveisung' Abs. V Abt. 3 § 2 S. 8; Vergl. ZeitUUgS- 
Preisliste für irgend ein beliebiges Jahr. 

*) Dienstanweisung Abs. V Abt 3 § 2 S. 3 f. 



Digitized by Google 



— 144 — 

sind. Erstens, ist es dadurch not Ii wendig- für die Zeitnng, 
^vill sie nicht mit ollenl);ux'r Tn^erechtigkeit f^egm sicli selbst 
vertahren, — von ihren A!)onuenteu verscliiedeue Preise nach 
Art der ZusteUiing zn verlangen; und zweitens erfordert es, 
dass das Abonnement immer auf Zeiträume sich erstreckt, 
welche den Mntheilnngen des Kalenderjahres in einer solchen 
Weise entsprechen, wie sie die Postverwaltung einrichtet, 
um ihi*e Buchführung zu erleichtern. 

Was den Preis betrifft, so st-eht die Zeitiin«? dem Abon- 
nenten zinu sog'. Krlasspreise zur X'^nlügiing', welcher von 
dem \'f'rle<:;ei' o-emäss der l>est ininiinijj;-en der Postverwaltung 
festgesetzt ist und in der Preisliste^ verzeichnet ist. Dieser 
Krlassi)rei.s s^tzt sich, wie folgt, zusammen 

a! Der Einkaufspreis, d. h. der Preis, welclien die Post 
dem Verleger bezahlt und welchen dei* letztere nach eigenem 
Gutdünken festsetzt. 

b) Die Provision oder Zeitungsgebühr, d. h. die Taxe, 
welche die Post für die Besorgung des Abonnements durch 
ihre Anstalten, die Beförderung der einzelnen Nummern über 
ihre Routen etc. verlangt. Dies ist für Zeitungen, die öfter 
als viermal mDuatlich eix-lieinen, auf 25% ^^^^ Einkaufspreises 
festgesetzt. Mindestens ist jedm li für jede abonnierte Zeitung 
jährlich der Betiag von 10 Pf. zu entrichten -j. £s ist dies 
ein System, dessen Ungerechtigkeit sofort in die Augen springt, 
wenn in Betracht gezogen wird, dass eine Zeitung, deren Ein> 
kaufspreis 8 Mk. pei* Quartal ist, in den weitaus häufigsten 
Fällen nicht schwerer ist und nicht schwierigei* zu senden 
oder mehr Mühe macht, zu debitieren, als eine, deren Preis 
vielleicht nur 4 Mk. für denselben Zeitraum beträgt. Die 
Posttaxe beträgt in dem einen Fall J Mk., während sie im 
andern sich nui- auf 1 Mk. belauft. Der Nachtheil ist bei 
einigen der theuren Zeitungen nocii grösser, als durch die 
angeführten Zahlen sich ergibt, wenn letztere im Vergleich 
mit den billigen heutigen Blättern gegeben werden. 

iJit'iiülaiiwoi.sunij Abs. V Abt. 3 § 7 S. 8. 
-) § lO Gesetz über das Posttaxweaoii dos deutschen Reiches 
von lb7i. 
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c) Bei auslaiulisclicii Zeitiin^fen müssen aiicli die etwaigfen 
ausländischen Taxen, iiemdes Porto, bez. Stempel etc. be- 
rechnet werden. 

Zu diesem Erlasspreis kommt in gewöhnlichen Fällen dfts 
Bestellgeld, welches bei der Debiipostanstalt eingesammeSt 
wird, je nachdem der Abonnent die Zeitung durch die Brief- 
trilger zugestellt wünscht oder nicht. Dies Zeitungsbestell- 
geld wird darnach bemessen, wie oft die Zdtung zugestellt 
wird. Bei Zeitungen, die nur einmal wöchentlich bestellt 
werden (oder noch seltener) verlangt die Post 60 Pf. jährlicli 
pro P^xemplai-, täglich 1 Mk. e;0 Pf. jährlich, täglich mehr- 
mals fiii jede tägliche Bestellung 1 Mk. Das Zeitungs- 
üestellgeld wird liir denjenigen Zeitraum im Voraus erhoben, 
fftr welchen die Voiunsbezahlung des Bezugspreises für die 
Zeitung erfolgt ist^). Wenn eine Person, welche eine Zeitung 
bei einer Postanstalt bezieht, im Laufe der Bezngszeit die 
Ueberweisung der Zeitung auf eine andere Postanstalt ver- 
langt, ist eine Gebühr von 50 Pf. zu entrichten^). 

Was die Bezugszeit betriti't, so maclit die Postverwaltung 
diese Einschränkungen. Abonnements können durch die Post 
auf ein Jahr, ein halbes oder ein Vierteljahr gemacht werden. 
Der in der Zeitungspreisliste angegebene Zeitraum ist mass- 
gebend. Jedenfalls müssen die Bezugszeiten nach den £in- 
theilungen des Kalendeijahres sich richten. Der kürzeste 
Zeitraum für ein Abonnement ist in der Begel ein Yiertdijahr. 
Bei Zeitungen, welche innerhalb des Beichspostgebietes Öfter 
als zweimal wöchentlich erscheinen, und für welche der Ver- 
leger in seiner Erklärung eine vierteljährige Bezugszeis an- 
gegeben liat, kann letzterer, wenn er hiermit auf dem oben 
erwähnten Euimular sich ( iiivei staiulen erklärt, durch die 
Post Bestellungen auf sein Blatt für den zweiten und dritten 
Monat im Quartal sowie für den dritten allein annehmen. 
Es bedeutet dies, dass zu Anfang des Quartals nur Abonne- 
ments für das ganze Vieiieljahr, nicht für eine kürzere Dauer 



1) I'oatordnuiig für das Deutsche Kelch v. 11. Juni 1892 S. 88 XIV 
-j Postordnung § 44 IV. 

10 
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an^önommen werden können,^ und die Bestellung in iceinem 
Falle über ein Kalenderviertel hinaus sich erstrecken kann \). 
Dies muss häufig-, wenn es für die Zeitung*- nicht unbequem 
ist, sehr lästig- für den Abonnt'nLrn sein. Es muss auch der 
Zeitung die Konsumenten entziehen, denen es nicht möglich 
ist, sie auf diese Weise zu kaufen. 

Pflicht der Debitspostanstalt ist es, 14 Tage vor finde 
des Quartals, wenn das Abonnent abläuft, diejenigen, welche 
Zeitungen durch sie beziehen, von diesem Umstand in Kennt- 
niss zu setzen'). Zu diesem Zweck gibt es ein gedrucktes 
Formular®), welches den Abonnenten daian erinnert, dass die 
Zeit zur Eineuerung- .seines Abuunenients gekununeu ist. Wenn 
die Bestellung zu spät eintrillt, wird die Post unter gewissen 
Bedinmmgen aui den AVunscli des Abonnenten hin versuclien, 
die bereits erschienenen JS uraniern, soweit sie vom Verleger 
noch zu beziehen sind, nachzuliefei'n. Hierfür bei'echnet die 
Post eine geringe (srebühr^). 

Die Post unternimmt es, für die Zeitung ihrer Kunden 
nicht nur msofem zu sorgen, als sie die Bestellungen der 
Abonnenten annimmt, erstere, sowie das G-eld dem Verleger 
zukommen lässt, die einzelnen Nummern der Zeitung ver- 
schickt und eine jede richtig in die Hände der einzelnen 
Abonnenten an den verschiedenen J)ebitin*.slanstalten ablieiurt, 
sondern tiägt auch im gewöhnlichen Fall für die Verpackung 
der Zeitungen iSorge. Biese besteht darin, die Zeitungen in 
Packete zusammenzulegen und sie behufs deren Ueber Weisung 
an die verschiedenen Postaustalten, durch die sie bestellt 
worden sind, passend emzupacken. Dies ist selbstverständlich 
die Pflicht der Verlagspostanstalt. Das Verpackung9geschäfi; 
darf dem Verleger nur in dem Falle überlassen werden, wenn 
volle SicliLrlieit für die ordnungsmässige Wahrnehmung dieses 
Geschäfts durch denselben vorhanden ist und wenn der Vei*- 
leger fili' seine Uiensie keine besoudere V ergütung aus der 

1) Dieuatanweisung Abs. V Abt. 8 § 11 8. 9. 

>) DienstanweiBUDg Abs. Y Abt. 8 § 17 8. 16. 

*) Dienstanweisung Abs. V Abt 8 § 17 S. 87. 

*) Postordnung § 40. Dienstanweisung Abs. V Abt 8 § 17 8. fft (L 
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Postkasse verlangt ') Hinsiclitlicli dieses Zweiges der Tliätig- 
keit der Post bestehen bestimmte Kegeln, welche darauf ge- 
richtet sind, raschen und sicheren Transport zu erzielen*). 
Das System ist in der That ein solches, das zn dem eigen- 
thfimlichen Umstand ffihrt, dass der Yeiie^er die Namen 
seiner Abonnenten nicht kennt, noch die Orte, an die seine 
Zeitung verscliickt wird. Das Sünderl)are solcher Bezicliuiigen 
zwischen Verleger und Abonnent ist nm so beiiierkenswerthcr, 
wenn man bedenkt, dass die Ix-ste und zuveiiässigste Stütze, 
die eine Zeitung besitzt, immer iu der Liste ihrei* Abonnenten 
gefanden wird^j. 

Die Namen der einzelnen Abonnenten sind nor bei jeder 
einzelnen Debitspostanstalt bekannt, wo die Bficher geführt 
wei'den, durch welche die Zeitungen an die, die sie bestellt 
haben, abgeliefert werden. Die Debitspostanstalt bestellt bei 
der Verlagspostanstalt nur nach Anzahl der Kummeni. Die 
Verlagspustanstalt gibt nicht einmal den Bestimmungsort an, 
wenn sie dem Verleger die Bestellung einhändigt, sondern 
macht eine ISanimlung der Jkstellungen der Absatz-Postanstalten 
fUr jede einzelne Zeitung und theilt dem Verleger nur die 
Anzahl der überhaupt zu liefeniden Exemplare mit*). Auf 
ausdrücklichen Wunsch jedoch kann der Verleger die Namen 
der verschiedenen Absatzorte erfahren. Die Fostverwaltung 
hat es ansdrQcklich abgelehnt, die Namen derer, die durch sie 
die Zeitung erhalten, anzugeben^). 

Nur aus Billigkeitsrücksichteu nimiut die Post solche 
Tausch- und Freiexemplare an, die der Zeitungsverleger zu 
verbreiten wünscht. Die so ausgeschickte Auzahl mnss in 
einem mässigen Veihältniss zu der Anzahl der Exemplaie 



1) DieoBtanweisung Abs. V. Abt. 8 § 26 B. 28. Vaigl. Dambadi, 
Postgeaetz 8. 84. 

Dienstanweisung Abs. V. Abt. 8 S. 28 f. 

«) Vergl. oben 8. 71. 

*) Dienstanweisung Abs. V Aha. 3 § 25 S. 23. 

^) Verfügung des General-PoHtanits v. 7. Marz 1876 (Poatarata- 
blatt S. 127) Dambach, Postgo^^etz S. 33 u. 44; Mittcistcin, Postrecht 
S. 182} Artikel von bydow im Postarchiv für 1891 S. 530. 

10* 
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stehen, auf welche durch die Post gegen Entrichtunof abonniert 
ist^). Solche Exemplare werden hefVirdert, gegen Krlejyung, 
von dem Vei-leger, der gewiilniliflH'n Zeitiiii;];s<rel)iihr oder 
Provision, d. h. 2ö7o des regelmässigen Einkaufspreises, wie 
in der Zeitungspreisliste angee-eben. Als Mindestbetrag wird 
der vierteljährige Betrag der Zeitungsgeljühr erlioben, obgleich 
bei den täglichen Zeitungen, für welche zwei und einmonatliche 
Nachbestellungen angenommen werden, die Beförderung auch 
für diese kürzeren Perioden und zu */« gewöhn- 
ichen, vierteljährigen Gebühr unternommen wird. Die Verlags- 
postanstalt benaclirichtigt in diesen Fällen die l^)stanstalt des 
Platzes, in welclicm die Person wohnr, an die der Verleger 
sein Freiexeniidar zu schicken wünscht, und die Versendung 
derselben geschieht in demselben Packet und auf dieselbe 
Weise wie die der Exemplare, die regelmässig durch die Post 
bezogen werden*). Tausch- und Freiexemplare die für Post- 
anstalten in einem fremden Postgebiet bestünmt sind, können 
gewohnlich nicht in dieser Weise geschickt werden, sondern 
nur nnter Kreuzband, gegen Vorausbezahlung des tarifmässigen 
Portos. Im Verkehr mit Baiern, Würtemberg, Oesterreich, 
Ungarn und Luxemburg ist die Versendung von Freiexemplaren 
nur in soweit zulässig, als es sich um 'i^msi Ii- xpinpku c 
zwischen den Zeitungsreihiktiouen handelt"). Probeblätter und 
Ankündigungen von Zeitungen dürfen von den Postanstalten 
zur unentgeltlichen Versendung und Vertheilung nicht an- 
genommen werden'). 

Als Beilagen zu Zeltungen und zu gleicher Besorgung 
durch die Post wie die Hauptzeitung berechtigt, müssen solche 
betrachtet werden, welche nach Inhalt, Form, Papier, Druck 
und sonstiger Beschatlenheit deutlich Jiestandtheile der Zeitung 



1) Dambach, Post^enotz S. 84 iiiul Verrügun{^eii doa Reiclis- 
postainta dort citiert. Auch Dieustauweisuug Abs. V Abt. 3 § 31 
8. 27. 

'•2) Dioiiatainvoisun^? Abs. V Abt. 3 § 3! S. 27 f. 
^) Dieiidtaii Weisung Abs. V Abt. 3 ^ Öl S. 28 Vcr^jl. hierüber 
auch die olfe Ausgabe voo Abs. Y Abt 3 (1878— Sl) §34 8. Sü. 
«) Dienstanweisung Abs. V Abt. 3 § 4 S. 6. 
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sind. Hiei'zu müssen solche Nebenblätter gezählt werden, die 
sich nach Inhalt der, von dem Verleger an die Fostbehdrde 
abgegebenem schriftlichen Erklärnng über die Vertriebs- 

bediiiginigen oder durch Ankündigung in der Haiiptzeituiig 
als regelmässige Keilagen der Hanptzeitung erkennen lassen. 
Sulclie Erkennung durch die Post kann indessen nur insofern 
gesclielien, als die J Beilagen in Zusammenhang mit der Haupt- 
zeitung, nicht aber für sich allein, dui'ch Vermittlung der 
Post bezogen weiden kdnnen^). 

Wenn eine Zeitung während ihrer Bezngszeit zu erscheinen 
aufhört, ohne ihre dnix^h die Post gemachten Kontrakte zu 
erfüllen und ein anderes Blatt an ihre Stelle tritt, wurd die 
Post dieses letztere nur auf ausdrückliche Erklärung des Ver- 
legers hin annehmen, dass die Zeitung eine Fortsetzung der 
Torhergegangenen ist, die nur unter neuem Xamen erscheint, 
und im Falle keine Aenderung im Bezugskreise eingetreten ist-). 

II. Der V e 1* s a n d t v u n Zeitungen g e m ä s s der 
allgemeinen Eegeln für Drucksachen. 

1. Obgleich der Vemndt politischer Zeitungen durch die 
Post ein Monopol ist (mit früher erwähnten Ausnahmen) so 
ist dies nicht mit dem Postdebit der Fall. Der Verleger ist 
nicht verpflichtet, seine Zeitung durch das Postdebitsystem 

zu verbreiten, luid diese Methode ausschliesslich zu benützen 
Es steht ihm naliuiicli frei seine eigenen Zeitungen zusannnen- 
zui)acken und sie den Kegeln gemäss, welche den Vei'sandt 
von Drucksachen bestimmen, seinen Abonnenten zukommen zu 
lassen Die einzige praktische Methode hierfür jedoch ist 
unter Streif- oder Kreuzband und die Sendung muss für jeden 
einzelnen Abonnenten ein besonderes Band haben. Es ist nicht 
zulässig, verschiedene Aufschriften an Exemplare anzubringen, 
die vielleicht nach demselben Ort befördert werden sollen, sie 

1) Dienstanweisang Abs. V Abt. 8 § 5 S. 6 f. 

2) Dienstanweisung Abs. V A])t. 3 § 6 S. 8. 

3) Fischer Artikel über l'ost in Conrad'» Handwörterbuch Bd. 
5 S. ISS; Mitt.'lstein, Postreciit S. 131 f. 

FUr dieae Beatimniungen insbesondere, siehe § 15 Postordnung. 
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unter ein Band eiuzuschlageu, damit sie dann von der Post- 
anstalt des Bestimmungsortes auseinandergenommen und sortiert 
werden^). 

Man hat angefülirt, däss der Verleger znr Verbreitmig 

seines Blattes die billigste Methode wählen wird, sei es die 
Kreiizbandsenduiig oder vermittelst des Postdebits^). Bei sonst 
gleichen Bedingungen ist dies vielleicht wahr und, wenn auch 
das Postdebitsystem durch unbillige Einrichtungen sich aus- 
gezeichnet, wird doch meistens die Zeitung aus Spai'samJLeits- 
rücksichten dazu veranlasst, Gebraucli von demselben zu machen. 
Die Bequemlichkeit der Leser sowohl wie die, für die Zeitung 
am besten passende Methode, muss neben der BiUigkeit des 
Transportes in Betracht gezogen werden, und wenn erstere 
nicht ganz durch das Postdebitsystem ihre Rechnung dabei 
liiulen, wird die Sendung unter Kreuzband gewählt, trotz ihrer 
grösseren Kostspieligkeit. Bei letzteren Sendungen wird das 
Porto nach Gewicht und oliiie Rücksicht auf Entfernung be- 
rechnet und muss im Voraus bezahlt werden^). 

2. Als eine Art von Drucksache, wenn auch mit ver^ 
schiedenen Portobedingungen betrachtet die Post auch die 
sog. aussergewöhnlichen Zeitnngsbeilagen. Es sind solche, 
welche nicht zur Beförderung auf dem Wege des Debits zu- 
lässig sind"*). Hierzu g<'hören 

a) Solche, welche nach Form, Papier, Druck oder sonstiger 
Beschatfeidieit nicht als Bestandtheile derjenigen Zeitung oder 
- Zeitschrift erachtet werden können, mit der die Versendung 
erfolgen soll. tJm Schwierigkeiten zu vermeiden, ist es ge- 
bräuchlich ftir einen Verleger, die Beilagen, welche regelmässig 



1) Postordnung § 16 VI. »Mehrere Drucksachen dürfen unter 
einer Umhüllung versendet werden , die einseinen Gegenstände 
dürfen Aber nicht mit verschiedenen Aufschriften o^er besonderen 

ümscliln^^ou mit Aufschrift verseben sein", 
') Dambach, Postgosetz 8. Hö. 
3) Postordnung' § 15 YIH. 
*) Vergl. oben S. 84'-ä. 
Poatorauuiig § 16 X. 
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in Verbindnn^ mit einer Zeitung erscheinen, in der Zeitnngs- 
preisliste anzufahren. 

b) Solche) welche thatsftchlich als regelmässige Neben- 
blätter zn Zeitungen erscheinen, aber anch unabhängig von 

der Zeitiiiio' bf^zofren weiden können. 

Diese sol'. ansscrfxewölinlfclien Zeitiing'sbeilag'en dürfen 
einzeln, nicht iil»er zwei P^oli ii stark, anch nicht geheftet, 
gefalzt oder gebunden sein, sondern müssen, wenn sie aus 
mehreren Blättern l)esteben in der Bogenform zusammenhängen. 
Solche Beilagen, die mit diesen Kegein nicht übereinstimmen, 
nnd aus irgend emem Grmnde nicht für die Beförderung in 
den Zeitnngspacketen passen, können von den Postbeamten 
znrftckgewiesen werden^). Eine jede derartige Versendung 
muss der Verleo-er bei der Post anofeben und im Voraus das 
Porto für die Anzahl Kxeiuplan', die er zu schicken wünscht, 
bezahlen. Die Kiide«,^^!*^ der Beilajren in dip einzelnen Zeitungs- 
exeini>lare, ist Sache des Verleihers-). J)as Porto für Druck- 
saclien in der Porin aussergewöhuUcher Zeitunj^sbeilagen be- 
läuft sich auf Pf. für jedes einzelne Beilage-Exemplar"^). 
Das, auf diese Weise erhaltene Porto wird von den Post- 
beamten als Zeitungsgebflhr in dem Zeitnngskassenbnch^) be- 
rechnet, was diesen BefiJrdemngszweig in mancher Hinsicht 
dem Postdebit gleich stellt, und doch wieder auf die nngewöhn- 
liclie Stellung liindeutet, die er in dem deutschen Postsystem 
einnimmt. 

II. Kapitel. 
Telegraph und Telephon. 

In Staaten, in welchen die Regierung entweder aus- 
schliessliche oder vielleicht iiui' theilweise K'ontiolle über die 
Mittel elektrischer Verbindung l)e>itzt, tritt <ler KintUiss der 
Kegieruug auf die Zeitung iu eine weitere wiclitige Phase. 



Postordnung § 15 XII. 

2) Postordnung § 15 XI. 

«) Postortbiuii^ § 15 XIII. 

*) DieoBtanweieung Abs. V Abt. 3 § 3 S. 7. 
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Eiiie Zeitung ohne Hilfe des Telegraphen wäre hentii^en 
Tages übei-haupt keine Zeitung. »Sie eiiiält ihre Nacluichten 
durch ihre Korrespondenten, welche im gewöhnlichen Falle 
dauemd in bedeutenden Yerkebrscentren stationiert sind. Die 
Zeitimg mnss beständig in ununterbrochener Verbindung mit 
diesem Korrespondenten stehen, wenn ihre Interessen nicht 
sofort gefährdet werden sollen. In früheren Zeiten wurde 
diese Verbindung, — soweit das Zeitungswesen überhaupt 
noch entwickelt war, — durch die Post aufrecht erhalten, 
und folgte der Post in ihrer Entwicklung durcli ihre leitende 
Boten und späterhin zur Eisenbahn. Mit der Ertindung und 
Vervollkommnung des Telegraphen vollzog sich in der Methode 
der Neuigkeitenübertragnng eine vollständige Revolution. Die. 
Zeitung musste nun durch den Telegraphendraht mit ihren 
Korrespondenten in Verbindung gesetzt werden, wollte sie 
Berichte von Ereignissen so rasch als möglich in ihren Besitz 
bekommen und ihrer Mission als Nachrichtensammlerin treu 
bleiben. Der Zeitung stehen immer noch die l^ost, sowie 
Boten zu Pferde und per Eisenbahn zu Gebote, aber heut- 
zutage kann sie nur nebenher und zur Ergänzung hiervon 
GiebraucU macheu. Eine je höhere Entwicklungsstufe die 
Zeitung erreicht, je grosser die Konkurrenz zwischen den 
yera^edenen Zeitungsverlegem und Veröffentlichem von 
Neuigkeiten wird, je höher die Ideale der Eigenthümer und 
Bedaktenre, je eä&iger die Nachfrage der Leser, desto noth* 
wendiger wird der Telegraph als Mithelfer bei dei' Her- 
stellung der Zeitung. 

In keinem T^ande der Welt hat die Entwicklung eine so 
wunderbare Höhe erreicht, wie in Amerika, wo eine grosse 
Gesellschaft, eine Vereinigung mehrerer bedeutender Zeitungen 
besteht, welche ihren Mitgliedern alle zwölf Stunden tele- 
graphische Nachrichten aus allen >£rdtheilen zugehen lässt. 
Es ist eine Organisation, die nicht nur volle Berichte aus 
allen Theilen Amerikas liefert, sondern regelmässig auch 
detaillierte Mittheilungen über europäische Angelegenheiten 
bringt. Sie umschliesst mit ihrer Herrschaft Asien und die 
Meeresiuselu, die durch, das Kabel erreicht uiid durch ^^chiffe 
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bei'ülirt werden können, ein ei-staunliclies Beispiel dessen, 
was Kapital, Unternehmungsgeist nnd jouimlistische Int^li- 
genz in der Entwickinng des Zeitnngswesens zn Stande 
briBgeB kömien. Kane Kosten fast sind ihr zur Erlangung 
ihres Zieles zu hoch, und wenn die Forderungen, die der 
tSgliehe Journalismus stellt, derart *sind, dass vier, fünf oder 
sechs Spalten lang-e teleg-raphische Berichte aus irgend einer 
Hauptstadt Europa's oder von einer cutleofenen Stadt des 
amerikanischen Kontinents verlan^^n werden, so wird der 
Korrespondent In'eivon benachrichtig-t und er antwortet so- 
gleich diesen Instructionen gemäss. Der Telegraph ist schon 
ein unentbehrlicher Faktor bei dei' Herstellung der Zeitung 
in alkn civilisierten Ländern, wo Zeitungen existieren, nnd 
wird fortfahren, mehr noch dn solcher zn sein, wenn die 
ibiteressen einer Nation mit denen einer jeden anderen dichter 
verknüpft werden. 

Die Erhndung nnd iVusdehnung des Telephon-Systems hat 
keine wesentliche Aenderung in der ^fetliode, Nachlichten zu 
überliefern, hervorgerufen. Die eine Art Draht arbeitet in 
der Kegel nicht schneller als die andere und wenn die Ver- 
bältnisse sonst gleich liegen, Avird die Zeitung von dem einen 
oder dem andern, oder yon beiden Gebrauch machen, wie es 
zur Förderung ihrtur besonderen Interessen ihr am dienlich* 
sten scheinen mag. Der Einflnss, den die Begiemng durch 
den Telegraphen und Telephon auf die Zeitung ausübt, offen- 
bart sich sofort in zwei hauptsächlichen Arten: 1. in dem 
inländischen Verkehr zwischen der Zeituiiir und iliren Kor- 
reispondenten, die in denjselben Lande wulinliatt sind nnd 
2. in dem internationalen Verkehr durch die Bedingungen 
des internationalen Telegiaphen -Vertrags. 

L Die Ueberlieferung telegraphischer Nachrichten 
an die Zeitung von Punkten im In lande. 

Diese Ueberlieferung von Nachrichten durch den Draht' 
ist in Deulschland ausschliessliches Recht der Regierung. 

Das Telegraphengesetz sagt: ,,Das Kecht, Telegraphenanlagen 
fiii- die Vermittlung von Nachrichten zu enichteu und zu be- 
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treiben, steht ausschliesslich dem Beich zu. Unter Telegraphen- 
anlaufen dnd die Femsprechanlagen mitbegriffen*^ ^) Die Aus- 
übimg dieses Bechts kann allerdings für einzelne Strecken 
«oder Bezirke an Frivatnntemehnier yerliehen werden und 

jmuss an Gemeinden für den Verkehr innerhalb des (Temeinde- 
bezirkes verliehen Averden, wenn eine solche Gemeinde ge- 
nügende Sicherheit für einen ordnnngsmiissigen Betrieb des 
Verkehrs bietet nnd das Eeich die Anlage weder errichtet 
hat, noch sich zur Errichtung- einer solchen bereit erklärt*^). 
Dies ist jedoch auf alle Fälle ein Monopol der Kegieiung, 
das keine Konkurrenz znlässt, nnd die Zeitung sich gänzlich 
unterwirft. 

Es gibt verschiedene Dinge in der Administration des 

Telegraphen, die fttr die Zeitung von grösster Tragweite sind; 
wie der Gebrauch des vollkoinmeusten Apparats, die schnellste 
T^eberlieferung von Telegrammen, rasche Versendung an die 
liedakiiüiien von der Ankunftsanstalt, das Privilegium, wenn 
erwünscht, specieller Drähte, die direkt in die Redaktious- 
zimmer geleitet werden, um kostspielige Verzögerungen zu 
vermeiden, nnd Angestellter, dieselben zu versehen. Diese 
Interessen eines guten Dienstes lassen sich indessen nicht 
leicht und deutlich von jedem Piivatinteresse trennen. Von 
weit grösserer Bedeutung für die Ueberlieferung der Nach- 
richten ist das vom Staat behauptete Recht, eine Censur 
über die Mittheilungen, die er versendet, auszuüben und die 
Frage betreffs des Pi'eises der füi' diesen Ueberlieferungsdieust 
zu bezahlen ist. 

In Bezug auf Telegramme hat die Postverwaltung, was 
genannt worden ist, »ein völlig diskretionäres Gensurrecht" 
Ein Jeder, der die Taxe bezahlt, hat das Recht auf Be- 
förderung von „ordnungsmässigen" Telegrammen und auf 



>) § 1 Oeeeets über das Telegraphenwesen des deutschen Reiches 
vom 6. Apiil 1892. VergL Reichsver&ssoog Art 48. 
*) § 2 desselben Gesetsos. 

Von Bar, Das Gesetz über das TologrnplifMiweseii des 
deutschen Reichs, l^crlin 1893 S. 14. Vergl. auch MaAs ,Daa Geset«" 
Uber das Telegraphenwesen zu § 5 No. 6. 
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Zulassung- zu einer „ordnungsmässigen" teleplionisclien Unter- 
haltung über die verschiedenen Drähte, die dem Publikum zu 
Diensten stehen. Dieses Hecht ist jedoch der Ausnahme 
unterworfen, dass Ausschliessungen von der Benutzung der 
Anlagen aus Giünden des »öfiiBntlichen Interesses** zulässig 
sind J). Als im Bdchstag die Verhandlungen üher das. Tele- 
graphengesetz stattfanden, wurden von verschiedener Seite 
Einwendungen gegen diese Massregel erhoben. Man hoffte, 
das Wort ,.uidnungsmässig" ausstreichen zu können, so dass 
das Recht dei* üeberniittlung Mch auf Nachrichten aller Art 
erstrecken könnte. Der Hoffnung wurde Ausdruck gegeben 
dass eine Verfügung im Gesetz aufgenommen werden könnte, 
die einen Schadenersatz im iFalle rechtswidriger Zurückweisung 
von Seiten der Telegi'aphenverwaltung festsetzen sollte, aber 
alle diese Bewegungen blieben ohne Erfolgt). 

Durch die Telegraphenordimng wird dieses Censurrech 
noch weiter vervollständigt: Die Verwaltung besitzt das un- 
beschränkte Recht, zeitweise ihre Linien und Telegraphen- 
anstalten ganz oder zum Theil für alle oder für gewisse 
Gattungen von Korrespondenz zu schliessen .^). 

Im Zuzatz zu dieser absoluten Macht der Verwaltung 
in dieser Hinsicht können . die Beamten der Aufgabeanstalt, 
der Zwischen- oder Ankunftsanstalt jedes einzelne Telegi'amm 

zurückweisen, dessen Inhalt gegen die Gesetze verstösst, uder 
aus Rücksicht (b's ..öffentlichen AV'ohles oder der Sittlichkeit" 
für unzulässig erachtet wird. Eine Entscheidung über das 
Vorhandensein dieser Bedingungen zu treffen, fällt dem Vor- 
steher der Durchsiclits - Anstalt oder dessen Vertreter zu, in 
zweiter Instanz der, dieser Anstalt vorgesetzten Oberpost^ 
direktion und in letzter Instanz dem Beichspostamt Es 
gibt keine Berufting gegen die Entscheidung des letzteren. 
Staatstelegramme sind von dieser Prüfung durch die Ver- 



§ 5, Gesetz über das Telegraplienwesen von 1892. 
2) P. D. Fischer, Artikel in Schnioliers Jahrbuch lür Geactz< 
gebung etc. für 181)2, drittes Heft S. 20 f. 

8) Telegra^hepprduuug vom 15. Juni Ibdi § 1.^ 
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waltung ausfreiiommen ' In emem Falle, in welchem viel- 
leicht nur ein Theil des Telegramms unzulässig zur Beförderung 
ist, mnss das ganze zurftckgewiesen weMen. Die Beamten 
besitzen nicht die Befugniss den Text zu ändern oder un- 
erlaubt Wörter auszustreichen. Telegramme jedoch, die in 
andern Ijändem Ktirzunpren unterworfen wurden und in anderer 
Hinsicht für Befördoning- in Deutschland zulässig sind, können 
nicht zurückgewiesen werden 2). 

Es ist die specielle Pliicht eines Aufsichtsbeaniten am 
Bestimmungsort jedes Telegramm durchzulesen. £s geschieht 
dies ans mehreren speciiicierten Gründen, wovon einer der 
ist, das Telegramm zu prüfen, um die Gewissheit zu erlangen, 
da SS es nicht gegen diese Bestimmungen der Telegraphen- 
ordnung, was den Charakter des Inhalts betrifft, verstösst'). 
Es könnte gesagt werden, dass die Beförderung von Tele- 
gramuien, die gegen die (Jesetze Verstössen oder aus Kück- 
sichten des öffentlichen Wohles oder der Sittliclikeit für 
unzulässig erachtet werden, zw« cklos waie. da die Zeitung 
auf alle Fälle solche Veröfteutlicliungen nicht bringen könnte. 
Hierüber scheint indessen keine Gewissheit zu herrschen. 
Diese Frage hinsichtlich der Veröffentlichung wird in der 
ersten Instanz durch die Redakteure der S^eitung an dem 
Ort der Publikationen entschieden, in letzter Instanz durch 
die Gerichtshöfe. Die Frage betreff der blossen üeber- 
lieferung der Telegramme an den Veröffentlichungsort ist in 
der ersten Instanz Saclio des Zeitungskorrespoudenten, in der 
letzten Sache des Telt^gia]ihenbeamten bezw. des Keichspost- 
amts. Diese ( Vnsur soll nur auf den Telephon Auwendung 
linden, wenn die i\LittUeiluttgen durch die Beamten gemacht 
werden, und nicht wenn die Unterhaltung direkt ist, wie 
z. B. zwischen Korrespondent und Bedakteur^). Die Frage 
der Beförderungskosten muss selbstverständlich von grosser 
Wichtigkeit für eine Zeitung sein, die einen so fortwährenden 

1) Tclegraphenordnung vom 15. Juni 1891 § l.m 

2) Allgromoine l)i(>nstanweisung Abs. V Abt. 5 S. 4 (1892) 

«) Allijcmoine Dieii.staiiwcisung Abs. V Abt. 5 § 23 S. 37 (1887), 
*) Meyor, Ycrwaltuujgsrecht, Bd. 1 SS. 601. 
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Gebrauch von dem Telegraplien zu machen g^ezwnngen ist. 

Diese Aiigelt'Sffiilieit hatte 111:111 gtdiotft im Iveichstag^e zu 
regulieieii, aber es wiinlc^ thiiaiif liingewieseu. (hiss sie von 
den Ver\valtungs-Beh(ir(len in der Teleorajihenordnunji,^ geordnet 
werden müsse und nicht durcli die Verli'eter des Volkes im 
Tele^raphengesetz *j. Die Taxe betif.g-t gegenwärtig- ö Pf. 
pro Wort, zwischen allen Punkten des deutschen Beiches 
ohne Untersdüed der Entfernung^). Für sogen, «dringende" 
Telegramme ist eine dreifache Worttaxe zu entrichten An 
Eisenbahnstationen ist die Taxe erhöht. 

Eine Bestimmung, die der Zeitung beträclitliche Un- 
annelindiclikeiten venu . sieben kann, ist die \'oraiishezaliliing^). 
Ks kompliziert die Pllichtm eines Korj-espondenten in lioliem 
Grade, dass t-r, statt seines Prinzip.ds, d. Ii. der Zeitung die 
ihn beschäftigt, für die Beförderung bezahlen muss. Die Zahl- 
Stelle einer Zeitung ist begreifliclier A\'eise an dem Ort, wo 
sie redigiert und herausgegeben wird. Bin Korrespondent ist 
nur ein Agent für die Zusammenstellung und Ueberlieferung 
Ton Nachrichten, und ist nicht zur Führung des finanziellen 
Theiles seines Blattes engagiert. Weder er noch sein Prinzipal, 
die Zeitung, besitzen die prophetische Gabe wichtige hh'eig- 
nisse vorauszusehen, für deren telegraplns< lie Ueljerliet'erniig 
eine bedentendo Summe Grld^-s eribrderlicli ist. Allerdings ist 
('S in manchen Fällen gestattet, nmnatlich zu bezahlen, doch 
ist dann ein entsprechender Vorschuss am Aufgabeort ein- 
zuzalüen, <1. h. also an jedem Ort, an welchem die Zeitung 
Kon'espondenten hält, die Telegramme aufgeben können^). 
Dieser Vorschuss wird nach der Durchschnittsbeförderung für 
die Zeitung in Torhei^henden Monaten berechnet. Einige 
Extragebühren sind für die Buchung zu bezahlen. An Eisen- 
bahnstationen ist ein solches Privilegium nicht gestattet 

1) Fische r, Artike l in Schmolier 8 Jahrbuch für Gesetzgebung etc. 

für 1892 3 tes Hett S. 22 f. 

2) Telo<;raplu'iiordinin<.'" von 1891 § 9. 

3) Tek'giaplKMiordiiuji^ von 1891 § JO. 
Telegrapiienordnunjj von 1891 § 19 I. 

•) Telegraphonordnun^^ von 1891 § 9 IV. 
•) Telejjrajjheiiordnung ^ 19 iV. 
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Eine Zeitung kann zuweilen durcli Privatvertrag niit der 
Verwaltung ganze Drähte niiethen und dann wird die Zahlung 
nicht für das einzdnö Telegi-anmn, sondern pro Stunde berechnet. 

Die Telegramme sind am Ausgabeort in vier Klassen 
^ngetheilt: 1. Staatstelegramme. 2. I^etegraphendiensttele- 
gramme. 3. Bringende Privattelegramme und 4. gewöhnliche 
Privattelegramme. Bei ausserordentlichem Drang der Geschäfte 
an einem Aufgabeort werden die Telegramme anf diese Weise 
klassitiziei t zui- Reihenfolge ihrer Jk^füiilerung \). Am Ankunfts- 
ort werden die' Telegiamnie ebenfalls in derselben Ordnung 
zur Bestellung an ihre Adressen arraugiert 

II. Der Internationale Dienst. 

Der elektrische Dienst zwischen den verschiedenen Ländern 
wird durch den Internationalen Telegraphen- Vei-trag reguliert^). 
£s ist dies von Bedeutung in der Uebei'seudung der Tele- 
gramme an die Zeitung, von Seiten eines im Ausland statio- 
nierten Korrespondenten. Dieser Vertrag steht jedoch mit. 
den deutschen Gesetzen in vollem Einklang und macht zu 
Gunsten von Telegrammen aus dem Ausland keine Ausnahme. 
Jede Regierung behält sich das Recht vor, den internationalen 
Telegraphendienst, wenn sie es für nothwendig erachtet, ent- 
weder überhaupt oder nur für gewisse Jjinien und für gewisse 
Arten von Korrespündenzeu auf unbestimmte Zeit einzustellen"*). 
Alle auf den Vertrag eingegangenen Kegieruugen, können 
die Beförderung eines jeden Privattelegramms verhindern, 
welches für die Sicherheit des Staats gefährlich erscheint 
oder gegen die Lande^esetze, die öffentliche Ordnung oder 
die guten Sitten verstosst^). In der Reihenfolge der Be- 
förderung haben Staats- und Diensttelegramme in allen FäUen 
den Vorrang") über Privattelegramme. 

^) Telegraphenordnung § ■/ I. 
2) Tclegraphenordminj^ § 21 IV. 

") Für diesen Vertrag siehe, Fischer, Die deutsche Poat- und 
TeiegrapheiigoBPtz^^öhimj,^ Berlin 1086 S. 332 ff. 
*) Art. 8 des Vertrags. 
*) Art. 7 des Vertrags. 
«) Art 6 des Vertrags. 



Digitized by Google 



— 159 



IV. TheU. 

Die BeEiehuDgen dei Zeitung zu dem Staate in Bezug 

auf Nachdruck. 

I. Kapitel. 
Nachdruck im Inland. 

Die Zeitimg kommt wieder mit der Regierung in Be- 

nilii iuig, wenn es sicii um den Narluli uck lumdcK und die 
Bezieliungon zwi.-^rhen Slaat und Presse nelmicn in dieser 
Hinsicht eine })0(leutun},^sv()lle Phase an. erstens mil Rüeksicht 
auf das Inland, — wie dies im PveiclisgeseUe reguliert — 
und zweitens in Bezug auf das Ausland, — wie dies durch 
die Verträge des Reicbes festgesetzt ist. Die Gesetze betreffs 
des Nachdruckes auf diesen beiden Gebieten, deren jedem wir 
ein besonderes Kapitel zu widmen gedenken, erstrecken ihre 
Wirksamkeit auf die Zeitung von zwei Richtungen ans: 

1. Um ihr Eigentliumsrceht dessen, was sie selbst vcr- 
üüuiillicht, ^egen andere Zeitungen zu beschützen. 

2. Um zu (h^linieren, was sie ihrerseits von Irenidcn 
Quellen zur Wiedergabe in ihren Spalten aufnehmen darf. 

I. Die H e s c h ü t z u n g der Zeitung gegen Dieb- 
stahl durch Andere, insbesondere andere 

Zeitungen. 

Ihrer Natur nach ist die Zeitung von allen Publilcationen 
jeder anderen Art abgesondert, und es ist des Verfassers 

Ahsiilil in dieser ganzen Abhandkni^^ sie von diu Druck- 
erzengnissen amierer Art vollständig zu tiennen und ihre 
verschiedenen, eigenartigen l]eziehungen zu klassifizieren. Die 
Zeitungsliieratur trägt einen Charakter, der ihr einen be- 
sonderen Platz einräumen muss, wenn sie bei den Gesetzen 
ub^ Nachdruck mit Schriftwerken anderer Art kontrastiert 
wird. Sie wird im Augenblick und für den Augenblick ge- 
schrieben und eine je höhere Entwicklung die Zeitung er- 



Art. 5 des Vertrages. 
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reicht, um so wahrer ist. (iics. Sic hcrichtot und bespricht 
die Noclirichlcn, wie diese, bis zur Zeit (l(^s Abscldusses der 
Foriuen für den Druck, eingegangen sind. Eine Stunde später 
können Eroi^^nisse ein ^anz anderes Geprägte tragen und wenn 
zwölf Stunden späler die nächste Ausgabe erscheint, können 
die in der letzten Nummer besprochenen Angelegenheiten Ge- 
stalt und Farbe ToUständig geändert haben, oder es kann eine 
ganz andere Gruppe von Ereignissen in den Vordergrund ge- 
treten sein. Dies föhrt zu dem anomalen Resultat, — be- 
sonders in grossen Verkehrscentren, wo die Konkurrenz der 
Pruduzenten äusserst gross und der Geselnnack der Konsu- 
menten intolÜLTnl und aut Neuigkeiten orpiciit, — dass einige 
Stunden, naclideui eine Zeitung erschienen, sie schon so gut 
wie vom Markte verdrängt ist. Es ist die letzte Ausgabe, die 
die Leser verlangen. Für die Morgenzeitung ist keine Nach- 
frage mehr, sobald die Abendzeitung erschienen ist und diese 
hat nur für den Abend Werth, da sie sich am nächsten 
Morgen uberlebt hat. Für diejenigen, welche ein besonderes 
Interesse an irgend einem Vorkommniss nehmen, öber welches 
in einer gewissen Aus^>"abe berichtet worden, oder welche die 
fortlaufenden Naclii-ifliten über gewisse Angelegcnhoiten zu- 
sainmenzustelleii wünschen, liegen die liedingungen etwas 
anders, denn in diesem Falle hat die Zeitung, gleich andern 
Geschichlsq Mellen, einen dauernden Werth als Aufzeichnerin 
der, in ihren Nuramern sich abspielenden Geschichte des Tages. 
In allen wesentlichen Beziehungen jedoch ist sie eine Litera- 
tur des Augenblicks, im Moment erscheinend und fast ebenso 
rasch wieder verschwindend. 

Die Kosten der Herstellung einer solchen Literatur sind 
oft grösser, als die irgend einer andern, das dabei beschäf- 
tigte Talent in vielen Fällen nicht geringer als dasjenige, 
welches das Gesetz beständig auf ;uidern Gebieten beschützt, 
und doch ist es augenscheinlich, dass dem Zeitungsschreiber 
ein solcher Schutz nicht gewährt werden kann, dessen sich 
der Autor anderer literarischer Erzeugnisse erfreut Ein solcher 
Schutz verliert gerade durch die Natur des zu Beschützenden 
«emen Werth« Wenn das Produkt aus eigener Veranlassung 
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zwölf stunden nach seiner Entstehung werthlos wird, wurde 
CS ja vollst und ig nutzlos sein, es unter einen Jahre lang an- 
haltenden Schutz zu stellen. Neuigkeiten hören auf, solche 
zu sein, sobald sie veröffentlicht worden sind. Werthvoll 
sind sie nur bei der Sammlung, der Zusammenstellung und 
der Veröffentlichung. Sobald jedoch die Leser mit ihnen be- 
kannt gomacht. worden sind, sind es keine Neuigkeiten mehr 
und kein nocli so eleganter und geistreicher Styl von Seilen 
des Verfassers kann sie zu solchen machen. Eine Zeitung 
bewacht die Zusaiuniensteilung ihres Materials daher mit arg- 
wöhnischem Eifer, sie verheimlicht ihre Quellen, um andere 
Zeitungen daran zu verhindern, dieselben Nachrichten zu er- 
langen und sie dem Publikum früher bieten zu können. Im 
Augenblick jedoch, wo sie veröffentlicht sind, verschwindet 
ihrer Natur gemftss der Werth derselben oder wird wenigstens 
bedeutend veiTlngert. 

Es ist allerdings wahr, dass dies oft zu Zuständen Ver- 
anlassung giehl, die in mancher Hinsicht ungerecht erscheinen. 
Für grössere Zcilungen liegt ein Nachtheii hierin, Avährend es 
für gewisse kleine Bhltter einen Vortheil birgt, denn sie sind 
häufig im Stande, durch den Nachdruck von grösseren Jottr> 
nalen zu existieren, indem sie ihre Leser glauben zu machen 
wissen, dass sie Originalnachrichten bringen und überhaupt 
es verstehen, die Unwissenheit des Publikums sich zu nutze 
zu machen. So kommt es, dass an bedeutenden Verkehrs- 
plätzen kleine Blätter durch Anwendung von Muskelkraft die 
frülie Ausgahe einer grossen Zeitung erlangen können, einen 
grossen Tlieil iluvr Neuigkeiten unter etwas veränderter Ge- 
stalt zusammenstellen und das gestohlene Gut für den Strassen- 
verkaut noch rechtzeitig genug fertig zu bringen vermögen, 
um ihre keineswegs wählerischen Kunden zu beiriedigen. Es 
ist auch Zeitungen möglichy Nutzen von einander zu ziehen, 
wegen des Unterschiedes in der Zeit, welchen die Entfernung 
zwischen grösseren Plätzen verursacht. Ein solcher Handel 
vollzieht sich durch den Telegraphen zwischen New- York und 
San-Francisco. zum grossen Vorlheil des letztgenamiten Ortes. 
Auch Zeitungen in der Provinz, welche von dem Mittelpunkt 

U 
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der Ereignisse entfernt sind, bleiben immer im Stande, ihre 
Leser, welche in der Zeitrechnung zurück sind, durch Nach- 
druck aus den Zeitungen grösserer Städte zufriedenzustellen. 
Dies bat zur Gegenwehr von Seiten der grossen Blätter ge- 
führt, indem letztere wichtige Nachriditen für eine späte 
Ausgabe reserviren oder indem sie die Ausgabe so lange 
verzögern, als ihnen dies möglich, ohne dadurch das Ver- 
trauen der Abonnenleii zu vtM-Iiereii. 

Es dürfto (loin Staate schweiiieh gelingen, diese Sache 
zu reguheren. Zeitungen, die (he h()ch>te Stellung einnehmen, 
verhindert schon das Ehrgefühl, Gehrauch von fremden Quellen 
zu machen, und dass diese Ansicht nicht auf alle sich er- 
streckt, hängt mit Gründen zusammen, welche auf den indi- 
viduellen Charaktereigenschaften gewisser Zeitungseigenthümer 
und Redakteure beruhen. Innerhalb mässiger Grenzen freut 
es eine Zeitung, Anerkennung von einer andern durch den 
Abdruck eines Artikels zu finden, wenn die Quelle richtig 
angegeben ist. Dass es jedoch einer Zeitung kein Vergnügen 
machen kann, beständigen Diehstrdden ans ihren Spalten 
ausgesetzt zu sein, braucht wohl nicht erwfdint zu werden. 

Ausser der Verüftentlicliung von Nachrichten, genau ge- 
nommen, bieten manche Zeitungen noch andere unterhaltende 
und belehrende Erzeugnisse. Zuweilen werden kürzere oder 
längere Novellen und Romane in fortlaufenden Nummern 
veröffentlicht, sowie wissenschaftliche oder literarische Artikel 
aus berühmter Feder auf gewissen speciellen Gebieten, Ge- 
dichte etc. Soweit die Zeitung dies nicht in ihrem Charakter 
als Nachriclifenofhcrin nidernimml, und nicht in Erfüllung 
ihrer diesbezüglichen Eunktion, ist es für sie nur eine Neben- 
beschätligung. Es ist vieheiclit wirklich die Piliclit einer 
Zeitung, ein Gedicht abzudrucken, welches vermöge seines 
objektiven oder subjektiven Charakters, oder wegen semes 
Verfassers etc. ein so grosses Interesse für die Leser haben 
muss, dass es wirklich als „Neuigkeit^ betrachtet werden kann. 
Es giebt z. B. Gedichte derartigen Charakters, die auf tele- 
graphischem Wege oder mit dem Kabel über grosse Ent- 
fernungen hin zur Verüllenthchung in Zeitungen übermittelt 
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worden sind. Ein wisscnccliaflli«*lior Artikel, soweit er neue 
Bahnen der Wissenschaft bespricht, oder eine neue Ent- 
deckung, können leicht so yerfasst werden, dass sie, richtig 
V aufgcfasst, den Charakter von Neuigkeiten tragen und es 
iSsst sich vielleicht auch annehmen, dass eine Novelle oder 
wenigstens kürzere Auszüge aus einer solchen, wie sie auf 
den eng- be^rrenzten Raum der einzelnen Nummer einer Zeitung 
beschränkt sind, ("bciifalls zu diest-r Galtung gerechnet werden 
können, besonders wenn sie sich auf Personen und Dinge 
b<'/.ieiien, die von anj^enblickliclior Bedeutung in der Zeitungs- 
welt sind. Fortlaufende Novellen und Romane können an 
sieb unmöglich zu die^ei- Kategorie gezälilt werden. Be- 
schreibungen, sog. Reisebriefe, die noch so anziehend in den 
Spalten der Zeitungen vieler Länder wirken, können als 
Nachrichten nur insofern betrachtet werden, als sie Angelegen- 
heiten von ausgesprochenem Öffentlichem Tages-Interesse be- 
treffen. Berichte über fremde Dinge und Plätze können je- 
doch ol)jekliver Weise so neu und interessant erscheinen, 
dass sie mit vollem Recht als Neuigkeiten angesehen zu werden 
verdienen. 

Mit obigen ßetraclitungen über Nachrichten und Zeitungen, 
wie wir sie aus dem praktischen journalistischen Gebiet ab- 
leiten, stimmt der Staat in Deutschland mit seinen Bestim- 
mungen über Nachdruck ziemlich überein. Vor 1870 bestand 
eine Art Uebereinkommen zwischen den Zeitungen, das sich 
jedoch nur auf Gewohnheitsrecht betreffs der Schutzlostgkeit 
von Zeitungsartikel gründete. Die Gerichtsliüfe erkannten in- 
dessen dieses Recht keineswegs an und im Klagefalle, der 
jedoch seilen eintrat, fand zumeist Verurtheilung statt Mit 
der Inkiaflii ( tung des Gesetzes, betrellend das Urheberrecht 
an Schriftwerken etc. vom 11. Juni 1870 kam eine genauere 
Definition hinsichtlich der Beziehungen zwischen Zeitung und 
Staat in dieser Sache, und dieses Gesetz besteht noch heute 
im Deutschen Reiche. 

^) Klosterm<ann, Das Urhoborrccht in Endemana s Handbuch des 
deutschen Handel-, See- uml Wechselrechts. Bd. II S. 253^ Derselbe, 
Das Urheberrecht lb76 8. 4ö u. 52. 

U* 
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Die Juristen liabeii anjs^efüliii, dass die liioiijoi vom Slaate 
eiiigcnonimcrH' Stellung, wo die allgomeine Hegel der Sclailz- 
losigkeit der Zeilungsliteratur') verkündet ist, allerdings mit 
einigen Ausnahmen, auf der eigenartigen publizistischen Natur 
der Zeitung, ihrem Charakter als Agent der Oeffentlichkeit etc. 
beruht, dass in Ihrer Eigenschaft als etwas, das dem Publikum 
gehört, es nicht wünschenswerth sei, Nachrichten zum Gegen- 
stand eines Privatrechts zu machen^). Es darf liier vorüber- 
gehend erwähnt werden, dass dies eiiie Anerkennunir der 
Aufgabe und Natur der Zeitun«^' i>(, welche die Juri^^teit iii< ht 
willens sind auf irgend einem andern (Jebiet journalistischer 
Jurisprudenz zu gewahren. Als Ausnalimen zu der allgemeinen 
Regel der Schutziosigkeit für den Inhalt der Zeitung gelten 
folgende'): 

a) novellistische Erzeugnisse, 

b) w i s s e n s cl 1 a n 1 i (• 1 1 e Lisa i'l ) i ■ i 1 1 1 1 1 g'e n , 

c) sonslige grr>>sere MittheiluiigeUj sofern an der Spitze 
derselben der Abdruck untersagt ist. 

ad a. Was den Charakter novellistischer Erzeugnisse in 
Zeitungen, welche das Gesetz gegen Nachdruck beschützt, 
betrifft, so herrscht noch einige Ungewissheit hierüber. Unter 
theoretisclien Juristen und in den Gerichten sind die Meinungen 
hierüber weit auseinander gegangen. Wenn nur Novellen 
darunter verslanden wären, so wäre* der Fall ganz kl.ii und 
es könnte behauptet werden, dass dies jedenfalls kein kigilimes 
Gebiet für die Zeitungsthätigkeit s(m, .So ist jedoch das Gesetz 
nicht ausgelegt worden. Der Ausdruck „novellistische Er- 
zeugnisse" soll, wie es heisst, nicht nur „eigentliche Novellen 
im streng technisclien Sinne, sondern Novellen ähnliche 



§ 7 b. Urhebergeaetx von 1870. 
S) Klostcrniann, Das Urheberrecht S. 5lf. Anf. S. 52 spridit er 

von der Aufgabe der Tagesprosso allen politischen Nachrichtoa die 
niOy:licl»st unbeschränkte Üeffi'iUlicIikcit zu geben." AriikeJI Uber 
l'rlici.cirecht von Allteld bei Conrad, ßd. Vi ä. äUd. Motive SUr 
VüJlaije S. 24. Wüchtt-r, Das Autorrocht ä. 8i. 
^) § 7 b. üriieberijesetz v. ib7U, 
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Literaturerzeugnisse' umfassen^). £r ist daher als irgend 
eine Art «erzählender Prosadichtung'' aufgefasst worden, ohne 
Rücksicht auf Umfang oder inneren Werth des Erzeugnisses'). 
Zwei Erfordernisse gibt es, Erzfihlung und ünterhaltun^^ aber 

ausserdem wird noch v<Mhm;^t, das.-^ das. was zur Unterlialtimg 
erzählt wird, nicht in das (iebiet der Thatsachen gcliürt. 
Ein novellistisches Krzeu^miss ist als ,,eino zu Unterlialtungs- 
z wecken verfasste Erzählung seli)slf?eschaft'enen, erlundenen, 
bezw. erdichteten hjlialls" deiinieit worden^). 

Eine solche Definition ist jedoch umfassend genug, um 
vieles, was in einer Zeitung erscheint und erscheinen muss, 
in sich zu begreifen und es ist entschieden worden, dass die 
Umstände eines jeden einzehien conkrelen Falles den Aus- 
schlag- geben müssen. Es ist erklärt worden, dass in der 
]iinL!ra|)hie einer lii.>lurisclien I V rsöulichkeil die Eigensclialten 
eines novellistischen Ei'zeugnisses zu linden wären''). Einer 
ans einem HeiseJjrief entnommenen Ei Zählung ist auch dieser 
Charakter znpresc]HMe])en worden ''j. Ein grosser Theil des in 
dem sogen. Feuilleton deutscher Zeitungen erscheinenden 
Lesestoffes kann unter diese Definition kommen. Um das 
Recht des Urhebers hier zu beschfitzen, ist keine besondere 
Untersagung des Nachdrucks an der Spitze des Artikels 
nothwendig. 

ad b. Wissenschaftliche Ausarbeitungen, welche, wenn 
sie in der Zeilunf^ erscheinen, geg(Mi Nachdruck geschützt 
sind, lassen auch in jedem einzelnen conkrelen Falle })esnndere 
Renrtheilung zu. Der BegrilT „wissenschaftlich" ist nicht ein 
absoluter, sodass nicht unbedingt gesagt werden kann, was 

1) Erk. V. 17. Nov. 188(5 E 15 S n9. Vergl. Gutachtpn vom 
24. Aug^. ISST vom königl. prcuss. litornr. Scichverstiindigen Verein. 
Fünfzig Gutachten von Dambtich, Berlin 1S91 S. 146 1". 

3) Erk. V. 2. Mai 1889 E 19 S. 198. Vergl. auch E 15 S. 69 und 
B 20 S. 106. 

') Siehe die vonsügliche und analytische Behandlung dieses 
Gegenstandes in Dambach'a POnfzig Gutachten S. 146 f. Vergl. 
Klostermann, Das Urheberrecht 8. 54. 

*) Erk. V. 10. Dez. 1889 B 20 8. 106. 

») Erk. V. 17. Nov. 1886 B 15 8 69. Vergl. Scheele B. 61, 
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diesen Charakter besitzt und was nicht. Zwei Dingo müssen 
zur Erreichung oiner Entscheidung hier betrachtet werden, 
der Gegenstand des Artikels und die Behandlungsweise 
Einige neue Bedingungen treten noch hinzu, wenn es heisst, 
dass die Absiebt des Verfassers massgebend ist, einen Gegen- 
stand wissenschaftlich zu behandeln und in erster Linie das 
lesende Publikum zu belehren^). Derartige Artikel bedürfen 
ebentalls keiner besonderen Vorhelialtserkiärung an der Spitze. 

ad c. Für „grössere Mittlieilungen," welche die Zeitung 
durch eine specielle Erklärung der Untersagung an der Spitze 
derselben, wie durch die Worte «Nachdruck verboten* be- 
schützen kann, ist die Grösse und Bedeutung des Artikels 
allein massgebend. Es kann dies in jedem einzelnen Falle 
nur nach den Regeln der Vernunft bemessen werden. Keines- 
wegs kann jeder Zeitungsartikel auf diese Weise beHclull/J 
werden"*). Der Ausdruck "grössere Miltlieilungen" kann auch 
als ein, Leit- und Correspondenzarlikiü einschliessender, aul- 
gefasst werden"*), sodass bei diesen, wenn der Herausgeber 
es wünschenswerth erachtet, der Nachdruck verboten werden 
kann. Wenn es sich um einen Artikel handelt, der so gross 
ist, dass seine Veröffentlichung zwei oder mehr Nummern 
beansprucht, soll die Vorbehaltserklärung nur an der Spitze 
des Artikels in der ersten Nummer nöthig sein Es scheint 
dies dem Gesetz nach richtig zu sein, wäre aber eine ungewisse 
Methode vom 8laiid[)unkt des Journalisimis und angenommen, 
dass eine Untersagung des Nachdrucks gewünscht würde, 
könnte eine diesbezügliche Erklärung ganz wobt in jeder 
Nummer wiederholt werden. 

Früher, als telegraphische Mittheilungen seltener waren 
als heutzutage, wurde viel darüber gestritten, ob diese nicht 

1) Brk. V. 26. Hai 1891 £ 22 S. 66 und R 7 S. 488. \Brgl Kloster* 
mauu in Endemann'.s Handbuch Bd. II S. 254. 

Dambach s FiXnüag Gutachten S. 163 f. auch 8. 166 S. 

») Scheele S. 52. 

*) Scheele S. 88 f; Wächter S. 82; Daude S. 22. 
*) Scheele S. 52; Dambach, Urhebeiju-esetz S. 89; Wächter S. 80; 
Daude S. 22. Andere Meinung: Klostermann, Das Urheberredl t S. 56. 
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unter specielleii Schutz gestellt werden sollten Die spätere 
Entwicklung hat die Unausführbarkeit einer solclien Unter- 
scheidung bewiesen. Obgleich sie kostspieliger als die durch 
die Post erlangten Mittheilungen sind, setzt sich doch oft 
aus ihnen bei den bedeutenderen Zeitungen ein grosser Theil 
des Inhalts zusammen, dass also euie Verwahrung des Eigen- 
thumsreehts auf Telegramrae fm wesentlichen die ganze • 
Stellung des Staates in Brziig aiii Nachdruck iiuulitizuuen 
wurde. Grö.'^.sore telegra])bisclie Mittheilungen künncii nalüi- 
lich auf dieselbe Weise wie andere grössere Mittheilungen 
beschützt werden 

Das Verbot des Abdruckes umiasst nicht das Verbot der 
Uet)ersetzung, Dies letztere muss, wenn es gewünscht wird, 
besonders ausgedrückt werden. Es kann jedoch keinen 
speciellen Schutz gegen Uebersetzung für einen Zeitungs- 
artikel ohne Nachdrucksverbot geben'). 

Es wäre einem Inserenten ancli niciglich, Zeilnngsinserate 
gegen Naclidruck zu besclüilzi'ii, insutern sie in einem be- 
sonderen Falle derart sind, dnss sie unter dt ii Bcj^rilV von 
novellislisclien Erzeugnissen, wis.senscbatHichen Ausarbeitungen 
oder grösseren Mittheilungen, an deren Spitze der Nachdruck 
verboten ist, kommen könnten. Die Gerichtshöfe sind nicht 
im Stande gewesen, dem Worlaut des Gesetzes folgend, 
zwischen Inseraten und Zeitungsartikeln einen Unterschied zu 
machen^). Das Klagerecht für Nachdruck einzelner Artikel, 
welche in einer Zeitung erscheinen und von d^m Gesetz be- 
schützt werden, sieht dem Verfasser zu. Dass das Werk in 
einer Zeitung erscheint, ändert keineswegs etwas an der 
l'erson des Uriicbers^j. Ei> ist natürlich hier, wie in anderen 
Fällen dem V^erfasser möglich, seine Rechte durch Vertrag 
an seuien Verleger abzutreten. Wo ein solches Abkommen 

1) Siclio KU stcrniann, Das geistige Eij^ciithum 1867 Bil. I S. 157 f. 

2) Dambach, Urhebergesetz S. 90f.; Klostemann, Das Urheber- 
recht !S. 55. 

3) § 6c Uiiieber^^esotz von IbTt»; Scheele b. 41 uud iS. 51. 
*) Erk. V. 11. Juli 1Ö85 BUS a59, 

Scheele 51. 
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existiert, muss es in jedem Falle dorn (Seriditshof vorgezeigt 
werden^). Wo einzelne beschützte Ailikd in einer Zeitung, 
die von anonymen oder Pseudonymen Verfassern herrühren, 
in Betracht kommen, Ist der Herausgeber oder Verleger ohne 
Weiteres zur Verfolgung des Nachdrucks berechtigt. Der 
Herausgeber oder Verleger kann entweder als Vertreter oder 
t in cigenom Namen handeln, je nach seinem Uebereinkommen 
mit dem anonymen Verfasser^). 

Selbstverständlich ist auch die Zeitung- als (janzes iropren 
den Nadidruck beschützt, d. h. nicht in Ilinsiclit nnf einzelne 
Artikel, aus denen sie zusammengesetzt ist, sondern als ein 
Schriftwerk überhaupt Dieser Scliutz ist nicht allein gegen 
ganze, sondern auch gegen theilweise Verviclföltigung gewährt'). 
Bei theilwdsem Nachdruck entsteht die Frage, wieviel ge- 
nommen werden muss um diese Klage zu rechtfertigen. 
Dies besteht nicht im Abdruck emes einzelnen Artikels, 
sondern mehrerer, eines „erheblichen Theiles* der Zeitung 
also^). Es muss in jedem einzelnen Falle berücksichtigt 
werden, ob die Umstände derart sind, dass sie dieser Detiniüon 
von theihveisem Nachdruck entsprechen, wobei die Regel- 
mässigkoit der Entlehnung von Werth sein kann^). Die 
Erheblictikeil des abgedruckten Theiles ist nach dem quanti- 
tativen Verhältniss desselben zu der ganzen Zeitung zu be- 
messen Obgleich das Klagerecht, wo es sich um unbefugte 
Entlehnung einzelner Artikel handelt, bei welchen per se der 
Nachdruck untersagt ist, oder untersagt werden kann, von dorn 
Verfasser eines jeden Artikels bewahrt wird, ausj^enonunen, 
wenn der Artikel ein anonymer ist, oder ein anderes Ab- 

1) Daudo S. 82 f.; Scheele 8. 51, Dambach, Urhebergesets S. 90. 

§ 28 Urhebergesete, vergl. Scheele S. 98. 
S) § 4 Urhebcrgesets. 

*) Erk. V. 2. Apr. 1884 Entscheidungen des Rcichsgorichts in 

Civilsachen Bd 12 S. 117. Vergl. Wächter S. 83. 

^) Klostcrmann, Das Urheberrecht S. 53 f. Vergl. Dambach, 

ürhebergcsetz S. 89. 

Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachen Bd. 12 
S. 117 f. i Erk. V, 2^. J^ui 188^ ß 3- 43ü. Ver^l. Scheele S. ^6 uu4 
b öuf. 
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kommen zwischen dem Verfasser und der Zeitung' lierisclit^), 
gehört es in Fallen von futulem oder i^artiellom Nachdruck 
unzweifelhaft dem Hedakteur (Herausgeber) zu^). 

iL Der Gebrauch seitens einer Zeitung von 
Druckstoff aus fremden Quellen, 

Nachdem die Zeilunpr weiss, bis zu welchem Grunde sie 
gegen die Entlelinunfr ilner eigenen Artikel durch Andere bo- 
schül/.l wird, ist es auch von Wicltfigkeit für sie zu wissen, 
wie weit sie ilirerseits gelien darf, fremde Quellen sich zu 
Nutze zu machen, und unter wclclien Bedingungen sie dies 
ihun kann. Wenn wir uns an das Vorhergehende erinnern, 
werden wir sofort sofort sehen, dass die Zeitung von andern 
nicht das entnehmen kann, was als Ihr Eigenthum beschOtzt 
ist, also novellistische Erzeugnisse, wissenschaftliche Aus- 
arbeitungen und solche grössere Miltheihmgen, an d^ren Spitze 
ein besonderer Vorbehalt steht. Wenn ein Redakteur von 
derartigem Material (Jebraucli zu madien wünscht, muss er 
im pf'wühnliclien l alle nicht mu* die (Jenehmigung des Re- 
dakteurs der Ix'treüendeii Zeitung, sondern auch die des Ur- 
hebers, des \'erlassers des Artikels selbst, erlangen. Um die 
Möglichkeit gerichtlicher Verfolgung zu vermeiden, muss die 
Genehmigung in jedem Falle eingeholt werden. Es kann 
vielleicht ethische Gründe geben, weshalb eine Zeitung nicht 
Druckstoff anderer Art von einer andern Zeitung entnehmen 
sollte, aber es bestellt von Seiten des Staates hierüber kein 
Verbot und niuralisclie lUieksichten können wir hier nicht er- 
wägen. Die andern Ouelleii, wie w ir uns erinnern müssen, 
aus "welchen der Abdruck einzehier Artikel freisteht, be- 
schränken sich nicht auf eigentliche Zeitungen, denn das Ge- 
biet erstreckt sich auf solche andere Publikationen, die unter 
dem Begriff von „Zeitschriften und andern öffentlichen Blät- 
tern eingeschlossen werden können'^). 

1) Siehe oben S. 9ß. 

2) Wacliter S. 81; Scheel© S. 61; Dernburg, Freust«. Priyatrecht, 
4. A. Bd. II S. 951a 10. 

§ 7 b ürhebcrgesetz. 
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Srlirift werke anderer Art sind natürlich den allgemeinen 
Bestimmungen über Nachdruck unterwoden und geniessea 
vollständigen Schutz ohne Ausnahmen zum Vortheil der Zei- 
tung. Im Allgemeinen könnte es überhaupt der Zeitung 
wenig helfen — wenn die in diesem Abschnitt verfolgte Idee 
festgehalten wird, — dass die Zeitungsliteratur keine solche 
istf die wesentlich durch den Abdruck, Wort för Wort und 
Seite für Seite, von Schriftstücken bereichert werden könnte, 
welche andere Zweig^e der Lileicdur repräsentieren. Sie nimmt 
als Literatur ilue eigene Stelle ein und in der Rednktion ist 
die Nachfrage nach solchem fremden Stolle selten so gross 
als das Angebot. Ausdrücklich erlaubt ist die „wörtliche An- 
fiihrung einzehier Stellen oder kleinerer Theile eines bereits 
veröffentlichten Werkes**, unter der Bedingung, dass der Ur- 
heber oder die benützte Quelle angegeben ist Dies bietet 
eine rechtliche Praxis für Gitate aus Büchern, bei der Kritik 
eines neuen Buches z. B. Es würde von Seiten des Autors 
höchst ungewöhnlich sein, gegen solche Anführung einzelner 
Stellen Einspruch zu erheben, iniintrliin wäre es doch denk- 
bar. Sie könnte auch in übertriebenem Masse ausgeübt 
werden und daher zu einem partiellen Nachdruck sich ge- 
stalten, der, wie wir wissen, strafbar ist. Wenn die Angabe 
der Quelle oder des Namens des Urhebers vorsätzlich oder 
aus Fahrlässigkeit unterlassen wu*d, tritt Geldstrafe bis zu 
zwanzig Thalern ein*). 

Frei stdit der Abdruck von Gesetzen, amtlichen Erlassen, 
ötFentlichen Aktenstücken und Verhandlungen aller Art, welche 
ein, für die praktischen Angelegenheiten einer Zeitung höchst 
wichtiges Zugeständniss sind"*). Sie dürfen jedoch nur inso- 
fern natürlich abgedruckt werden, als sie auf gesetzlichem 
Wege zu erlangen sind. Derartige Aktenstücke etc. stehen 
nur soweit zur Verfügung, als die Gesetze betreffs des Anits- 
geheinmisses dies zulassen. Solche Veröffentlichiingen sind 

1) § 7 a Urheberf^esetz. 

2) Dambach, UrholK^rgeaets S. 7^, 
8) § 240 Urb e berge setz, 

<) § 7 c Urhebergesets, 



Digitized by Google 



— 171 — 

ferner natürlich den allgemeinen Bestimnumgen der Straf- 
gesetze unterworfen, was von grosser Wichtigkeit bei den 
Berichten ttber yerschiedene Arten von Verhandlungen ist 
Berichte von den Verhandlungen des Beidistages und der 
gesetzgebenden Körper der verschiedenen Bundestaaten, sind 
allein von Verantwortlichkeit befreit^). 

Genehmigung des Urhebers ist erforderlieh für den Ab- 
druck von Vorträgen, welche zum Zwecke der Erbauung, 
der Belehrung oder der Unterhaltung gehalten weiden -j. 
Dies umfasst solche Vorträge, welche durch die Dozenten der 
Univei'sitaten gehalten werden, Predigten, Beiseschilderun- 
gen etc. 

Die EinwiUignng zu derartigen Veröffentlichungen ist 
meist nicht schwer zn erlangen, da es gerade eine gewöhn- 
liche Klage ist, dass ihnen zu wenig Raum in der Zeitung zu 
Gebote steht. Der Zeitung steht e^^ andererseits frei, lie- 
ferate iiber solche Vorträge aufzunelnnen. Das einzige Er- 
forderniss ist, dass der Bericht nicht derart sein darf, dass 
er als partieller Abdi-uck angesehen werden hann ^j. Im Ab- 
druck von Reden hingegen, welche bei den Verhandlungen 
der Gerichte, der politischen, kommunalen und kirchlichen 
Vertretungen, sowie der politischen und ähnlichen Versamm- 
lungen gehalten werden, ist der Zdtnng keine Besdir&nkung 
auferlegt. Natürlich ist dies indessen ein Recht, das nur, 
insofern es die Strafeesetze nicht verletzt', ausgeübt werden 
kann'*). 

Die Bestimmungen betrefls des Nachdruckes müssen in- 
sofern beobachtet werden, als der Urheber sein Indigenat im 
deutschen Reiche hat. In dem Falle einer Fei-son, die in 
Deutschland wohnt, und au^ändischen Zeitungen solche Bei- 
trage liefert, welche nach deutschem Recht gegen Nachdruck 
geiphützt sind, erstreckt sich ihr Schutz gegen Nachdruck 

1) Siehe oben S. 61 f. 

') § 5 b Urhobergeaeta. 

3) Dambach, Urhebergeaetz S. 61; Wächter S. 85; Klostermann, 

Das Urheberrecht S. 62 f. 

§ 7 d Urhebergesets. 
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in inländischen Zeitnng^en in gleichem ^fasse*). IVi- Schutz 
der inländischen Gesetze dehnt sich ebenfalls auch auf einen 
inländischen Urheber aus, was seine Beiträge fUr eine im 
Deutschen Reiche veröffentlichte Zeitung anbelangt ^. 

Wer Yorsätzh'ch O'ler aus Fahrlässigkeit einen Nachdruck 
begeht, muss den TTrheber entschädiofen. Ausserdem wird er 
mit Geldstrafe bis zu eintausend Tlinlern bele^ift. AWnii die 
Geldstrafe nicht aufeeltraclit werden kann, so kann dieselbe 
in eine Freiheitsstrafe bis zu sechs iVfoiiHten unijCfewandelt 
werden. Statt Entschädigunjor kann auf Verlangen des Be- 
schädigten neben der Strafe eine Geldbusse bis zu zwei- 
tausend Thalem') auferlegt werden. Exemplare der gegen 
das Nachdruckgesetz verstossenden Publikationen, die noch 
Torräthig sind, sowohl als die Formen, Platten etc., können 
konfisziert und vernichtet werden*). Gerichtliche Verfolgung 
ist nicht von Amtswegen, sondern nur auf den Antrag des 
Verletzten ein'/nh'iten Die Strafe ist Safhe des Eigen- 
thüniers und A'erh^gers und nicht des verantwoit liehen Re- 
dakteurs. Nicht der Inluilt der Zeitung, für welchen der 
verantwortliche Redakteur stets verantwortlich ist, sondern 
das Begehen des Abdrucks soll die Gesetzwidrigkeit aus- 
machen. Der Redakteur kann in manchen Fällen als Mit- 
veranstalter belangt werden^. 

In Fällen, wo der Jouiiialismus durch Illustrationen 
untei'>Jtützt ist und zwar entweder zeitweilig nur oder regel- 
mässig, als wesentliche tägliche Ersclieinun^reii. wie dies z. B. 
mit den grossen Zeitungen von XewA'ork City dei Fall, ist 
es ebenfalls nuthwendig, <lie P>estinnnungen mit l^ezng auf 
eine andere Art von Nachdruck in Betracht zu ziehen. Ks 
soll kurz angeführt wei-den, dass der Schutz des Staates für 



1) § 61 Uihebergesets; Erk. v. 17. Nov. 1886 B 16 8. 59; Dftin- 
bach*8 Paofsig Gutachten 8. 150 (f. 
S) § 61 Urhebei^eaets. 
>) § 18 UrhebergoMts. 

*) § 21 Urhobergcsetz. 

§ 27 Urheberfjesetz. 
«) Scheele S. 75; Vergl. Erk. v, a. Jwpi 1890 B ^0 S. 430. 
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den Urlif'ber sich auf f^eo^^Tapliisjche, topographische, uatur- 
wissenschaltlichc, airbitektonische, technische und ähnliche 
Zeichnangen und Abbihhmgen erstreckt*). Ebenso erstreckt 
er sieb auch auf musikalische Kompositionen, deren Wieder- 
gabe kein nothwendiges Gebiet der Zeitnngsthätigkeit sein 
kann, obgleich sie zuweilen versucht worden ist^. Ganze 
oder tkeilweise Nachbildung einer Pbotogiaphie wird auch 
als sti*af barer Nachdruck betrachtet'). 

IL Kapitel. 
Naelidrnck liinsielitüeh ausländischer Urheber. 

Die internationalen Beziehungen in Bezug auf Nachdruck 
können kurz augeiührt werden, da sie die Entlehnung tou 
Artikeln ans deutschen Zeitungen durch Zeitungen anderer 
Länder und umgekehi-t, betrefteu. Diese Bedingungen be^ 
ruhen aut' der Bemer Uebereinkunft vom 9. September 188G^), 
durch welche bezweckt wird, dem ausländischen Urheber in 
allen Verband.sUindeMi dieselben Kechte bezüglich des Schutzes 
j^eiuer literarischen Erzeugnisse geniesseu zu lassen, wie er 
sie in seinem eigenen Lande geniesst ""j. Die Union um- 
scliliesst Deutschland, Beigieu, »Spanieu und seine Kolonien, 
i<Vankreich und Grussbritanien nebst ihren Kolonien, Italien, 
Haiti, die Schweiz, Tunis, Luxemburg und Monaco^). Die 
Uebereinkunft gibt in positiven Ausdrucken die Bestimmungen 
an, welche die Beziehungen zwischen den Zeitungen der ver- 
schiedenen Ländern, die den Vertrag aiigf nommen haben, 
regulieren. Diese Bestimmungen sind vou deu, welche wii' 

>) § 48 Urhebergesetz. 

|46 Urhebergescts. 
3) tiesets betr. den Schutz der Photographion gegen unbeftigte 

Kachbildung vom 10. Jan. 187G. 

*) Heichsgcaetzblatt für 1887 S. 493 ff. 
*) Art. 2 der Uoboreinkuiift. 

^) Scheele S. 240. Vorgl. auch Dambach, Die Staatavertriige 
über Urheberrecht in Holtzendorll'a Haiuibuch des Völkerrechts. 
Bd, III, S 591 ff. DaudG, Lehrbuch de > Urheberrechtes S. 132 ff. 
Art. über Urheberrecht iu Corrad a ötaatsworterbuch, Üd. Vi, S. 404 f. 
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in den (liosbezügliclipn inlänflis^rlien Gesetzen Deutschlands 
finden, etwas verschieden. Artikel politischen Inhalts, Tages- 
neuigfkeiten nnd sog. „veimischte Nachrichten" (faits divers) 
sind im Original sowie in der Uehei'seteong frei, nnd keine 
Bechte können in Bezug auf sie geltend gemacht werden. 
Für solche Artikel jedoch, die nicht diesen Gattungen an- 
gehören, ob sie in Zeitungen oder periodischen Zeitschriften 
erscheinen, kann der Urheber oder Heransgeber den Nach- 
druck untersagen und auf diese Weise wird ihr Abdruck im 
( )riginal oder in der Uebersetzung- in allen, der Union an- 
gehurigen Ländern, verboten. Bei Zeitschriften genügt es, 
das Verbot iu allgemeiner Weise an der Spitze einer jeden 
Nummer anzubringen 

Neben dieser Uebereinkunft indessen nnd sie ergänzend, 
gelten noch die spedellen Literarverträge zwischen den yer- 
sehiedenen Ländern der Union, insofern als diese Verträge 
den Urhebern weitergehende Bechte zugestehen, als ihnen 
solche durch den Verband gewährt werden, oder sonst Be- 
stinnmingen der Uebereinkunft von 188G nicht zuwiderlaufen-). 
Von diesem besonderen und weitergehenden^) Charakter sind 
besonders für Deutscldand die J^estininiungen der Verträge 
mit Frankreich*), Belgien^) nnd Italien®) zu erwähnen. In 
diesen Verträgen mit genannten Ländern nähern sich die 
Bestunmungen mehr den inländischen Gesetzen. Der Abdruck 
nnd die Uebersetzung einzelner Artikel aus Zeitungen nnd 
periodischen Zeitschriften steht auch hier freu Verboten aber 
in jedem Falle, selbst ohne besonders erklärte Vorbehaltung 
ist der Abdruck und die Uebersetzung: a) von Feuilleton- 
romanen oder Artikeln übei' Wissienschaft oder Kunst, und 
b) von grösseren Artikeln, wenn der Nachdi'uck auädiäcklich 
untersagt ist. 



1) Art. 7 der Uebereinkunft. 

2) Art. 15 der Uebereinkunft, Vergl. Daude's Lehrbuch S. 149 ff. 
8) Scheolo S. B8. Vergl. Daudo'a Lelirbuch 8. Iö8. 

*) Art. 5 Vertrag vom 19. April 1888. 
•i) Art. 5 Vortrag vom 12. Dez. 1888. 
«5J Art. 5 Vortrag vom 2ü. Juni 1884. 
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Die l^eziehiingen mit Oesterreich sind noch anderer Art. 
Hier wird die Entlehnung im Allgemeinen von Seiten des 
österreichischen Staates noch gestattet, unter der einzigen 
Bedingung der Quellenangabe. Auszüge ans Zeitschriften und 
periodischen Blättern, die nicht zu den „eigentlichen politi- 
schen Zeitungen" gehören, dürfen zusammengenommen, im 
Laufe eines Jahres zwei Druckbogen niclit tiberschreiten 
In dem Uebneinkommen zwisclien dem deutschen Eeicli und 
den Vereinigten Staaten von Amerika über den gegenseitigen 
öchufcs des Urhebei reclits gibt es keine besondere Bestim- 
mungen über den X^achdi'uck Ton Zeitungsartikeln ^j. 



1) Oosterreicbisches Patont v. 19. Okt 1846. VergL Scheele 
8. 64; Daude*B Lehrrbuch S. 81: — § 62 Urhebergesetz in Bezug auf 

Lhiidcr, die dem ehemaligen deutschen Bund angehörten. 

•i) Für dieses Uebereiokommen siehe Reichsgesetzblatt tUr 1892 
S. 478 f. 
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Scblassbemerkungdii 



Wir sind nnn der Zeitung: in ihren gegenwärtigen Be- 
ziebungen zum Staat in Deutschland auf jedes Grebiet von 
Bedeutung: gefolgt Es ist leicht ersichtlich, dass durch das 
sog. pressrechtliche Repressivsysteni, welches sidi den Inhalt 
der Zeitung zur Gnmdlage nimmt, die bedeutendsten Ein- 
schränkungen angewendet werden können. Dieses S3'stem 
lial zu piiieiii schon laiiire andauernden Streit zwisrhen Staat 
und Journalismus gelTiIiit. Ks lj;it t'iue lauge liistoiische 
Entwicklung von dem gäuzliclKMi Prcvcntivsystem bis zu dem 
liberaleren, lieul zutage in Auwendung kommenden, durch- 
gemacht, welciies letztere jedoch immer nocli solchen Modi- 
fikationen und Verschärfungen unterwoifen ist, die es der 
gesetzgebenden Gewalt von Zeit zu Zeit einti^ten zu lassen 
gut dUnkt. Es darf hier erwähnt werden, dass noch besondere 
Bestimmungen im Pressrecht in Elsass-Lothringen heri-schen, 
wo die alten französischen (Jesetze mit eii)igen wenigen Aen- 
derungen noch in Kiat't steht n^). Wichtige weitere i^e- 
sclu-änkungeu der Presse existierLeii im Keiche vom dalire 
1878 — 1890 durch das „Gesetz gegen die gemeiugelahrlicheu 
Bestrebungen der Sozialdemokratie'' ^) und eine ebenfalls gegen 



1) Für Press-Kogulationen in Elsass-Lothringen kann iiachge> 
schlagen werden: Loening, Lehrbuch des deutschen Verwaltungs- 
rochts 1884 S, 2^»; Ü' ; Die Artikel Prpssgeworbo und Presspolizei in 
Stengol s W((rt('rbH(*h ; Artikel Press^^owoiiio und Preasrecht in Con- 
rad'8 öt;iats\vürtorbuch ; Kaysor, Das »SuntlerstratVecht von Klaass- 
Lothringen, Holtzondorft"s ^tratVeelU Bd. 4 S. G44 II" 

-) Siehe Arlikt'i ISozialisteiigeset/, in Stonf^ei'rt Wörterbuch i 
Schwarze, Kommentar zu diesem Gesetz, Erlangen 187U. 
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die Presse gerichtete Vorlage hat während der SitaoQg von 
1894—95 dem Beichstag vorgelegen. 

Bis zu welchem Grade der Eaktor des Staats seinen 
Einflass geltend machen sollte in Verbindimg mit dem drei 
andern grossen Zeitungstaktoren, den Eigenthümem, den Re? 
(lakleuieu uml dem Lesepublikuni, um die heilsambten Re- 
sultate zu erzielen, ist eine Frage vuii höchster Wichtigkeit 
im Uebiete der Wissenschaft des Journalismus. Es ist l^eiiMfia 
Zweifel unterworfen, dass dieser ^^Aktor ^lae S^hr günstige 
Wirkung ausznjiben vermag. Hiervon nun apsgeheod, ßi^Ui 
sich die Frage auf, wie der £inflttSB dejs Staates angewendet 
werden soll, bis zu welchem Q-rade, in welcher IKchfung na4 
zu welchem Zwecke. Dass es Strafgesetze gehen muss, 
sich gegen die offene Verletzung der sozialen Ordnung, oj^ 
durch die Presse oder auf andeie Art begangen, richten, ist 
gewiss Jedem klar. Es giebt aber noch eine andere MeUiode, 
eine indirekte, wenn man sie so iieiiiieu will, um den Inhalt 
einer Zeitung zu regulieren, und dies ist die Errichtung von 
Staatswegen, eines richtigen M^ts&jtabs für Erziehung. Er-, 
lahrung und Fähigkeiten, den erreicht m hieben, ein «ied^ 
befriedigende Bew^ ablegen afissjt^, welc|^ deii wicl^t^gep 
Pflichten des intellektuellen Zweiges der ^tungsprodttktjeii 
sich ZB unterziehen wünscht. Eine soldie Qandliingsw^ei^e 
von Seiten des Staates würde vielleicht nicht so sein* daza 
beitragen, i*ressvergLheu. die aus böser Absiebt begangen 
werden, zu verhindern, ausser insofern als diese Erfurdernisse 
Personen von der Journalist isclien Thätigkeit überhaupt aus- 
schliessen dürften, deren Charakter keine genügende Garantie 
gegen solche Vergehen bieten. Sie wäre aber ein ^nei^tes 
Mittel, um solche Delikte der Presse zu verhindern, weiche 
durch. Unwissenheit, Uneifahrenheit, unreifes Urthfiil ufd all- 
gemmne Untangliddceit für die journalistische Laufbahn her- 
vorgerufen werden. Dass die Presse Alters durch Peratnm 
dieses Schlages ausserordentlich zu leiden hat, ist jedem Pach- 
numn klar, dei- mit den Yei hältnissen in einer Kedaktioü und 
ihrem i)uvchschnittspersona<l vertiaut ist. 

1? 
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Dieser Umstand, auf den ich schon am Anfang dieser 
Abhandlnngr hingewiesen habe, ist znm grossen Theil dem 
Einflnss der Eigenthfimer zo^nischreiben, die billig zn produ- 
zieren wfinschen, ebenso wie dem Mangel an Intelligenz 
nnd der literarischen Geschmachsrichtiing des Lesepublikums, 
welcher eine Nachfrage nacli derartigen untergeordneten 
Zeitungen hervorruft und diese zu solch gewinnbringenden 
Unternehmungen macht. 

Der journalistische Benif sollte keinem andern in der 
Organisation unserer modernen Gesellschaft nachstehen. Die 
regelmässige Verkündigung von Nachrichten durch die Drucicer- 
presse in einer so raschen« genauen und anziehenden Gestalt 
wie möglich ist eine Nothwendigkeit unserer Zeit. Der Handel, 
der intellektnelle Verkehr zwischen Mensch und Mensch, Ge- 
schichte. Wissenschaft, Gesellschaft, Politik nnd Civilisation 
im Allgemeinen, so wie wir sie heute kennen, krjunten ohiw 
die Zeitung kaum existieren. I'er Staat selbst könnte sich 
schwerlich ohne sie behelf»Mi. Sie ist ohne Zweifel ein Haupt- 
faktor gewesen in der sozialen Entwicklung der heutigen 
Welt, in der Erleichterung des Handels, in der Verbreitung 
Ton Informationen Aber fremde Völker und indem sie die ver- 
schiedenen Nationen unseres Erdtheiles in Berfthmng brachte 
nnd gegenseitiges Interesse erweckte. Die Zeitung ist daher 
ein Etwas, das dauern wird, so lange die Civilisation dauert 
und es ist zu hoffen, dass sie stiiiker, weiser und besser mit 
jedem dahinschwindenden rfahre wird. 

Weshalb der Advokat, der Prediger und der Arzt ge- 
lehrt und zu ihrem Berufe ausjroliildet worden sind, wälirend 
beim Journalisten dies nicht der Fall, ist eine Anomalie, die 
von dem a priori Standpunkt ans betrachtet nur als unver- 
nünftig gelten kann. Und doch liegen die Dinge sa Für 
die Ausübnng vieler Klassen von Funktionen, die für die 
öffentliche Wohlfahrt nicht weniger wichtig sind als der Jour- 
nalismus, wird der ]\Iassstab der Tauglichkeit und Qualifikation 
angeleirt. Von» dem Journalisten jedoch verlangt der Staat 
diesen Befähigungsbeweis nicht. Die Zeitungseigentliünier 
können ihie eigenen Verträge mit Jedem, der iliueu zum Kc- 
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daktenr passt, abschliessen. Mit der einzig^en Au<$nahme des 
Hanptredakteurs, des verantwortlichen Redakteurs, stellt der 
Staat keine Anforderungen und der letztere braucht nichts was 

intellektuelle Fähigkeiten betrifft, j^eniif^end qualifiziert zu sein, 
sondern niuss einlach in seiner I*(i>on eine Garantie bieten 
können im Falle strafirerichtiicher Verfolg^iuig. Er nutss sein 

1. Eine verliig-ungstahicfe Pei-son, was hauptsächlich 
minderjährige Personen, Bevormundete, Verschwender und 
dergi. ausschliesst. 

2. Eine Person im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte^) 
was nicht gerade nothwendiger Weise ein mit Zuchthaus 
bestraftes Individuum ausschliesst. 

8. Eine Person, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Deutschen lleich hat. 

Dass wir späterhin zu einer Verwirklichnng der Idee eines 
vollkommeneren, eine höhere Stufe einnehmenden Journalismus 
kommen müssen, der in den Händen nnsgebildetei" Männer 
von Intelligenz, und zwar nur in solchen Händen ruht, steht 
ausser Frage. Dieser Gedanke hat schon zu verschiedenen 
Malen seine Verfechter unter Journalisten, sowohl als unter 
Juristen gefunden'). Es ist gefragt worden, wie soll der 
Journalist ausgebildet werden? Es ist ein Irrthum, dem 
Viele schon, unvemfinftig wie es uns scheint, verfallen sind, 
anzunehmen, dass Zeitungsschreiber .lurisprudenz, 'riieologie 
oder ii'gend einen anderen Zweig einer fremden Wissenschaft 
studieren sollten. Es dürfte unmöglieh sein, sieli einen 
Menschen zu denken, der thüricht genug sein könnt« , den 
Vorsc]d{ig zu machen, dnss ein Arzt seine ersten Jugendjahre 
dem Studien der Jurisprudenz widmen sollte. Nachdem ein 



§ 8 Pressgesetz, vcrgl. Kaysäer, PiCisisrecht S. 582 f. 

^ Vcrgl. §§33 und 84 Reichastrafgesetzbuch. 

3) Allgemeines Staatsrecht, Bluptsclili 3. Aufl. 1863 Bd. II S. 512. 
Kayser, Pressrecht S. 581. Artikel Uber Zeitungen in Conrad's Staata- 
wOrterbuch Bd. VI S. 818. P. 6. Weiss, Die Keform der Presse, Karls- 
ruhe 1890. Ferd. Lentncr, Die Grundlagen des Pressstrafrechts 
Wien 1873, S. GO f. Die zahlroiihen englischen und amerikanischen 
(Quellen liegen leider augenblicklich nicht vor. 
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Jüuiiialist seine allgemeine Erziehung vollendet hat, bedarf 
ei* des Stu(liums des Journalismus. Es ist dies^ was ein 
jeder erfolgi*eiche Journalist bat lernen müssen, ehe er sieh 
zu einer ansehnlichen Stellung in seinem Beruf emporschwingen 
konnte, einerlei von welchem Wertlie andere Wissenschaften 
ihm nebenher in der Zwischenzeit gewesen sein nu)gen. 

Eine richtige Ausbildung würde nicht als der Freiheit 
der Presse entgegenstehend erscheinen, sondern ihr eine 
Garantie grösserer Stärke und besserer Freiheit bieten. Dass 
die Ansichten in Hinsicht auf diesen Gegenstand in ver- 
sdiiedenen liändern verschieden sein müssen, je nacli den 
existierenden nationalen Bedingungen, dem Stand der Entwick- 
lung des politischen Lebens etc. ist leicht begreiflich; In 
Ländern, wo die Völker noch nicht jene Freiheiten erlangt 
haben, die ihnen m Enghind und Amerika geboten sind, wird 
die Presse zu einem gewissen Grade eine etwas verschiedene 
Aufgabe haben. Es kann vor allem niclit rilieht der Zeitung 
irgendwo sein, wenn sie, um<reben von normalen l^edingungen 
existiert, als Walle für oder gegen eine gewisse politische 
Idee zu dienen. Ihr Gebiet ist es, die Nachrichten genau 
und gut wiedel zugeben, intelligent, wahrheitsgetreu und ehrlich 
die Tagesereignisse zu besprechen, und dies auf eine Weise 
um den letzten Regeln und Principien eines guten Journalismus 
gerecht zu werden. Sie wird natürlich zuweilen die Dinge, 
die in der Welt vorgehen, von einem festgesetzten, konsistente« 
Standpunkt betrachten und besprechen, wie jeder Einzeluie 
dies thnit würde, denn sie selbst ist von Kin/elnen geschrieben 
und Süll an den Einzelnen sich wenden. So ist das Gebiet 
des Journalismus in; jenen Ländern, in welchen die Zeitung 
ihi'e höchste Entwicklung erlangt hat und dieses Gebiet wird 
sie voraussichtlich allenthalben zu einer künftigen Ztit auch 
einnehmen. 
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